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Kapitel 1
Allgemeine Bestimmungen

81
Zweck

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewasserbewirtschaftung die Gewéasser als Bestandteil
des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum fir Tiere und Pflanzen sowie als
nutzbares Gut zu schitzen.

§2
Anwendungsbereich
(1) Dieses Gesetz gilt fur folgende Gewésser:
1. oberirdische Gewasser,
2. Kuistengewasser,
3.  Grundwasser.
Es gilt auch fur Teile dieser Gewasser.

(1a) Fur Meeresgewasser gelten die Vorschriften des § 23, des Kapitels 2 Abschnitt 3a und des § 90. Die flr
die Bewirtschaftung der Kiistengewasser geltenden Vorschriften bleiben unberthrt.

(2) Die Lander kdnnen kleine Gewasser von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung, inshesondere
StralR3enseitengraben als Bestandteil von Stral3en, Be- und Entwasserungsgraben, sowie Heilquellen von den
Bestimmungen dieses Gesetzes ausnehmen. Dies gilt nicht fur die Haftung fir Gewasserveranderungen nach
den 88 89 und 90.

§3
Begriffsbestimmungen
Fur dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen:
1. Oberirdische Gewésser
das standig oder zeitweilig in Betten flieRende oder stehende oder aus Quellen wild abflieRende Wasser;
2. Kistengewasser

das Meer zwischen der Kistenlinie bei mittlerem Hochwasser oder zwischen der seewartigen Begren-
zung der oberirdischen Gewasser und der seewartigen Begrenzung des Kiistenmeeres; die seewartige
Begrenzung von oberirdischen Gewassern, die nicht Binnenwasserstralen des Bundes sind, richtet sich
nach den landesrechtlichen Vorschriften;

2a. Meeresgewasser

die Kiustengewasser sowie die Gewasser im Bereich der deutschen ausschlie3lichen Wirtschaftszone
und des Festlandsockels, jeweils einschlie3lich des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes;

3.  Grundwasser

das unterirdische Wasser in der Sattigungszone, das in unmittelbarer Berihrung mit dem Boden oder
dem Untergrund steht;

4. Kunstliche Gewasser
von Menschen geschaffene oberirdische Gewésser oder Kiistengewésser;
5. Erheblich veranderte Gewéasser

durch den Menschen in ihrem Wesen physikalisch erheblich veranderte oberirdische Gewasser oder Kis-
tengewasser;

6. Wasserkorper
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einheitliche und bedeutende Abschnitte eines oberirdischen Gewassers oder Kiistengewassers (Oberfla-
chenwasserkorper) sowie abgegrenzte Grundwasservolumen innerhalb eines oder mehrerer Grundwas-
serleiter (Grundwasserkorper);

Gewassereigenschaften

die auf die Wasserbeschaffenheit, die Wassermenge, die Gewasserdkologie und die Hydromorphologie
bezogenen Eigenschaften von Gewassern und Gewasserteilen;

Gewasserzustand

die auf Wasserkorper bezogenen Gewassereigenschaften als ¢kologischer, chemischer oder mengen-
mafiger Zustand eines Gewassers; bei als kinstlich oder erheblich verandert eingestuften Gewassern
tritt an die Stelle des 6kologischen Zustands das 6kologische Potenzial;

Wasserbeschaffenheit

die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Wassers eines oberirdischen Gewas-
sers oder Kustengewdassers sowie des Grundwassers;

Schéadliche Gewasserveranderungen

Verédnderungen von Gewassereigenschaften, die das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die 6ffentli-
che Wasserversorgung, beeintrachtigen oder die nicht den Anforderungen entsprechen, die sich aus die-
sem Gesetz, aus auf Grund dieses Gesetzes erlassenen oder aus sonstigen wasserrechtlichen Vorschrif-
ten ergeben;

Stand der Technik

der Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, der die praktische
Eignung einer MaRnahme zur Begrenzung von Emissionen in Luft, Wasser und Boden, zur Gewabhrleis-
tung der Anlagensicherheit, zur Gewahrleistung einer umweltvertraglichen Abfallentsorgung oder sonst
zur Vermeidung oder Verminderung von Auswirkungen auf die Umwelt zur Erreichung eines allgemein
hohen Schutzniveaus fur die Umwelt insgesamt gesichert erscheinen lasst; bei der Bestimmung des Stan-
des der Technik sind insbesondere die in der Anlage 1 aufgefuhrten Kriterien zu bericksichtigen;

EMAS-Standort

diejenige Einheit einer Organisation, die nach 8§ 32 Absatz 1 Satz 1 des Umweltauditgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 4. September 2002 (BGBI. | S. 3490), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 6. Dezember 2011 (BGBI. | S. 2509) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung
in das EMAS-Register eingetragen ist;

Einzugsgebiet

ein Gebiet, aus dem Uber oberirdische Gewasser der gesamte Oberflichenabfluss an einer einzigen
Flussmiindung, einem Astuar oder einem Delta ins Meer gelangt;

Teileinzugsgebiet

ein Gebiet, aus dem uber oberirdische Gewdasser der gesamte Oberflachenabfluss an einem bestimmten
Punkt in ein oberirdisches Gewdasser gelangt;

Flussgebietseinheit

ein als Haupteinheit fir die Bewirtschaftung von Einzugsgebieten festgelegtes Land- oder Meeresgebiet,
das aus einem oder mehreren benachbarten Einzugsgebieten, dem ihnen zugeordneten Grundwasser
und den ihnen zugeordneten Kistengewassern im Sinne des § 7 Absatz 5 Satz 2 besteht;

Wasserdienstleistungen sind folgende Dienstleistungen fir Haushalte, 6ffentliche Einrichtungen oder
wirtschaftliche Tatigkeiten jeder Art:

a) Entnahme, Aufstauung, Speicherung, Behandlung und Verteilung von Wasser aus einem Gewasser;

b) Sammlung und Behandlung von Abwasser in Abwasseranlagen, die anschlieRend in oberirdische
Gewasser einleiten;

Wassernutzungen sind alle Wasserdienstleistungen sowie andere Handlungen mit Auswirkungen auf den
Zustand eines Gewassers, die im Hinblick auf die Bewirtschaftungsziele nach den 88§ 27 bis 31, 44 und
47 signifikant sind.
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§4
Gewassereigentum, Schranken des Grundeigentums

(1) Das Eigentum an den Bundeswasserstra3en steht dem Bund nach MaRRgabe der wasserstral3enrechtlichen
Vorschriften zu. Soweit sich aus diesem Gesetz, auf Grund dieses Gesetzes erlassener oder sonstiger was-
serrechtlicher Vorschriften Verpflichtungen aus dem Gewassereigentum ergeben, treffen diese auch den Bund
als Eigentimer der Bundeswasserstraf3en.

(2) Wasser eines flieRenden oberirdischen Gewéassers und Grundwasser sind nicht eigentumsfahig.
(3) Das Grundeigentum berechtigt nicht

1. zu einer Gewasserbenutzung, die einer behdrdlichen Zulassung bedarf,

2. zum Ausbau eines Gewassers.

(4) Eigentumer und Nutzungsberechtigte von Gewéassern haben die Benutzung durch Dritte zu dulden, soweit
fur die Benutzung eine behérdliche Zulassung erteilt worden oder eine behoérdliche Zulassung nicht erforder-
lich ist. Dies gilt nicht im Fall des § 9 Absatz 1 Nummer 3.

(5) Im Ubrigen gelten fiir das Eigentum an Gewassern die landesrechtlichen Vorschriften.

§5
Allgemeine Sorgfaltspflichten

(1) Jede Person ist verpflichtet, bei MalRnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewasser verbunden sein
kdnnen, die nach den Umsténden erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um
1. eine nachteilige Veranderung der Gewéassereigenschaften zu vermeiden,

2. eine mit Rucksicht auf den Wasserhaushalt gebotene sparsame Verwendung des Wassers sicherzustel-
len,

3. die Leistungsfahigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und
4. eine VergrofRerung und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden.

(2) Jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, istim Rahmen des ihr Mdglichen und Zumutbaren
verpflichtet, geeignete VorsorgemaRnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Scha-
densminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstiicken den mdglichen nachteiligen Folgen
fur Mensch, Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.

Kapitel 2
Bewirtschaftung von Gewassern

Abschnitt 1
Gemeinsame Bestimmungen

§6
Allgemeine Grundséatze der Gewasserbewirtschaftung

(1) Die Gewasser sind nachhaltig zu bewirtschaften, insbesondere mit dem Ziel,

1. ihre Funktions- und Leistungsféahigkeit als Bestandteil des Naturhaushalts und als Lebensraum fiir Tiere
und Pflanzen zu erhalten und zu verbessern, insbesondere durch Schutz vor nachteiligen Veranderungen
von Gewassereigenschaften,

2. Beeintrachtigungen auch im Hinblick auf den Wasserhaushalt der direkt von den Gewassern abhangen-
den Landokosysteme und Feuchtgebiete zu vermeiden und unvermeidbare, nicht nur geringfligige Be-
eintrachtigungen so weit wie mdglich auszugleichen,

3. sie zum Wohl der Allgemeinheit und im Einklang mit ihm auch im Interesse Einzelner zu nutzen,

bestehende oder kinftige Nutzungsmdglichkeiten insbesondere fur die 6ffentliche Wasserversorgung zu
erhalten oder zu schaffen,

mdoglichen Folgen des Klimawandels vorzubeugen,

6. an oberirdischen Gewassern so weit wie mdglich naturliche und schadlose Abflussverhéltnisse zu ge-
wahrleisten und insbesondere durch Rickhaltung des Wassers in der Flache der Entstehung von nach-
teiligen Hochwasserfolgen vorzubeugen,
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7. zum Schutz der Meeresumwelt beizutragen.

Die nachhaltige Gewdasserbewirtschaftung hat ein hohes Schutzniveau fur die Umwelt insgesamt zu gewahr-
leisten; dabei sind mdgliche Verlagerungen nachteiliger Auswirkungen von einem Schutzgut auf ein anderes
sowie die Erfordernisse des Klimaschutzes zu beriicksichtigen.

(2) Gewasser, die sich in einem natirlichen oder naturnahen Zustand befinden, sollen in diesem Zustand
erhalten bleiben und nicht naturnah ausgebaute natirliche Gewasser sollen so weit wie méglich wieder in
einen naturnahen Zustand zuriickgefuhrt werden, wenn tberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit
dem nicht entgegenstehen.

§ 6a
Grundsatze fir die Kosten von Wasserdienstleistungen und Wassernutzungen

(1) Bei Wasserdienstleistungen ist zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach den 88§ 27 bis 31, 44 und
47 der Grundsatz der Kostendeckung zu bertcksichtigen. Hierbei sind auch die Umwelt- und Ressourcenkos-
ten zu bericksichtigen. Es sind angemessene Anreize zu schaffen, Wasser effizient zu nutzen, um so zur
Erreichung der Bewirtschaftungsziele beizutragen.

(2) Wenn bestimmte Wassernutzungen die Erreichung der in Absatz 1 genannten Bewirtschaftungsziele ge-
fahrden, haben Wassernutzungen, insbesondere in den Bereichen Industrie, Haushalte und Landwirtschaft,
zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen angemessen beizutragen.

(3) Im Rahmen der Abséatze 1 und 2 sind das Verursacherprinzip sowie die wirtschaftliche Analyse der Was-
sernutzungen nach der Oberflachengewésserverordnung und der Grundwasserverordnung zugrunde zu le-
gen.

(4) Von den Grundsatzen nach den Abséatzen 1 und 2 kann im Hinblick auf soziale, 6kologische und wirtschaft-
liche Auswirkungen der Kostendeckung sowie im Hinblick auf regionale geografische oder klimatische Beson-
derheiten abgewichen werden.

(5) Weitergehende Regelungen des Bundes und der Lander zur Erhebung von Kosten und Entgelten im Be-
reich der Bewirtschaftung von Gewassern bleiben unberihrt.

Bewirtschaftung nacs Izlussgebietseinheiten

(1) Die Gewasser sind nach Flussgebietseinheiten zu bewirtschaften. Die Flussgebietseinheiten sind:
Donau,

Rhein,

Maas,

Ems,

Weser,

Elbe,

Eider,

Oder,

Schlei/Trave,

© ® N o g DN PR

10. Warnow/Peene.
Die Flussgebietseinheiten sind in der Anlage 2 in Kartenform dargestellt.

(2) Die zustandigen Behdorden der Lander koordinieren untereinander ihre wasserwirtschaftlichen Planungen
und MaRRnahmen, soweit die Belange der flussgebietsbezogenen Gewasserbewirtschaftung dies erfordern.

(3) Zur Erreichung der in diesem Gesetz festgelegten Bewirtschaftungsziele

1. koordinieren die zustandigen Behorden der Lander die MalBhahmenprogramme und Bewirtschaftungs-
plane mit den zustandigen Behérden anderer Mitgliedstaaten der Europaischen Union, in deren Hoheits-
gebiet die Flussgebietseinheiten ebenfalls liegen,

2. bemduhen sich die zustandigen Behdrden der Ladnder um eine der Nummer 1 entsprechende Koordinie-
rung mit den zusténdigen Behorden von Staaten, die nicht der Europaischen Union angehoren.

31.07.2009 (BGBI. I S. 2585 / FNA 753-13) Seite 7
Stand 04.12.2018 (BGBI. | S. 2254, 2255)



70.1-02
WHG 2009

(4) Soweit die Verwaltung der BundeswasserstralRen berthrt ist, ist bei der Koordinierung nach den Abséatzen 2
und 3 das Einvernehmen der Generaldirektion WasserstralRen und Schifffahrt einzuholen. Soweit gesamt-
staatliche Belange bei der Pflege der Beziehungen zur Europaischen Union, zu auswartigen Staaten oder zu
internationalen Organisationen beruhrt sind, ist bei der Koordinierung nach Absatz 3 das Einvernehmen des
Bundesministeriums fur Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit einzuholen.

(5) Die zustandigen Behorden der Lander ordnen innerhalb der Landesgrenzen die Einzugsgebiete oberirdi-
scher Gewasser sowie Kistengewasser und das Grundwasser einer Flussgebietseinheit zu. Bei Kiistenge-
wassern gilt dies fir die Flachen auf der landwartigen Seite einer Linie, auf der sich jeder Punkt eine Seemeile
seewarts vom nachsten Punkt der Basislinie befindet, von der aus die Breite der Hoheitsgewéasser gemessen
wird, mindestens bis zur au3eren Grenze der Gewdasser, die im Wesentlichen von SulRwasserstromungen
beeinflusst sind. Die Lander kénnen die Zuordnung auch durch Gesetz regeln.

§8
Erlaubnis, Bewilligung

(1) Die Benutzung eines Gewassers bedarf der Erlaubnis oder der Bewilligung, soweit nicht durch dieses
Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften etwas anderes bestimmt ist.

(2) Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bedirfen Gewésserbenutzungen, die der Abwehr einer gegenwartigen
Gefahr fir die offentliche Sicherheit dienen, sofern der drohende Schaden schwerer wiegt als die mit der
Benutzung verbundenen nachteiligen Veranderungen von Gewassereigenschaften. Die zustandige Behdrde
ist unverzuglich Gber die Benutzung zu unterrichten.

(3) Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bediirfen ferner bei Ubungen und Erprobungen fiir Zwecke der Verteidi-
gung oder der Abwehr von Gefahren fur die 6ffentliche Sicherheit

1. das vorubergehende Entnehmen von Wasser aus einem Gewasser,
2. das Wiedereinleiten des Wassers in ein Gewasser mittels beweglicher Anlagen und
3. das vorUbergehende Einbringen von Stoffen in ein Gewasser,

wenn durch diese Benutzungen andere nicht oder nur geringflgig beeintrachtigt werden und keine nachteilige
Veranderung der Gewassereigenschaften zu erwarten ist. Die Gewasserbenutzung ist der zustandigen Be-
horde rechtzeitig vor Beginn der Ubung oder der Erprobung anzuzeigen.

(4) Ist bei der Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung nichts anderes bestimmt worden, geht die Erlaubnis
oder die Bewilligung mit der Wasserbenutzungsanlage oder, wenn sie fiir ein Grundstiick erteilt worden ist,
mit diesem auf den Rechtsnachfolger tber.

§9
Benutzungen
(1) Benutzungen im Sinne dieses Gesetzes sind
1. das Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdischen Gewassern,
2. das Aufstauen und Absenken von oberirdischen Gewéassern,

3. das Entnehmen fester Stoffe aus oberirdischen Gewassern, soweit sich dies auf die Gewassereigen-
schaften auswirkt,

4. das Einbringen und Einleiten von Stoffen in Gewasser,
5. das Entnehmen, Zutageférdern, Zutageleiten und Ableiten von Grundwasser.
(2) Soweit nicht bereits eine Benutzung nach Absatz 1 vorliegt, gelten als Benutzungen auch

1. das Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser durch Anlagen, die hierfiir bestimmt oder ge-
eignet sind,

2.  MaRnahmen, die geeignet sind, dauernd oder in einem nicht nur unerheblichen Ausmaf nachteilige Ver-
anderungen der Wasserbeschaffenheit herbeizufihren,

3. das Aufbrechen von Gesteinen unter hydraulischem Druck zur Aufsuchung oder Gewinnung von Erdgas,
Erddl oder Erdwéarme, einschlie3lich der zugehdrigen Tiefbohrungen,

4. die untertdgige Ablagerung von Lagerstattenwasser, das bei Malinahmen nach Nummer 3 oder anderen
MalRnahmen zur Aufsuchung oder Gewinnung von Erdgas oder Erdél anfallt.
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(3) Keine Benutzungen sind Mafinahmen, die dem Ausbau eines Gewassers im Sinne des § 67 Absatz 2
dienen. Das Gleiche gilt fir MaBnhahmen der Unterhaltung eines Gewassers, soweit hierbei keine chemischen
Mittel verwendet werden.

§10
Inhalt der Erlaubnis und der Bewilligung

(1) Die Erlaubnis gewéhrt die Befugnis, die Bewilligung das Recht, ein Gewasser zu einem bestimmten Zweck
in einer nach Art und MaR bestimmten Weise zu benutzen.

(2) Erlaubnis und Bewilligung geben keinen Anspruch auf Zufluss von Wasser in einer bestimmten Menge und
Beschaffenheit.

§11
Erlaubnis-, Bewilligungsverfahren

(1) Erlaubnis und Bewilligung kdnnen fur ein Vorhaben, das nach dem Gesetz liber die Umweltvertraglich-
keitsprifung einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegt, nur in einem Verfahren erteilt werden, das den
Anforderungen des genannten Gesetzes entspricht.

(2) Die Bewilligung kann nur in einem Verfahren erteilt werden, in dem die Betroffenen und die beteiligten
Behorden Einwendungen geltend machen kénnen.

§12
Voraussetzungen fiir die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilligung, Bewirtschaftungsermessen
(1) Die Erlaubnis und die Bewilligung sind zu versagen, wenn

1. schadliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Gewasserver-
anderungen zu erwarten sind oder

2. andere Anforderungen nach 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht erfillt werden.

(2) Im Ubrigen steht die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilligung im pflichtgemaRRen Ermessen (Bewirt-
schaftungsermessen) der zustandigen Behdorde.

§13
Inhalts- und Nebenbestimmungen der Erlaubnis und der Bewilligung

(1) Inhalts- und Nebenbestimmungen sind auch nachtréglich sowie auch zu dem Zweck zuléassig, nachteilige
Wirkungen fir andere zu vermeiden oder auszugleichen.
(2) Die zustandige Behorde kann durch Inhalts- und Nebenbestimmungen insbesondere
1. Anforderungen an die Beschaffenheit einzubringender oder einzuleitender Stoffe stellen,
2. Mafnahmen anordnen, die
a) in einem MalRnahmenprogramm nach § 82 enthalten oder zu seiner Durchfuihrung erforderlich sind,
b) geboten sind, damit das Wasser mit Ricksicht auf den Wasserhaushalt sparsam verwendet wird,

c) der Feststellung der Gewassereigenschaften vor der Benutzung oder der Beobachtung der Gewas-
serbenutzung und ihrer Auswirkungen dienen,

d) zum Ausgleich einer auf die Benutzung zurtckzufiihrenden nachteiligen Verédnderung der Gewas-
sereigenschaften erforderlich sind,

3. die Bestellung verantwortlicher Betriebsbeauftragter vorschreiben, soweit nicht die Bestellung eines Ge-
wasserschutzbeauftragten nach § 64 vorgeschrieben ist oder angeordnet werden kann,

4. dem Benutzer angemessene Beitrdge zu den Kosten von MalRnahmen auferlegen, die eine Kérperschaft
des offentlichen Rechts getroffen hat oder treffen wird, um eine mit der Benutzung verbundene Beein-
trachtigung des Wohls der Allgemeinheit zu vermeiden oder auszugleichen.

(3) Fur die Bewilligung gilt Absatz 1 mit der Mal3gabe, dass nachtraglich nur Inhalts- und Nebenbestimmungen
im Sinne von Absatz 2 Nummer 1 bis 4 zulassig sind.
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§ 13a
Versagung und Voraussetzungen fiur die Erteilung der Erlaubnis fir bestimmte
Gewasserbenutzungen; unabhéangige Expertenkommission

(1) Eine Erlaubnis fur eine Gewasserbenutzung nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 ist zu versagen, wenn

1. Schiefer-, Ton- oder Mergelgestein oder Kohleflozgestein zur Aufsuchung oder Gewinnung von Erdgas
oder Erddl aufgebrochen werden soll oder

2. die Gewasserbenutzung erfolgen soll in oder unter
a) einem festgesetzten Wasserschutzgebiet,
b) einem festgesetzten Heilquellenschutzgebiet,
c) einem Gebiet, aus dem uber oberirdische Gewéasser Oberflachenabfluss

aa) in einen natirlichen See gelangt, aus dem unmittelbar Wasser fur die 6ffentliche Wasserver-
sorgung entnommen wird oder

bb) in eine Talsperre gelangt, die der 6ffentlichen Wasserversorgung dient,
d) einem Einzugsgebiet einer Wasserentnahmestelle fur die 6ffentliche Wasserversorgung,
e) einem Einzugsgebiet eines Brunnens nach dem Wassersicherstellungsgesetz oder
f)  einem Einzugsgebiet

aa) eines Mineralwasservorkommens,

bb) einer Heilquelle oder

cc) einer Stelle zur Entnahme von Wasser zur Herstellung von Lebensmitteln.

Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und f Doppelbuchstabe bb gilt nicht, wenn Gesteine aufgebrochen werden
sollen, um eine Heilguelle zu erschlieRen oder zu erhalten. Auf Antrag des Inhabers der Erlaubnis fur die
Wasserentnahme, der die erforderlichen Unterlagen enthalt, weist die zustandige Behorde Gebiete nach Satz
1 Nummer 2 Buchstabe c bis f nach Mal3gabe der allgemein anerkannten Regeln der Technik in Karten aus
und verdéffentlicht die Karten fir die Gebiete nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe ¢, d und f im Internet. Satz 1
Nummer 2 Buchstabe a und b und Satz 3 gelten entsprechend fir Gebiete, die zur Festsetzung als Wasser-
schutzgebiete oder als Heilquellenschutzgebiete vorgesehen sind, fiir einen Zeitraum von 36 Monaten nach
ihrer Ausweisung als vorgesehene Schutzgebiete entsprechend Satz 3. Die zustandige Behodrde kann die Frist
nach Satz 4 um bis zu zwéIf Monate verlangern, wenn besondere Umstande dies erfordern.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 kénnen Erlaubnisse fur vier ErprobungsmafRnahmen mit dem
Zweck erteilt werden, die Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere den Untergrund und den Wasserhaus-
halt, wissenschaftlich zu erforschen. Die Erlaubnisse nach Satz 1 bedirfen der Zustimmung der jeweiligen
Landesregierung. Bei der Entscheidung nach Satz 2 sind die geologischen Besonderheiten der betroffenen
Gebiete und sonstige 6ffentliche Interessen abzuwagen.

(3) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass Erlaubnisse fir Benutzungen nach § 9 Absatz 2 Nummer
3 und 4 auch in oder unter Gebieten, in denen untertdgiger Bergbau betrieben wird oder betrieben worden ist,
nur unter bestimmten Auflagen erteilt werden diirfen oder zu versagen sind. Die zustdndige Behorde weist
Gebiete nach Satz 1 in Karten aus.

(4) Sofern die Erteilung einer Erlaubnis fur eine Benutzung nach 8§ 9 Absatz 2 Nummer 3 nicht nach Absatz 1
oder Absatz 3 ausgeschlossen ist, darf die Erlaubnis nur erteilt werden, wenn

1. die verwendeten Gemische

a) inden Fallen des Absatzes 2 als nicht wassergefahrdend eingestuft sind

b) inden Ubrigen Féllen als nicht oder als schwach wassergeféahrdend eingestuft sind und
2. sichergestellt ist, dass der Stand der Technik eingehalten wird.

(5) Sofern die Erteilung einer Erlaubnis fir eine Benutzung nach § 9 Absatz 2 Nummer 4 nicht nach Absatz 1
oder Absatz 3 ausgeschlossen ist, darf die Erlaubnis nur erteilt werden, wenn sichergestellt ist, dass der Stand
der Technik eingehalten wird und insbesondere die Anforderungen nach § 22c der Allgemeinen Bundesberg-
verordnung vom 23. Oktober 1995 (BGBI. | S. 1466), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 4. August
2016 (BGBI. | S. 1957) geandert worden ist, erfullt werden.

(6) Die Bundesregierung setzt eine unabhangige Expertenkommission ein, welche die nach Absatz 2 durch-
gefihrten ErprobungsmalRnahmen wissenschaftlich begleitet und auswertet sowie hierzu und zum Stand der
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Technik Erfahrungsberichte zum 30. Juni eines Jahres, beginnend mit dem 30. Juni 2018, erstellt. Die Exper-
tenkommission Ubermittelt die Erfahrungsberichte zu den in Satz 1 genannten Zeitpunkten dem Deutschen
Bundestag und verdéffentlicht sie im Internet. Die Expertenkommission unterrichtet die Offentlichkeit in regel-
mafigen Absténden tber Verlauf und Ergebnisse der Erprobungsmafl3nahmen nach Absatz 2; hierbei sowie
zu den Entwiirfen der Erfahrungsberichte nach Satz 1 ist der Offentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben. Die unabhangige Expertenkommission nach Satz 1 setzt sich zusammen aus

1. einem Vertreter der Bundesanstalt fir Geowissenschaften und Rohstoffe,
2. einem Vertreter des Umweltbundesamtes,

3. einem vom Bundesrat benannten Vertreter eines Landesamtes fir Geologie, das nicht fur die Zulassung
der Erprobungsmalnahmen zustandig ist,

einem Vertreter des Helmholtz-Zentrums Potsdam Deutsches GeoForschungsZentrum,
einem Vertreter des Helmholtz-Zentrums fiir Umweltforschung Leipzig sowie

einem vom Bundesrat benannten Vertreter einer fir Wasserwirtschaft zustandigen Landesbehdrde, die
nicht fur die Zulassung der ErprobungsmalRhahmen zustandig ist.

Die Mitglieder der Expertenkommission sind an Weisungen nicht gebunden. Die Expertenkommission gibt sich
eine Geschaftsordnung und wahlt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden.

(7) Im Jahr 2021 Uberpruft der Deutsche Bundestag auf der Grundlage des bis dahin vorliegenden Standes
von Wissenschaft und Technik die Angemessenheit des Verbots nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1.

§13b
Antragsunterlagen und Uberwachung bei bestimmten Gewéasserbenutzungen; Stoffregister

(1) Der Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis fur eine Gewasserbenutzung nach 8§ 9 Absatz 2 Nummer 3 oder
Nummer 4 muss insbesondere die Angaben nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 der Verordnung tber die Umwelt-
vertraglichkeitsprufung bergbaulicher Vorhaben vom 13. Juli 1990 (BGBI. | S.1420), die zuletzt durch Artikel 1
der Verordnung vom 4. August 2016 (BGBI. | S. 1957) geandert worden ist, enthalten. Die zustandige Behérde
hat die Angaben nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a dieser Verordnung innerhalb von zwei Wochen
nach Antragstellung im Internet zu veroffentlichen.

(2) In der Erlaubnis fur Gewasserbenutzungen nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 ist insbesondere zu regeln,

wie

1. die Beschaffenheit des Grundwassers und oberirdischer Gewasser im Einwirkungsbereich der Maf3nah-
men regelmanig wéhrend und nach deren Durchfiihrung zu tberwachen und

2. Uber die Ergebnisse der Uberwachung der zustandigen Behorde schriftlich oder elektronisch zu berichten
ist.

(3) In der Erlaubnis fur Gewasserbenutzungen nach 8§ 9 Absatz 2 Nummer 3 ist dartber hinaus insbesondere

die regelmafige Uberwachung nach § 22b Satz 1 Nummer 2 und 3 der Allgemeinen Bundesbergverordnung

sowie die Pflicht, der zustandigen Behorde uiber die Ergebnisse der Uberwachung schriftlich oder elektronisch

zu berichten, naher zu regelin.

(4) Der Inhaber der Erlaubnis hat die zustédndige Behdrde unverziglich zu unterrichten tiber nachteilige Ver-
anderungen der Beschaffenheit des Grundwassers, eines oberirdischen Gewéssers oder des Bodens infolge
von

1. Benutzungen nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 oder Nummer 4 oder

2.  Benutzungen nach § 9 Absatz 1 Nummer 4 oder Nummer 5, die im Zusammenhang mit Benutzungen
nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 oder Nummer 4 stehen.

Die zustandige Behorde hat Informationen nach Satz 1 innerhalb von zwei Wochen nach der Unterrichtung im
Internet zu verdffentlichen.

(5) Durch Rechtsverordnung nach 8 23 Absatz 1 Nummer 11 kann die Errichtung und Fihrung eines fur je-
dermann frei und unentgeltlich zuganglichen internetgestitzten Registers flr Stoffe geregelt werden, die bei
Gewasserbenutzungen nach 8 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 verwendet oder abgelagert werden.

8§14
Besondere Vorschriften fur die Erteilung der Bewilligung

(1) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn die Gewasserbenutzung

1. dem Benutzer ohne eine gesicherte Rechtsstellung nicht zugemutet werden kann,

31.07.2009 (BGBI. I S. 2585 / FNA 753-13) Seite 11
Stand 04.12.2018 (BGBI. | S. 2254, 2255)



70.1-02
WHG 2009

2. einem bestimmten Zweck dient, der nach einem bestimmten Plan verfolgt wird, und

3. keine Benutzung im Sinne des § 9 Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 2 Nummer 2 bis 4 ist, ausgenommen
das Wiedereinleiten von nicht nachteilig verandertem Triebwasser bei Ausleitungskraftwerken.

(2) Die Bewilligung wird fur eine bestimmte angemessene Frist erteilt, die in besonderen Fallen 30 Jahre tber-
schreiten darf.

(3) Ist zu erwarten, dass die Gewéasserbenutzung auf das Recht eines Dritten nachteilig einwirkt und erhebt
dieser Einwendungen, so darf die Bewilligung nur erteilt werden, wenn die nachteiligen Wirkungen durch In-
halts- oder Nebenbestimmungen vermieden oder ausgeglichen werden. Ist dies nicht mdglich, so darf die
Bewilligung gleichwonhl erteilt werden, wenn Griinde des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. In den Féllen
des Satzes 2 ist der Betroffene zu entschadigen.

(4) Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend, wenn ein Dritter ohne Beeintrachtigung eines Rechts nachteilige
Wirkungen dadurch zu erwarten hat, dass

1. der Wasserabfluss, der Wasserstand oder die Wasserbeschaffenheit verandert,
2. die bisherige Nutzung seines Grundstlicks beeintrachtigt,

3. seiner Wassergewinnungsanlage Wasser entzogen oder

4. die ihm obliegende Gewasserunterhaltung erschwert

wird. Geringfligige und solche nachteiligen Wirkungen, die vermieden worden waren, wenn der Betroffene die
ihm obliegende Gewasserunterhaltung ordnungsgemaf durchgefihrt héatte, bleiben aul3er Betracht. Die Be-
willigung darf auch dann erteilt werden, wenn der aus der beabsichtigten Gewéasserbenutzung zu erwartende
Nutzen den fir den Betroffenen zu erwartenden Nachteil erheblich Gibersteigt.

(5) Hat der Betroffene nach Absatz 3 oder Absatz 4 gegen die Erteilung der Bewilligung Einwendungen erho-
ben und lasst sich zur Zeit der Entscheidung nicht feststellen, ob und in welchem Maf3e nachteilige Wirkungen
eintreten werden, so ist die Entscheidung Uber die deswegen festzusetzenden Inhalts- oder Nebenbestim-
mungen und Entschéadigungen einem spéteren Verfahren vorzubehalten.

(6) Konnte der Betroffene nach Absatz 3 oder Absatz 4 nachteilige Wirkungen bis zum Ablauf der Frist zur
Geltendmachung von Einwendungen nicht voraussehen, so kann er verlangen, dass dem Gewdasserbenutzer
nachtraglich Inhalts- oder Nebenbestimmungen auferlegt werden. Kénnen die nachteiligen Wirkungen durch
nachtragliche Inhalts- oder Nebenbestimmungen nicht vermieden oder ausgeglichen werden, so ist der Be-
troffene im Sinne des Absatzes 3 zu entschédigen. Der Antrag ist nur innerhalb einer Frist von drei Jahren
nach dem Zeitpunkt zuldssig, zu dem der Betroffene von den nachteiligen Wirkungen der Bewilligung Kenntnis
erhalten hat; er ist ausgeschlossen, wenn nach der Herstellung des der Bewilligung entsprechenden Zustands
30 Jahre vergangen sind.

8§15
Gehobene Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis kann als gehobene Erlaubnis erteilt werden, wenn hierfir ein 6ffentliches Interesse oder ein
berechtigtes Interesse des Gewasserbenutzers besteht. Eine gehobene Erlaubnis darf fir Gewéasserbenut-
zungen nach § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 nicht erteilt werden.

(2) Fur die gehobene Erlaubnis gelten § 11 Absatz 2 und § 14 Absatz 3 bis 5 entsprechend.

§16
Ausschluss privatrechtlicher Abwehranspriiche

(2) Ist eine Gewdasserbenutzung durch eine unanfechtbare gehobene Erlaubnis zugelassen, kann auf Grund
privatrechtlicher Anspriiche zur Abwehr nachteiliger Wirkungen der Gewésserbenutzung nicht die Einstellung
der Benutzung verlangt werden. Es kénnen nur VVorkehrungen verlangt werden, die die nachteiligen Wirkungen
ausschlieen. Soweit solche Vorkehrungen nach dem Stand der Technik nicht durchfiihrbar oder wirtschaftlich
nicht vertretbar sind, kann lediglich Entschadigung verlangt werden.

(2) Ist eine Gewasserbenutzung durch eine unanfechtbare Bewilligung zugelassen, kdnnen wegen nachteiliger
Wirkungen der Gewasserbenutzung keine Anspriche geltend gemacht werden, die auf die Beseitigung der
Storung, auf die Unterlassung der Benutzung, auf die Herstellung von Vorkehrungen oder auf Schadenersatz
gerichtet sind. Satz 1 schliel3t Anspriche auf Schadenersatz wegen nachteiliger Wirkungen nicht aus, die
darauf beruhen, dass der Gewasserbenutzer angeordnete Inhalts- oder Nebenbestimmungen nicht erfiillt hat.
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(3) Absatz 1 sowie Absatz 2 Satz 1 gelten nicht fUr privatrechtliche Anspriiche gegen den Gewdasserbenutzer
aus Vertragen oder letztwilligen Verfugungen und fir Anspriiche aus dinglichen Rechten am Grundstick, auf
dem die Gewasserbenutzung stattfindet.

8§17
Zulassung vorzeitigen Beginns

(2) In einem Erlaubnis- oder Bewilligungsverfahren kann die zustandige Behérde auf Antrag zulassen, dass
bereits vor Erteilung der Erlaubnis oder der Bewilligung mit der Gewasserbenutzung begonnen wird, wenn
1. mit einer Entscheidung zugunsten des Benutzers gerechnet werden kann,

2. an dem vorzeitigen Beginn ein 6ffentliches Interesse oder ein berechtigtes Interesse des Benutzers be-
steht und

3. der Benutzer sich verpflichtet, alle bis zur Entscheidung durch die Benutzung verursachten Schaden zu
ersetzen und, falls die Benutzung nicht erlaubt oder bewilligt wird, den friiheren Zustand wiederherzustel-
len.

(2) Die Zulassung des vorzeitigen Beginns kann jederzeit widerrufen werden. § 13 gilt entsprechend.
§18
Widerruf der Erlaubnis und der Bewilligung
(1) Die Erlaubnis ist widerruflich.

(2) Die Bewilligung darf aus den in § 49 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
genannten Griinden widerrufen werden. Die Bewilligung kann ferner ohne Entschadigung ganz oder teilweise
widerrufen werden, wenn der Inhaber der Bewilligung

1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen nicht ausgeibt oder inrem Umfang nach erheblich unterschrit-
ten hat,

2. den Zweck der Benutzung so geéndert hat, dass er mit dem Plan (8 14 Absatz 1 Nummer 2) nicht mehr
Ubereinstimmt.

8§19
Planfeststellungen und bergrechtliche Betriebsplane

(1) Wird fur ein Vorhaben, mit dem die Benutzung eines Gewassers verbunden ist, ein Planfeststellungsver-
fahren durchgefiihrt, so entscheidet die Planfeststellungsbehdrde Uber die Erteilung der Erlaubnis oder der
Bewilligung.

(2) Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die Benutzung von Gewassern vor, so entscheidet die Bergbehdrde
Uber die Erteilung der Erlaubnis.

(3) In den Fallen der Absatze 1 und 2 ist die Entscheidung im Einvernehmen, bei Planfeststellungen durch
Bundesbehodrden im Benehmen mit der zustéandigen Wasserbehorde zu treffen.

(4) Uber den Widerruf einer nach Absatz 1 erteilten Erlaubnis oder Bewilligung oder einer nach Absatz 2
erteilten Erlaubnis sowie Uber den nachtraglichen Erlass von Inhalts- und Nebenbestimmungen entscheidet
auf Antrag der zustéandigen Wasserbehorde in den Féllen des Absatzes 1 die Planfeststellungsbehdrde, in den
Fallen des Absatzes 2 die Bergbehotrde. Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.

§20
Alte Rechte und alte Befugnisse

(1) Soweit die Lander nichts anderes bestimmen, ist keine Erlaubnis oder Bewilligung erforderlich fir Gewés-
serbenutzungen auf Grund
1. von Rechten, die nach den Landeswassergesetzen erteilt oder durch sie aufrechterhalten worden sind,

2. von Bewilligungen nach 8 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung Uber Vereinfachungen im Wasser- und
Wasserverbandsrecht vom 10. Februar 1945 (RGBI. | S. 29),

3. einer nach der Gewerbeordnung erteilten Anlagegenehmigung,

von Zulassungen, die in einem férmlichen Verfahren nach den Landeswassergesetzen erteilt und die den
in den Nummern 1 bis 3 genannten Zulassungen gleichgestellt worden sind sowie

31.07.2009 (BGBI. I S. 2585 / FNA 753-13) Seite 13
Stand 04.12.2018 (BGBI. | S. 2254, 2255)



70.1-02
WHG 2009

5. gesetzlich geregelter Planfeststellungsverfahren oder hoheitlicher Widmungsakte fir Anlagen des 6ffent-
lichen Verkehrs.

Satz 1 gilt nur, wenn zur Austibung der Benutzung am 12. August 1957, in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet am 1. Juli 1990 oder zu einem anderen von den Landern bestimmten Zeitpunkt
rechtmaRige Anlagen vorhanden waren.

(2) Die in Absatz 1 aufgefiihrten Rechte und Befugnisse (alte Rechte und alte Befugnisse) kénnen gegen
Entschadigung widerrufen werden, soweit von der Fortsetzung der Gewéasserbenutzung eine erhebliche Be-
eintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit zu erwarten ist. Sie kdnnen ohne Entschadigung widerrufen wer-
den, soweit dies nicht schon nach dem vor dem 1. Mé&rz 2010 geltenden Recht zulassig war, wenn

1. die Benutzung drei Jahre ununterbrochen nicht ausgeubt worden ist;

2. die Benutzung im bisher zuldssigen Umfang fur den Benutzer nicht mehr erforderlich ist; dies gilt insbe-
sondere, wenn der zuldssige Umfang drei Jahre lang erheblich unterschritten wurde;

3. der Zweck der Benutzung so gedndert worden ist, dass er mit der festgelegten Zweckbestimmung nicht
mehr Ubereinstimmt;

4. der Benutzer trotz einer mit der Androhung des Widerrufs verbundenen Warnung die Benutzung tber
den Rahmen des alten Rechts oder der alten Befugnis hinaus erheblich ausgedehnt oder Bedingungen
oder Auflagen nicht erfllt hat.

Fur die Zulassigkeit nachtraglicher Anforderungen und MalRnahmen ohne Entschadigung gilt 8 13 Absatz 2
entsprechend.

§21
Anmeldung alter Rechte und alter Befugnisse

(1) Alte Rechte und alte Befugnisse, die bis zum 28. Februar 2010 noch nicht im Wasserbuch eingetragen
oder zur Eintragung in das Wasserbuch angemeldet worden sind, kénnen bis zum 1. Méarz 2013 bei der zu-
standigen Behorde zur Eintragung in das Wasserbuch angemeldet werden. § 32 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes qilt entsprechend. Alte Rechte und alte Befugnisse, die nicht nach den Satzen 1 und 2 angemeldet
worden sind, erléschen am 1. Marz 2020, soweit das alte Recht oder die alte Befugnis nicht bereits zuvor aus
anderen Griinden erloschen ist.

(2) Absatz 1 qilt nicht fur alte Rechte und alte Befugnisse, die nach einer 6ffentlichen Aufforderung nach 8§ 16
Absatz 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes in der am 28. Februar 2010 geltenden Fassung innerhalb der
dort genannten Frist nicht zur Eintragung in das Wasserbuch angemeldet worden sind. Fir diese alten Rechte
und alten Befugnisse gilt § 16 Absatz 2 Satz 2 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes in der am 28. Februar
2010 geltenden Fassung.

§22
Ausgleich zwischen konkurrierenden Gewéasserbenutzungen

Art, MalR und Zeiten der Gewésserbenutzung im Rahmen von Erlaubnissen, Bewilligungen, alten Rechten und
alten Befugnissen kénnen auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts wegen in einem Ausgleichsverfahren
geregelt oder beschrankt werden, wenn das Wasser nach Menge oder Beschaffenheit nicht fur alle Benutzun-
gen ausreicht oder zumindest eine Benutzung beeintrachtigt ist und wenn das Wohl der Allgemeinheit es
erfordert. Der Ausgleich ist unter Abwagung der Interessen der Beteiligten und des Wohls der Allgemeinheit
sowie unter Berlcksichtigung des Gemeingebrauchs nach pflichtgem&Rem Ermessen festzulegen.

§ 23
Rechtsverordnungen zur Gewdasserbewirtschaftung

(1) Die Bundesregierung wird erméachtigt, nach Anhoérung der beteiligten Kreise durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates, auch zur Umsetzung bindender Rechtsakte der Européischen Gemeinschaften
oder der Europaischen Union und zwischenstaatlicher Vereinbarungen, Vorschriften zum Schutz und zur Be-
wirtschaftung der Gewasser nach den Grundsatzen des § 6 und den Bewirtschaftungszielen nach MaRRgabe
der 88 27 bis 31, 44, 45a und 47 sowie zur ndheren Bestimmung der sich aus diesem Gesetz ergebenden
Pflichten zu erlassen, insbesondere nahere Regelungen Uber

1. Anforderungen an die Gewassereigenschaften,

2. die Ermittlung, Beschreibung, Festlegung und Einstufung sowie Darstellung des Zustands von Gewas-
sern,
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3. Anforderungen an die Benutzung von Gewassern, insbesondere an das Einbringen und Einleiten von
Stoffen,

Anforderungen an die Erfullung der Abwasserbeseitigungspflicht,

Anforderungen an die Errichtung, den Betrieb und die Benutzung von Abwasseranlagen und sonstigen in
diesem Gesetz geregelten Anlagen sowie Anforderungen an die Fachkunde bei der Durchfihrung dieser
Tatigkeiten,

6. den Schutz der Gewésser gegen nachteilige Verédnderungen ihrer Eigenschaften durch den Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen,

7. die Festsetzung von Schutzgebieten sowie Anforderungen, Gebote und Verbote, die in den festgesetzten
Gebieten zu beachten sind,

8. die Uberwachung der Gewassereigenschaften und die Uberwachung der Einhaltung der Anforderungen,
die durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener Rechtsvorschriften festgelegt wor-
den sind,

9. Messmethoden und Messverfahren einschlie3lich Verfahren zur Gewéhrleistung der Vergleichbarkeit von
Bewertungen der Gewassereigenschaften im Rahmen der flussgebietsbezogenen Gewéasserbewirtschaf-
tung (Interkalibrierung) und der Bewirtschaftung der Meeresgewéasser sowie die Qualitatssicherung ana-
Iytischer Daten,

10. die durchzufiihrenden behdrdlichen Verfahren,
11. die Beschaffung, Bereitstellung und Ubermittlung von Informationen sowie Berichtspflichten,
12. die wirtschaftliche Analyse von Wassernutzungen, die Auswirkungen auf Gewasser haben,

13. MaRnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane auf Grund bindender Rechtsakte der Européischen
Union.

(2) Beteiligte Kreise sind ein jeweils auszuwahlender Kreis von Vertreterinnen und Vertretern der Wissen-
schaft, der beteiligten Wirtschaft, der kommunalen Spitzenverbande, der Umweltvereinigungen, der sonstigen
Betroffenen und der fiir die Wasserwirtschaft zustandigen obersten Landesbehérden.

(3) Solange und soweit die Bundesregierung von der Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen nach
Absatz 1, auch in Verbindung mit § 46 Absatz 2, § 48 Absatz 1 Satz 2, § 57 Absatz 2, § 58 Absatz 1 Satz 2, §
61 Absatz 3, § 62 Absatz 4 und 8§ 63 Absatz 2 Satz 2, keinen Gebrauch gemacht hat, sind die Landesregie-
rungen ermdchtigt, durch Rechtsverordnung entsprechende Vorschriften zu erlassen. Die Landesregierungen
kénnen die Erméachtigung auf eine oder mehrere oberste Landesbehdrden Ubertragen.

8§24
Erleichterungen fur EMAS-Standorte

(1) Die Bundesregierung wird ermé&chtigt, zur Férderung der privaten Eigenverantwortung fiur EMAS-Standorte
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Erleichterungen zum Inhalt der Antragsunterlagen
in wasserrechtlichen Verfahren sowie Uberwachungsrechtliche Erleichterungen vorzusehen, soweit die ent-
sprechenden Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europaischen Parlaments und des Ra-
tes vom 25. November 2009 Uber die freiwillige Teilnahme von Organisationen an einem Gemeinschaftssys-
tem for Umweltmanagement und Umweltbetriebsprifung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
761/2001, sowie der Beschliisse der Kommission 2001/681/EG und 2006/193/EG (ABI. L 342 vom 22.12.2009,
S. 1) gleichwertig mit den Anforderungen sind, die zur Uberwachung und zu den Antragsunterlagen nach den
wasserrechtlichen Vorschriften vorgesehen sind, oder soweit die Gleichwertigkeit durch die Rechtsverordnung
nach dieser Vorschrift sichergestellt wird; dabei kénnen insbesondere Erleichterungen zu

1. Kalibrierungen, Ermittlungen, Prifungen und Messungen,

2. Messberichten sowie sonstigen Berichten und Mitteilungen von Ermittlungsergebnissen,
3. Aufgaben von Gewasserschutzbeauftragten und

4.  zur Haufigkeit der behordlichen Uberwachung vorgesehen werden.

(2) Ordnungsrechtliche Erleichterungen kdénnen gewahrt werden, wenn ein Umweltgutachter die Einhaltung
der Umweltvorschriften geprift und keine Abweichungen festgestellt hat und dies in der Erklarung nach An-
hang VII der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 bescheinigt.

(3) Solange und soweit die Bundesregierung von der Ermachtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen nach
Absatz 1 keinen Gebrauch gemacht hat, sind die Landesregierungen erméchtigt, durch Rechtsverordnung
entsprechende Vorschriften zu erlassen. Die Landesregierungen kénnen die Erméachtigung auf eine oder meh-
rere oberste Landesbehérden tGibertragen.
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Abschnitt 2
Bewirtschaftung oberirdischer Gewasser

8§25
Gemeingebrauch

Jede Person darf oberirdische Gewasser in einer Weise und in einem Umfang benutzen, wie dies nach Lan-
desrecht als Gemeingebrauch zulassig ist, soweit nicht Rechte anderer dem entgegenstehen und soweit Be-
fugnisse oder der Eigentimer- oder Anliegergebrauch anderer nicht beeintrachtigt werden. Der Gemeinge-
brauch umfasst nicht das Einbringen und Einleiten von Stoffen in oberirdische Gewésser. Die Lander kdnnen
den Gemeingebrauch erstrecken auf

1. das schadlose Einleiten von Niederschlagswasser,

2. das Einbringen von Stoffen in oberirdische Gewasser fiir Zwecke der Fischerei, wenn dadurch keine sig-
nifikanten nachteiligen Auswirkungen auf den Gewasserzustand zu erwarten sind.

§ 26
Eigentimer- und Anliegergebrauch

(1) Eine Erlaubnis oder eine Bewilligung ist, soweit durch Landesrecht nicht etwas anderes bestimmt ist, nicht
erforderlich fir die Benutzung eines oberirdischen Gewassers durch den Eigentiimer oder die durch ihn be-
rechtigte Person fir den eigenen Bedarf, wenn dadurch andere nicht beeintrachtigt werden und keine nach-
teilige Veranderung der Wasserbeschaffenheit, keine wesentliche Verminderung der Wasserfiihrung sowie
keine andere Beeintrachtigung des Wasserhaushalts zu erwarten sind. Der Eigentimergebrauch umfasst nicht
das Einbringen und Einleiten von Stoffen in oberirdische Gewasser. § 25 Satz 3 gilt entsprechend.

(2) Die Eigentumer der an oberirdische Gewésser grenzenden Grundstuicke und die zur Nutzung dieser Grund-
stiicke Berechtigten (Anlieger) durfen oberirdische Gewasser ohne Erlaubnis oder Bewilligung nach MalRgabe
des Absatzes 1 benutzen.

(3) An Bundeswasserstral3en und an sonstigen Gewassern, die der Schifffahrt dienen oder kinstlich errichtet
sind, findet ein Gebrauch nach Absatz 2 nicht statt.

§27
Bewirtschaftungsziele flir oberirdische Gewasser

(1) Oberirdische Gewasser sind, soweit sie nicht nach § 28 als klnstlich oder erheblich verandert eingestuft
werden, so zu bewirtschaften, dass

1. eine Verschlechterung ihres 6kologischen und ihres chemischen Zustands vermieden wird und

2. ein guter 6kologischer und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden.

(2) Oberirdische Gewasser, die nach § 28 als kinstlich oder erheblich verandert eingestuft werden, sind so zu
bewirtschaften, dass

1. eine Verschlechterung ihres 6kologischen Potenzials und ihres chemischen Zustands vermieden wird
und

2. ein gutes 6kologisches Potenzial und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden.

§28
Einstufung kinstlicher und erheblich verédnderter Gewéasser

Oberirdische Gewasser konnen als kiinstliche oder erheblich veranderte Gewasser im Sinne des 8 3 Nummer
4 und 5 eingestuft werden, wenn

1. die Anderungen der hydromorphologischen Merkmale, die fir einen guten 6kologischen Gewé&sserzu-
stand erforderlich wéren, signifikante nachteilige Auswirkungen hétten auf

a) die Umwelt insgesamt,
b) die Schifffahrt, einschliel3lich Hafenanlagen,
c) die Freizeitnutzung,

d) Zwecke der Wasserspeicherung, insbesondere zur Trinkwasserversorgung, der Stromerzeugung o-
der der Bewasserung,

e) die Wasserregulierung, den Hochwasserschutz oder die Landentwasserung oder
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f)  andere, ebenso wichtige nachhaltige Entwicklungstéatigkeiten des Menschen,

2. die Ziele, die mit der Schaffung oder der Veranderung des Gewassers verfolgt werden, nicht mit anderen
geeigneten MaBRnahmen erreicht werden kénnen, die wesentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf
die Umwelt haben, technisch durchfuhrbar und nicht mit unverhaltnismaRig hohem Aufwand verbunden
sind und

3. die Verwirklichung der in den 88 27, 44 und 47 Absatz 1 festgelegten Bewirtschaftungsziele in anderen
Gewassern derselben Flussgebietseinheit nicht dauerhaft ausgeschlossen oder gefahrdet ist.

§29
Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele

(1) Ein guter dkologischer und ein guter chemischer Zustand der oberirdischen Gewasser sowie ein gutes
Okologisches Potenzial und ein guter chemischer Zustand der kiinstlichen und erheblich veranderten Gewas-
ser sind bis zum 22. Dezember 2015 zu erreichen. Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 1
kénnen zur Umsetzung bindender Rechtsakte der Européischen Union abweichende Fristen bestimmt wer-
den.

(2) Die zustandige Behorde kann die Frist nach Absatz 1 verlangern, wenn sich der Gewasserzustand nicht
weiter verschlechtert und

1. die notwendigen Verbesserungen des Gewasserzustands auf Grund der nattrlichen Gegebenheiten nicht
fristgerecht erreicht werden kdnnen,

2. die vorgesehenen Malinahmen nur schrittweise in einem langeren Zeitraum technisch durchfihrbar sind
oder

3. die Einhaltung der Frist mit unverhéaltnismafig hohem Aufwand verbunden wére.

Fristverlangerungen nach Satz 1 dirfen die Verwirklichung der in den 88 27, 44 und 47 Absatz 1 festgelegten
Bewirtschaftungsziele in anderen Gewdassern derselben Flussgebietseinheit nicht dauerhaft ausschlie3en o-
der gefahrden.

(3) Fristverlangerungen nach Absatz 2 Satz 1 sind hochstens zweimal flr einen Zeitraum von jeweils sechs
Jahren zuldssig. Lassen sich die Bewirtschaftungsziele auf Grund der natirlichen Gegebenheiten nicht inner-
halb der Fristverlangerungen nach Satz 1 erreichen, sind weitere Verlangerungen méglich.

(4) Die Fristen nach den Absétzen 1 bis 3 gelten auch fur Gewasser in Schutzgebieten im Sinne des Artikels 6
in Verbindung mit Anhang 1V der Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23.
Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fir MaRnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Was-
serpolitik (ABI. L 327 vom 22.12.2000, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 2008/105/EG (ABI. L 348 vom
24.12.2008, S. 84) geéndert worden ist, in ihrer jeweils geltenden Fassung, sofern die Rechtsvorschriften der
Europaischen Gemeinschaften oder der Europaischen Union, nach denen die Schutzgebiete ausgewiesen
worden sind, keine anderweitigen Bestimmungen enthalten.

§30
Abweichende Bewirtschaftungsziele

Abweichend von § 27 kdnnen die zustandigen Behdrden fir bestimmte oberirdische Gewasser weniger
strenge Bewirtschaftungsziele festlegen, wenn

1. die Gewasser durch menschliche Tatigkeiten so beeintrachtigt oder ihre natirlichen Gegebenheiten so
beschaffen sind, dass die Erreichung der Ziele unméglich ist oder mit unverhaltnismafig hohem Aufwand
verbunden waére,

2. die 6kologischen und soziotkonomischen Erfordernisse, denen diese menschlichen Tatigkeiten dienen,
nicht durch andere MaRnahmen erreicht werden kénnen, die wesentlich geringere nachteilige Auswirkun-
gen auf die Umwelt hatten und nicht mit unverhéltnisméaiig hohem Aufwand verbunden wéren,

3. weitere Verschlechterungen des Gewasserzustands vermieden werden und

unter Beriicksichtigung der Auswirkungen auf die Gewassereigenschaften, die infolge der Art der
menschlichen Téatigkeiten nicht zu vermeiden waren, der bestmdgliche 6kologische Zustand oder das
bestmdgliche 6kologische Potenzial und der bestmégliche chemische Zustand erreicht werden.

§ 29 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
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§31
Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen

(1) Vorubergehende Verschlechterungen des Zustands eines oberirdischen Gewassers verstol3en nicht gegen
die Bewirtschaftungsziele nach den §8 27 und 30, wenn

1. sie auf Umstdnden beruhen, die

a) in naturlichen Ursachen begriindet oder durch héhere Gewalt bedingt sind und die auf3ergewdhnlich
sind und nicht vorhersehbar waren oder

b) durch Unfélle entstanden sind,

2. alle praktisch geeigneten Mafinahmen ergriffen werden, um eine weitere Verschlechterung des Gewas-
serzustands und eine Gefahrdung der zu erreichenden Bewirtschaftungsziele in anderen, von diesen
Umstanden nicht betroffenen Gewassern zu verhindern,

3. nur solche MaRnahmen ergriffen werden, die eine Wiederherstellung des vorherigen Gewasserzustands
nach Wegfall der Umstande nicht geféahrden dirfen und die im MaflRhahmenprogramm nach 8 82 aufge-
fuhrt werden und

4. die Auswirkungen der Umstande jahrlich Gberpruft und praktisch geeignete MaRnahmen ergriffen werden,
um den vorherigen Gewdasserzustand vorbehaltlich der in 8 29 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten
Griinde so bald wie mdéglich wiederherzustellen.

(2) Wird bei einem oberirdischen Gewasser der gute 6kologische Zustand nicht erreicht oder verschlechtert
sich sein Zustand, verstdof3t dies nicht gegen die Bewirtschaftungsziele nach den 88§ 27 und 30, wenn

1. dies auf einer neuen Veranderung der physischen Gewassereigenschaften oder des Grundwasserstands
beruht,

2. die Grunde fir die Veranderung von Ubergeordnetem 6ffentlichen Interesse sind oder wenn der Nutzen
der neuen Veranderung fur die Gesundheit oder Sicherheit des Menschen oder fir die nachhaltige Ent-
wicklung groRer ist als der Nutzen, den die Erreichung der Bewirtschaftungsziele fir die Umwelt und die
Allgemeinheit hat,

3. die Ziele, die mit der Verédnderung des Gewassers verfolgt werden, nicht mit anderen geeigneten Malf3-
nahmen erreicht werden kénnen, die wesentlich geringere nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt ha-
ben, technisch durchfihrbar und nicht mit unverhaltnisméRig hohem Aufwand verbunden sind und

4. alle praktisch geeigneten Maf3hahmen ergriffen werden, um die nachteiligen Auswirkungen auf den Ge-
wasserzustand zu verringern.

Bei neuen nachhaltigen Entwicklungstatigkeiten des Menschen im Sinne des § 28 Nummer 1 ist unter den in
Satz 1 Nummer 2 bis 4 genannten Voraussetzungen auch eine Verschlechterung von einem sehr guten in
einen guten Gewasserzustand zulassig.

(3) Fur Ausnahmen nach den Absétzen 1 und 2 gilt 8§ 29 Absatz 2 Satz 2 entsprechend.

8§32
Reinhaltung oberirdischer Gewasser

(1) Feste Stoffe dirfen in ein oberirdisches Gewdasser nicht eingebracht werden, um sich ihrer zu entledigen.
Satz 1 gilt nicht, wenn Sediment, das einem Gewasser entnommen wurde, in ein oberirdisches Gewasser
eingebracht wird.

(2) Stoffe durfen an einem oberirdischen Gewésser nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine nach-
teilige Veranderung der Wasserbeschaffenheit oder des Wasserabflusses nicht zu besorgen ist. Das Gleiche
gilt fir das Befordern von Flissigkeiten und Gasen durch Rohrleitungen.

§33
Mindestwasserfuhrung

Das Aufstauen eines oberirdischen Gewassers oder das Entnehmen oder Ableiten von Wasser aus einem
oberirdischen Gewasser ist nur zulassig, wenn die Abflussmenge erhalten bleibt, die fir das Gewésser und
andere hiermit verbundene Gewasser erforderlich ist, um den Zielen des § 6 Absatz 1 und der 88 27 bis 31 zu
entsprechen (Mindestwasserfuhrung).
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8§34
Durchgangigkeit oberirdischer Gewasser

(1) Die Errichtung, die wesentliche Anderung und der Betrieb von Stauanlagen diirfen nur zugelassen werden,
wenn durch geeignete Einrichtungen und Betriebsweisen die Durchgangigkeit des Gewassers erhalten oder
wiederhergestellt wird, soweit dies erforderlich ist, um die Bewirtschaftungsziele nach Mafl3gabe der §§ 27 bis
31 zu erreichen.

(2) Entsprechen vorhandene Stauanlagen nicht den Anforderungen nach Absatz 1, so hat die zustandige Be-
horde die Anordnungen zur Wiederherstellung der Durchgangigkeit zu treffen, die erforderlich sind, um die
Bewirtschaftungsziele nach MaRgabe der 88 27 bis 31 zu erreichen.

(3) Die WasserstralRen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes fiihrt bei Stauanlagen an Bundeswasserstra-
Ben, die von ihr errichtet oder betrieben werden, die nach den Absatzen 1 und 2 erforderlichen MaZnahmen
im Rahmen ihrer Aufgaben nach dem Bundeswasserstraliengesetz hoheitlich durch.

§35
Wasserkraftnutzung

(1) Die Nutzung von Wasserkraft darf nur zugelassen werden, wenn auch geeignete Malinahmen zum Schutz
der Fischpopulation ergriffen werden.

(2) Entsprechen vorhandene Wasserkraftnutzungen nicht den Anforderungen nach Absatz 1, so sind die er-
forderlichen MalRnahmen innerhalb angemessener Fristen durchzufuhren.

(3) Die zustandige Behorde prift, ob an Staustufen und sonstigen Querverbauungen, die am 1. Marz 2010
bestehen und deren Riickbau zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach MaRgabe der 88 27 bis 31 auch
langfristig nicht vorgesehen ist, eine Wasserkraftnutzung nach den Standortgegebenheiten mdglich ist. Das
Ergebnis der Prufung wird der Offentlichkeit in geeigneter Weise zugénglich gemacht.

§ 36
Anlagen in, an, Uber und unter oberirdischen Gewéassern

(1) Anlagen in, an, Uber und unter oberirdischen Gewéassern sind so zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten
und stillzulegen, dass keine schadlichen Gewasserveranderungen zu erwarten sind und die Gewasserunter-
haltung nicht mehr erschwert wird, als es den Umsténden nach unvermeidbar ist. Anlagen im Sinne von Satz 1
sind insbesondere

1. bauliche Anlagen wie Gebaude, Briicken, Stege, Unterfihrungen, Hafenanlagen und Anlegestellen,
2. Leitungsanlagen,

3. Fahren.

Im Ubrigen gelten die landesrechtlichen Vorschriften.

(2) Stauanlagen und Stauhaltungsdamme sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu er-
richten, zu betreiben und zu unterhalten; die Anforderungen an den Hochwasserschutz missen gewahrt sein.
Wer Stauanlagen und Stauhaltungsdamme betreibt, hat ihren ordnungsgemafen Zustand und Betrieb auf
eigene Kosten zu Uberwachen (Eigenlberwachung). Entsprechen vorhandene Stauanlagen oder Stauhal-
tungsdamme nicht den vorstehenden Anforderungen, so kann die zustandige Behdrde die Durchfiihrung der
erforderlichen Mal3nahmen innerhalb angemessener Fristen anordnen.

8§ 37
Wasserabfluss

(1) Der naturliche Ablauf wild abflieRenden Wassers auf ein tiefer liegendes Grundstuick darf nicht zum Nach-
teil eines hoher liegenden Grundstiicks behindert werden. Der natirliche Ablauf wild abflieBenden Wassers
darf nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstiicks verstarkt oder auf andere Weise veréndert werden.

(2) Eigentimer oder Nutzungsberechtigte von Grundstiicken, auf denen der natirliche Ablauf wild abflieRen-
den Wassers zum Nachteil eines héher liegenden Grundstiicks behindert oder zum Nachteil eines tiefer lie-
genden Grundstiicks verstarkt oder auf andere Weise verandert wird, haben die Beseitigung des Hindernisses
oder der eingetretenen Veranderung durch die Eigentimer oder Nutzungsberechtigten der benachteiligten
Grundstiicke zu dulden. Satz 1 gilt nur, soweit die zur Duldung Verpflichteten die Behinderung, Verstarkung
oder sonstige Veranderung des Wasserabflusses nicht zu vertreten haben und die Beseitigung vorher ange-
kundigt wurde. Der Eigentimer des Grundstiicks, auf dem das Hindernis oder die Veranderung entstanden
ist, kann das Hindernis oder die eingetretene Veréanderung auf seine Kosten auch selbst beseitigen.
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(3) Aus Griinden des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere der Wasserwirtschaft, der Landeskultur und des
offentlichen Verkehrs, kann die zustdndige Behdrde Abweichungen von den Absatzen 1 und 2 zulassen. So-
weit dadurch das Eigentum unzumutbar beschrankt wird, ist eine Entschédigung zu leisten.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten auch fiur wild abflieRendes Wasser, das nicht aus Quellen stammt.

8 38
Gewasserrandstreifen

(1) Gewasserrandstreifen dienen der Erhaltung und Verbesserung der 6kologischen Funktionen oberirdischer
Gewasser, der Wasserspeicherung, der Sicherung des Wasserabflusses sowie der Verminderung von Stoffe-
intragen aus diffusen Quellen.

(2) Der Gewasserrandstreifen umfasst das Ufer und den Bereich, der an das Gewasser landseits der Linie
des Mittelwasserstandes angrenzt. Der Gewasserrandstreifen bemisst sich ab der Linie des Mittelwasserstan-
des, bei Gewassern mit ausgepragter Boschungsoberkante ab der Boschungsoberkante.

(3) Der Gewasserrandstreifen ist im AuR3enbereich finf Meter breit. Die zustdndige Behorde kann fur Gewas-
ser oder Gewasserabschnitte

1. Gewasserrandstreifen im AufRenbereich aufheben,
2. im AuRRenbereich die Breite des Gewasserrandstreifens abweichend von Satz 1 festsetzen,

3. innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile Gewdasserrandstreifen mit einer angemessenen
Breite festsetzen.

Die Lander kénnen von den Satzen 1 und 2 abweichende Regelungen erlassen.

(4) Eigentimer und Nutzungsberechtigte sollen Gewasserrandstreifen im Hinblick auf ihre Funktionen nach
Absatz 1 erhalten. Im Gewasserrandstreifen ist verboten:

1. die Umwandlung von Griunland in Ackerland,

2. das Entfernen von standortgerechten Baumen und Strauchern, ausgenommen die Entnahme im Rahmen
einer ordnungsgemaRen Forstwirtschaft, sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Baumen
und Strauchern,

3. der Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen, ausgenommen die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln
und Dungemitteln, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist, und der Umgang mit wasser-
gefahrdenden Stoffen in und im Zusammenhang mit zugelassenen Anlagen,

4. die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenstanden, die den Wasserabfluss behindern kénnen oder
die fortgeschwemmt werden kénnen.

Zulassig sind MaRnahmen, die zur Gefahrenabwehr notwendig sind. Satz 2 Nummer 1 und 2 gilt nicht fur
MaRnahmen des Gewdasserausbaus sowie der Gewasser- und Deichunterhaltung.

(5) Die zustandige Behdorde kann von einem Verbot nach Absatz 4 Satz 2 eine widerrufliche Befreiung erteilen,
wenn Uberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit die Malinahme erfordern oder das Verbot im Ein-
zelfall zu einer unbilligen Harte fuhrt. Die Befreiung kann aus Grinden des Wohls der Allgemeinheit auch
nachtraglich mit Nebenbestimmungen versehen werden, insbesondere um zu gewabhrleisten, dass der Ge-
wasserrandstreifen die in Absatz 1 genannten Funktionen erfiillt.

§39
Gewasserunterhaltung

(1) Die Unterhaltung eines oberirdischen Gewéassers umfasst seine Pflege und Entwicklung als 6ffentlich-
rechtliche Verpflichtung (Unterhaltungslast). Zur Gewasserunterhaltung gehdren insbesondere:
1. die Erhaltung des Gewasserbettes, auch zur Sicherung eines ordnungsgemafen Wasserabflusses,

2. die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung einer standortgerechten
Ufervegetation, sowie die Freihaltung der Ufer fur den Wasserabfluss,

3. die Erhaltung der Schiffbarkeit von schiffbaren Gewassern mit Ausnahme der besonderen Zufahrten zu
Hafen und Schiffsanlegestellen,

4. die Erhaltung und Forderung der 6kologischen Funktionsfahigkeit des Gewassers insbhesondere als Le-
bensraum von wild lebenden Tieren und Pflanzen,

5. die Erhaltung des Gewassers in einem Zustand, der hinsichtlich der Abfihrung oder Rickhaltung von
Wasser, Geschiebe, Schwebstoffen und Eis den wasserwirtschaftlichen Bedurfnissen entspricht.
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(2) Die Gewasserunterhaltung muss sich an den Bewirtschaftungszielen nach Mal3gabe der 8§ 27 bis 31
ausrichten und darf die Erreichung dieser Ziele nicht gefahrden. Sie muss den Anforderungen entsprechen,
die im MaRBRnahmenprogramm nach § 82 an die Gewé&sserunterhaltung gestellt sind. Bei der Unterhaltung ist
der Erhaltung der Leistungs- und Funktionsféhigkeit des Naturhaushalts Rechnung zu tragen; Bild und Erho-
lungswert der Gewasserlandschaft sind zu berlicksichtigen.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten auch fir die Unterhaltung ausgebauter Gewasser, soweit nicht in einem Plan-
feststellungsbeschluss oder einer Plangenehmigung nach § 68 etwas anderes bestimmt ist.

§40
Trager der Unterhaltungslast

(1) Die Unterhaltung oberirdischer Gewasser obliegt den Eigentiimern der Gewasser, soweit sie nicht nach
landesrechtlichen Vorschriften Aufgabe von Gebietskdrperschaften, Wasser- und Bodenverbanden, gemeind-
lichen Zweckverbanden oder sonstigen Kdrperschaften des o6ffentlichen Rechts ist. Ist der Gewassereigenti-
mer Trager der Unterhaltungslast, sind die Anlieger sowie diejenigen Eigentiimer von Grundstticken und An-
lagen, die aus der Unterhaltung Vorteile haben oder die Unterhaltung erschweren, verpflichtet, sich an den
Kosten der Unterhaltung zu beteiligen. Ist eine Korperschaft nach Satz 1 unterhaltungspflichtig, kdnnen die
Lander bestimmen, inwieweit die Gewassereigentimer, die in Satz 2 genannten Personen, andere Personen,
die aus der Unterhaltung Vorteile haben, oder sonstige Eigentiimer von Grundstiicken im Einzugsgebiet ver-
pflichtet sind, sich an den Kosten der Unterhaltung zu beteiligen.

(2) Die Unterhaltungslast kann mit Zustimmung der zusténdigen Behoérde auf einen Dritten Ubertragen werden.

(3) Ist ein Hindernis fur den Wasserabfluss oder fir die Schifffahrt oder eine andere Beeintrachtigung, die
UnterhaltungsmalRnahmen nach § 39 erforderlich macht, von einer anderen als der unterhaltungspflichtigen
Person verursacht worden, so soll die zustandige Behdrde die andere Person zur Beseitigung verpflichten.
Hat die unterhaltungspflichtige Person das Hindernis oder die andere Beeintrachtigung beseitigt, so hat ihr die
andere Person die Kosten zu erstatten, soweit die Arbeiten erforderlich waren und die Kosten angemessen
sind.

(4) Erfullt der Trager der Unterhaltungslast seine Verpflichtungen nicht, so sind die erforderlichen Unterhal-
tungsarbeiten auf seine Kosten durch das Land oder, sofern das Landesrecht dies bestimmt, durch eine an-
dere offentlich-rechtliche Kérperschaft im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 durchzufiihren. Satz 1 gilt nicht, soweit
eine offentlich-rechtliche Kérperschaft Trager der Unterhaltungslast ist.

§41
Besondere Pflichten bei der Gewasserunterhaltung

(1) Soweit es zur ordnungsgemafen Unterhaltung eines oberirdischen Gewassers erforderlich ist, haben
1. die Gewassereigentimer Unterhaltungsmalinahmen am Gewasser zu dulden;

2. die Anlieger und Hinterlieger zu dulden, dass die zur Unterhaltung verpflichtete Person oder ihre Beauf-
tragten die Grundstiicke betreten, voriibergehend benutzen und aus ihnen Bestandteile fur die Unterhal-
tung entnehmen, wenn diese anderweitig nur mit unverhaltnismafig hohen Kosten beschafft werden kén-
nen; Hinterlieger sind die Eigentimer der an Anliegergrundstiicke angrenzenden Grundstiicke und die
zur Nutzung dieser Grundstlicke Berechtigten;

die Anlieger zu dulden, dass die zur Unterhaltung verpflichtete Person die Ufer bepflanzt;

die Inhaber von Rechten und Befugnissen an Gewassern zu dulden, dass die Benutzung voriibergehend
behindert oder unterbrochen wird.

Die zur Unterhaltung verpflichtete Person hat der duldungspflichtigen Person die beabsichtigten Manahmen
rechtzeitig vorher anzukiindigen. Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberinhrt.

(2) Die nach Absatz 1 Verpflichteten haben Handlungen zu unterlassen, die die Unterhaltung unmdéglich ma-
chen oder wesentlich erschweren wirden.

(3) Die Anlieger kdnnen verpflichtet werden, die Ufergrundstiicke in erforderlicher Breite so zu bewirtschaften,
dass die Unterhaltung nicht beeintrachtigt wird.

(4) Entstehen durch Handlungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 Schaden, so hat der Geschadigte
gegen die zur Unterhaltung verpflichtete Person Anspruch auf Schadenersatz.

8§42
Behordliche Entscheidungen zur Gewasserunterhaltung

(1) Die zustandige Behorde kann
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1. die nach § 39 erforderlichen UnterhaltungsmafRnahmen sowie die Pflichten nach § 41 Absatz 1 bis 3
naher festlegen,

2. anordnen, dass UnterhaltungsmalRnahmen nicht durchzufiihren sind, soweit dies notwendig ist, um die
Bewirtschaftungsziele zu erreichen.

(2) Die zustandige Behorde hat in den Fallen des § 40 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 3 Satz 2 den Umfang
der Kostenbeteiligung oder -erstattung festzusetzen, wenn die Beteiligten sich hiertiber nicht einigen kdnnen.

Abschnitt 3
Bewirtschaftung von Kistengewassern

8§43
Erlaubnisfreie Benutzungen von Kiistengewassern

Die Lander kénnen bestimmen, dass eine Erlaubnis nicht erforderlich ist
1. for das Einleiten von Grund-, Quell- und Niederschlagswasser in ein Kiistengewasser,

2. fur das Einbringen und Einleiten von anderen Stoffen in ein Kiistengewasser, wenn dadurch keine signi-
fikanten nachteiligen Verénderungen seiner Eigenschaften zu erwarten sind.

8§44
Bewirtschaftungsziele fur Kistengewasser

Fir Kustengewéasser nach § 7 Absatz 5 Satz 2 gelten die 88 27 bis 31 entsprechend. Seewaérts der in § 7
Absatz 5 Satz 2 genannten Linie gelten die 88 27 bis 31 in den Kistengewassern entsprechend, soweit ein
guter chemischer Zustand zu erreichen ist.

8§45
Reinhaltung von Kiistengewdassern

(1) Feste Stoffe durfen in ein Kiistengewasser nicht eingebracht werden, um sich ihrer zu entledigen. Satz 1
gilt nicht, wenn Sediment, das einem Gewasser entnommen wurde, in ein Kiistengewasser eingebracht wird.

(2) In Verfahren zur Erteilung von Erlaubnissen zum Einbringen oder Einleiten von Stoffen in Kiistengewasser
im Rahmen des marinen Geo-Engineerings gelten die Regelungen des § 3 Absatz 5, des § 5 Absatz 3 und 4
Satz 2, des 8 5a und der Anlage zu § 4 Satz 2 Nummer 3 des Hohe-See-Einbringungsgesetzes vom 25. Au-
gust 1998 (BGBI. | S. 2455), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 (BGBI. | S. 2254)
geandert worden ist, sowie die Regelungen der auf Grund des § 9 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 des Hohe-
See-Einbringungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung entsprechend.

(3) Stoffe dirfen an einem Kistengewasser nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine nachteilige
Veréanderung der Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist. Das Gleiche gilt fur das Beférdern von Flussig-
keiten und Gasen durch Rohrleitungen.

Abschnitt 3a
Bewirtschaftung von Meeresgewassern

§ 45a
Bewirtschaftungsziele fir Meeresgewéasser
(1) Meeresgewasser sind so zu bewirtschaften, dass
1. eine Verschlechterung ihres Zustands vermieden wird und
2. ein guter Zustand erhalten oder spatestens bis zum 31. Dezember 2020 erreicht wird.
(2) Damit die Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1 erreicht werden, sind inshesondere

1. Meeresodkosysteme zu schiitzen und zu erhalten und in Gebieten, in denen sie geschadigt wurden, wie-
derherzustellen,

2. vom Menschen verursachte Eintrage von Stoffen und Energie, einschlielich Larm, in die Meeresgewas-
ser schrittweise zu vermeiden und zu vermindern mit dem Ziel, signifikante nachteilige Auswirkungen auf
die Meeresokosysteme, die biologische Vielfalt, die menschliche Gesundheit und die zuldssige Nutzung
des Meeres auszuschlieRen und

3. bestehende und kinftige Mdglichkeiten der nachhaltigen Meeresnutzung zu erhalten oder zu schaffen.
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(3) Nordsee und Ostsee sind nach den Bestimmungen dieses Abschnitts jeweils gesondert zu bewirtschaften.

8§ 45b
Zustand der Meeresgewasser

(1) Zustand der Meeresgewasser ist der Zustand der Umwelt in Meeresgewassern unter Bertcksichtigung
1. von Struktur, Funktion und Prozessen der einzelnen Meeresokosysteme,

2. der naturlichen physiografischen, geografischen, biologischen, geologischen und klimatischen Faktoren
sowie

3. der physikalischen, akustischen und chemischen Bedingungen, einschlie3lich der Bedingungen, die als
Folge menschlichen Handelns in dem betreffenden Gebiet und auBerhalb davon entstehen.

(2) Guter Zustand der Meeresgewasser ist der Zustand der Umwelt in Meeresgewéssern, die unter Berick-
sichtigung ihrer jeweiligen Besonderheiten 6kologisch vielféltig, dynamisch, nicht verschmutzt, gesund und
produktiv sind und die nachhaltig genutzt werden, wobei

1. die einzelnen Meeresdkosysteme ohne Einschrankungen funktionieren und widerstandsfahig gegen vom
Menschen verursachte Umweltverédnderungen sind und sich die unterschiedlichen biologischen Kompo-
nenten der Meeresokosysteme im Gleichgewicht befinden,

2. die im Meer lebenden Arten und ihre Lebensrdume geschitzt sind und ein vom Menschen verursachter
Riickgang der biologischen Vielfalt verhindert wird und

3. vom Menschen verursachte Eintrage von Stoffen und Energie, einschlieRlich Larm, in die Meeresumwelt
keine nachteiligen Auswirkungen auf die Meeresdkosysteme, die biologische Vielfalt, die menschliche
Gesundheit und die zuldssige Nutzung des Meeres haben.

§ 45¢c
Anfangsbewertung

(1) Die zustandigen Behotrden bewerten die Meeresgewasser bis zum 15. Juli 2012 nach Maf3gabe des An-
hangs Il der Richtlinie 2008/56/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 zur Schaf-
fung eines Ordnungsrahmens fir MalBnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Meeresumwelt (Meeresstra-
tegie-Rahmenrichtlinie) (ABI. L 164 vom 25.6.2008, S. 19) in der jeweils geltenden Fassung. Die Bewertung
umfasst

1. die wesentlichen Eigenschaften und Merkmale der Meeresgewasser und ihren derzeitigen Zustand,

2. die wichtigsten Belastungen und ihre Auswirkungen, einschlie3lich menschlichen Handelns, auf den Zu-
stand der Meeresgewasser unter Berilicksichtigung der qualitativen und quantitativen Aspekte der ver-
schiedenen Belastungen, feststellbarer Trends sowie der wichtigsten kumulativen und synergetischen
Wirkungen und

3. eine wirtschaftliche und soziale Analyse der Nutzung der Meeresgewasser sowie der Kosten einer Ver-
schlechterung ihres Zustands.

(2) Die zustandigen Behdrden berticksichtigen bei der Bewertung nach Absatz 1 andere einschlagige Bewer-
tungen inshesondere im Rahmen internationaler Meeresubereinkommen und auf der Grundlage des § 6 in
Verbindung mit § 56 des Bundesnaturschutzgesetzes. Bei der Bewertung nach Absatz 1 sind auRerdem fol-
gende MaRRnahmen, die im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung von Kiistengewassern und Ubergangs-
gewdassern nach MalRgabe des § 44 oder der §8 27 bis 31 vorgenommen worden sind, weitestgehend zu
berlcksichtigen:

1. Einstufungen des 6kologischen und des chemischen Zustands von Kiistengewassern und Ubergangsge-
wassern sowie

2. Auflistungen der Belastungen von Kiistengewassern und Ubergangsgewassern und Beurteilungen ihrer
Auswirkungen.

§ 45d
Beschreibung des guten Zustands der Meeresgewasser

Auf der Grundlage der Anfangsbewertung nach 8 45c beschreiben die zustandigen Behdrden bis zum
15. Juli 2012 die Merkmale fiir den guten Zustand der Meeresgewasser nach Mal3gabe des Anhangs | der
Richtlinie 2008/56/EG in der jeweils geltenden Fassung. Hierbei sind Festlegungen von typspezifischen Refe-
renzbedingungen fur Kistengewasser, die dem sehr guten 6kologischen Zustand oder dem hdchsten 6kolo-
gischen Potenzial entsprechen und die im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung von Kistengewassern
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nach MaRRgabe des § 44 getroffen worden sind, weitestgehend zu berticksichtigen. Festlegungen von Kriterien
fur einen ginstigen Erhaltungszustand der natirlichen Lebensraumtypen, die in Anhang | der Richtli-
nie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natirlichen Lebensrdaume sowie der wildleben-
den Tiere und Pflanzen (ABI. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch die Richtlinie 2006/105/EG (ABI. L
363 vom 20.12.2006, S. 368) geandert worden ist, aufgefuhrt sind und der in Anhang Il dieser Richtlinie auf-
geflhrten Tier- und Pflanzenarten, die in den Meeresgewassern vorkommen, sind ebenfalls weitestgehend zu
bertcksichtigen.

§ 45e
Festlegung von Zielen

Auf der Grundlage der Anfangsbewertung nach § 45c legen die zustandigen Behorden nach MaRRgabe des
Anhangs IV der Richtlinie 2008/56/EG in der jeweils geltenden Fassung bis zum 15. Juli 2012 die Zwischen-
ziele mit Fristen und die Einzelziele, die erforderlich sind, um einen guten Zustand der Meeresgewasser zu
erreichen, sowie zugehdrige Indikatoren fest. Dabei sind andere einschlagige Ziele zu berlcksichtigen, die fur
die Gewasser auf nationaler, gemeinschaftlicher oder internationaler Ebene festgelegt worden sind, ein-
schlieRlich der Bewirtschaftungsziele nach Mal3gabe des § 44 und der Erhaltungsziele im Sinne des § 7 Absatz
1 Nummer 9 des Bundesnaturschutzgesetzes. Die zustandigen Behoérden stellen sicher, dass die Ziele mitei-
nander vereinbar sind.

§ 45f
Uberwachungsprogramme

(1) Bis zum 15. Juli 2014 stellen die zustandigen Behorden auf der Grundlage der Anfangsbewertung nach
§ 45¢ und unter Beachtung der Anforderungen nach Anhang V der Richtlinie 2008/56/EG in der jeweils gel-
tenden Fassung Uberwachungsprogramme zur fortlaufenden Ermittlung, Beschreibung und Bewertung des
Zustands der Meeresgewdasser sowie zur regelmaRigen Bewertung und Aktualisierung der nach § 45e Satz 1
festgelegten Ziele auf und fiihren sie durch.

(2) Die Uberwachungsprogramme miissen mit anderen Uberwachungsanforderungen zum Schutz des Mee-
res, die insbesondere nach wasser- oder naturschutzrechtlichen Vorschriften sowie internationalen Meeres-
tibereinkommen bestehen, vereinbar sein. Programme zur Uberwachung des 6kologischen und des chemi-
schen Zustands von Klstengewassern, die im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung von Kiistengewéssern
nach MaRgabe des § 44 aufgestellt worden sind, sind weitestgehend bei der Aufstellung und Durchfiihrung
der Uberwachungsprogramme zu beriicksichtigen.

§ 45¢g
Fristverlangerungen; Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen

(1) Die zustandige Behdrde kann die Frist nach § 45a Absatz 1 Nummer 2 sowie Fristen fur nach § 45e Satz 1
festgelegte Ziele verlangern, soweit es fur bestimmte Teile der Meeresgewasser wegen natirlicher Gegeben-
heiten unmaglich ist, die Ziele fristgerecht zu erreichen. Sie beriicksichtigt bei ihrer Entscheidung die Auswir-
kungen auf Meeresgewasser anderer Staaten sowie die Hohe See.

(2) Die zustandige Behdorde kann fur bestimmte Teile der Meeresgewéasser Ausnahmen hinsichtlich der Errei-
chung des guten Zustands nach § 45a Absatz 1 Nummer 2 oder hinsichtlich der nach 8§ 45e Satz 1 festgelegten
Ziele zulassen. Ausnahmen sind nur zuldssig, wenn die Ziele nach Satz 1 nicht erreicht werden kénnen auf
Grund von

1. Handlungen oder Unterlassungen auf3erhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes,
2. naturlichen Ursachen,

3. hoéherer Gewalt oder
4

Anderungen der physikalischen Eigenschaften des Meeresgewassers durch MaRnahmen aus Griinden
des Gemeinwohls, sofern der Nutzen der MaRhahmen die nachteiligen Umweltauswirkungen Uberwiegt.

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. In den Féllen des Satzes 2 Nummer 4 ist sicherzustellen, dass die Errei-
chung des guten Zustands der Meeresgewasser, einschlie3lich der Meeresgewdasser anderer Mitgliedstaaten
der Europaischen Union, nicht dauerhaft verhindert oder erschwert wird.

(3) Verlangert die zustandige Behorde nach Absatz 1 Satz 1 eine Frist oder lasst sie Ausnahmen nach Absatz
2 zu, hat sie MaBnahmen zu ergreifen, die darauf abzielen,

1. die nach § 45e Satz 1 festgelegten Ziele weiterzuverfolgen,
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2. in den Fallen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 bis 4 eine weitere Verschlechterung des Zustands des
Meeresgewassers zu vermeiden und

3. nachteilige Wirkungen auf den Zustand der Meeresgewasser, einschlie3lich der Meeresgewéasser ande-
rer Staaten sowie der Hohen See, abzuschwéachen.

§ 45h
MaRnahmenprogramme

(1) Auf der Grundlage der Anfangsbewertung nach § 45c Absatz 1 und der nach § 45e Satz 1 festgelegten
Ziele sind bis zum 31. Dezember 2015 Maflinahmenprogramme aufzustellen, die dem Prinzip einer nachhalti-
gen Entwicklung Rechnung tragen. Die Malinahmenprogramme umfassen die kostenwirksamen Maf3nahmen,
die erforderlich sind, um den guten Zustand der Meeresgewasser zu erreichen oder zu erhalten. Dabei sind
die in Anhang VI der Richtlinie 2008/56/EG in der jeweils geltenden Fassung aufgefiihrten Arten von Maf3nah-
men zu berlicksichtigen. Die MaBnahmenprogramme enthalten auch

1. réaumliche SchutzmaflRnahmen im Sinne des § 56 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes,

2. eine Erlauterung, inwiefern die festgelegten MaRhahmen zur Erreichung der nach § 45e Satz 1 festge-
legten Ziele beitragen,

3. gegebenenfalls Fristverlangerungen nach § 45g Absatz 1 und Ausnahmen nach 8§ 45¢g Absatz 2, jeweils
einschliellich einer Begriindung, und

4. gegebenenfalls Malinahmen nach § 45g Absatz 3.

Bis zum 31. Dezember 2013 sind Informationen zu den Gebieten zu verdffentlichen, die in Satz 4 Nummer 1
sowie in Artikel 13 Absatz 5 der Richtlinie 2008/56/EG genannt sind.

(2) Vor der Aufstellung und Aktualisierung der Mal3nahmenprogramme sind zu den vorgesehenen neuen Mal3-
nahmen Folgeabschatzungen einschlie8lich Kosten-Nutzen-Analysen durchzuftihren.

(3) Bei der Aufstellung der MaBhahmenprogramme sind MalRhahmen zum Schutz des Meeres nach anderen
wasser- und naturschutzrechtlichen Vorschriften, einschlielich internationaler Meerestibereinkommen, zu be-
rucksichtigen. Bei der Aufstellung und Durchfiihrung der MaRnahmenprogramme nach Absatz 1 sind weitest-
gehend MalRnahmen zu berlicksichtigen, die in ein MaBnhahmenprogramm nach § 82

1. fur ein Kistengewasser aufgenommen worden sind oder

2. fur ein oberirdisches Gewasser aufgenommen worden sind, soweit die MaRnhahmen dem Schutz eines
Kistengewdassers dienen.

Die MaRnahmen sollen dazu beitragen, dass die Meeresgewasser anderer Mitgliedstaaten der Européischen
Union einen guten Zustand erreichen; nachteilige Auswirkungen auf diese Gewasser sollen vermieden wer-
den.

(4) Die in den MaRnahmenprogrammen aufgefiihrten MalRnahmen durfen keine Beschrankung fur Tatigkeiten
enthalten, die allein der Verteidigung dienen. Diese Tatigkeiten sind jedoch so durchzufiihren, dass sie wei-
testgehend mit den nach § 45e Satz 1 festgelegten Zielen vereinbar sind.

(5) Die zustandige Behérde fuhrt die im MaRhahmenprogramm aufgefiihrten Mal3nahmen bis zum 31. Dezem-
ber 2016 durch.

(6) Die zustandige Behorde legt abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 5 einen friiheren Zeitpunkt fur
die Aufstellung und Durchfiihrung der MaRnahmenprogramme fest, wenn der Zustand des Meeresgewassers
umgehend grenziuberschreitende MalBnahmen erfordert. In diesem Fall kbnnen auch Uber die bereits in einem
aufgestellten MafRnahmenprogramm enthaltenen MafRnahmen hinaus zusétzliche oder weitergehende Mal3-
nahmen bestimmt werden. Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 45i
Beteiligung der Offentlichkeit
(1) Die zustandige Behorde veroffentlicht
1. Zusammenfassungen der Entwirfe

a) der Anfangsbewertung nach § 45c Absatz 1, der Beschreibung des guten Zustands nach § 45d Satz
1 und der Ziele nach § 45e Satz 1 bis zum 15. Oktober 2011,

b) der Uberwachungsprogramme nach § 45f Absatz 1 bis zum 15. Oktober 2013
und
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2. Entwirfe der MalRnahmenprogramme nach § 45h Absatz 1 bis zum 31. Marz 2015.

Innerhalb von sechs Monaten nach der Veréffentlichung kann die Offentlichkeit zu den in Satz 1 genannten
Unterlagen bei der zustandigen Behorde schriftlich oder elektronisch Stellung nehmen; hierauf ist in der Ver-
offentlichung hinzuweisen. Fur MalRnahmenprogramme nach § 45h ist die Beteiligung der Offentlichkeit nach
den Séatzen 1 und 2 Teil der strategischen Umweltprifung nach 8§ 42 des Gesetzes Uber die Umweltvertrag-
lichkeitsprifung.

(2) Bei Aktualisierungen nach § 45j und der vorzeitigen Aufstellung eines MalRBnahmenprogramms nach § 45h
Absatz 6 gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1, die sich auf den Bereich der deutschen ausschlie3lichen Wirtschaftszone
und des Festlandsockels beziehen, sind, auch in den Fallen des Absatzes 2, im Bundesanzeiger zu veroffent-
lichen.

(4) § 85 gilt entsprechend fur die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten MaRnahmen.

§ 45j
Uberpriifung und Aktualisierung

Die Anfangsbewertung nach § 45c Absatz 1, die Beschreibung des guten Zustands der Meeresgewasser nach
§ 45d Satz 1, die nach § 45e Satz 1 festgelegten Ziele, die Uberwachungsprogramme nach § 45f Absatz 1
sowie die Ma3nahmenprogramme nach 8 45h Absatz 1 sind alle sechs Jahre zu tberprifen und, soweit er-
forderlich, zu aktualisieren.

§ 45k
Koordinierung

(1) Um die Bewirtschaftungsziele nach § 45a zu erreichen, koordinieren die zustédndigen Behdorden, einschliel3-
lich der zustandigen Behérden der betroffenen Binnenlander, die Mal3nahmen nach den 88 45c¢ bis 45h sowohl
untereinander als auch mit den zustandigen Behorden im Bereich der deutschen ausschlie3lichen Wirtschafts-
zone und des Festlandsockels sowie mit den zustandigen Behdrden anderer Mitgliedstaaten der Européischen
Union. Die zustandigen Behdrden bemuhen sich um eine dem Satz 1 entsprechende Koordinierung mit den
zustandigen Behorden von Staaten, die nicht der Européischen Union angehdren. Die zustandigen Behorden
sollen die Organisationseinheiten internationaler Meeresiibereinkommen und internationaler Flussgebiets-
Ubereinkommen nutzen. Fir die Koordinierung nach den Satzen 1 bis 3 gilt § 7 Absatz 4 Satz 2 entsprechend.

(2) Ergreifen andere Mitgliedstaaten der Europaischen Union MaBnahmen nach der Richtlinie 2008/56/EG,
wirken die zustandigen Behdrden hieran auch insoweit mit, als diese Ma3hahmen im Zusammenhang damit
stehen, dass der Oberflachenabfluss einer Flussgebietseinheit in das Meeresgewasser gelangt, fur das die
MaRnahmen ergriffen werden. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

§ 45|
Zustandigkeit im Bereich der deutschen ausschlieBlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels

Das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird erméachtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium fur Erndhrung und Landwirtschaft, dem Bundesministerium fur Verkehr und
digitale Infrastruktur und dem Bundesministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates die Zustandigkeit von Bundesbehdrden im Geschéftsbereich der genannten Bundesministe-
rien fur die Durchfuhrung der Vorschriften dieses Abschnitts und der auf Grund des § 23 fur Meeresgewasser
erlassenen Vorschriften im Bereich der deutschen ausschlie3lichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels
sowie das Zusammenwirken von Bundesbehérden bei der Durchfiihrung dieser Vorschriften in diesem Bereich
zu regeln.

Abschnitt 4
Bewirtschaftung des Grundwassers

8 46
Erlaubnisfreie Benutzungen des Grundwassers

(1) Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bedarf das Entnehmen, Zutageférdern, Zutageleiten oder Ableiten von
Grundwasser

1. fir den Haushalt, fur den landwirtschaftlichen Hofbetrieb, fiir das Tranken von Vieh au3erhalb des Hof-
betriebs oder in geringen Mengen zu einem voribergehenden Zweck,
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2. fur Zwecke der gewohnlichen Bodenentwésserung landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gartnerisch
genutzter Grundsticke,

soweit keine signifikanten nachteiligen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu besorgen sind. Wird in den
Fallen und unter den Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 2 das Wasser aus der Bodenentwasserung in
ein oberirdisches Gewasser eingeleitet, findet § 25 Satz 2 keine Anwendung.

(2) Keiner Erlaubnis bedarf ferner das Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser durch schad-
lose Versickerung, soweit dies in einer Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 bestimmt ist.

(3) Durch Landesrecht kann bestimmt werden, dass weitere Félle von der Erlaubnis- oder Bewilligungspflicht
ausgenommen sind oder eine Erlaubnis oder eine Bewilligung in den Fallen der Absatze 1 und 2 erforderlich
ist.

§ 47
Bewirtschaftungsziele fir das Grundwasser

(1) Das Grundwasser ist so zu bewirtschaften, dass
1. eine Verschlechterung seines mengenmaRigen und seines chemischen Zustands vermieden wird;

2. alle signifikanten und anhaltenden Trends ansteigender Schadstoffkonzentrationen auf Grund der Aus-
wirkungen menschlicher Tatigkeiten umgekehrt werden;

3. ein guter mengenmaliger und ein guter chemischer Zustand erhalten oder erreicht werden; zu einem
guten mengenmafigen Zustand gehdrt insbesondere ein Gleichgewicht zwischen Grundwasserent-
nahme und Grundwasserneubildung.

(2) Die Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1 Nummer 3 sind bis zum 22. Dezember 2015 zu erreichen. Frist-
verlangerungen sind in entsprechender Anwendung des § 29 Absatz 2 bis 4 zulassig.

(3) Fur Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen nach Absatz 1 gilt 8§ 31 Absatz 1, 2 Satz 1 und Absatz 3
entsprechend. Fur die Bewirtschaftungsziele nach Absatz 1 Nummer 3 gilt dartiber hinaus 8§ 30 entsprechend
mit der MalRgabe, dass nach Satz 1 Nummer 4 der bestmdgliche mengenmaRige und chemische Zustand des
Grundwassers zu erreichen ist.

§48
Reinhaltung des Grundwassers

(1) Eine Erlaubnis fur das Einbringen und Einleiten von Stoffen in das Grundwasser darf nur erteilt werden,
wenn eine nachteilige Veranderung der Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist. Durch Rechtsverordnung
nach § 23 Absatz 1 Nummer 3 kann auch festgelegt werden, unter welchen Voraussetzungen die Anforderung
nach Satz 1, insbesondere im Hinblick auf die Begrenzung des Eintrags von Schadstoffen, als erfllt gilt. Die
Verordnung bedarf der Zustimmung des Bundestages. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Bundestag
nicht innerhalb von drei Sitzungswochen nach Eingang der Vorlage der Bundesregierung die Zustimmung
verweigert hat.

(2) Stoffe durfen nur so gelagert oder abgelagert werden, dass eine nachteilige Veranderung der Grundwas-
serbeschaffenheit nicht zu besorgen ist. Das Gleiche gilt fir das Befdrdern von Flissigkeiten und Gasen durch
Rohrleitungen. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

8§ 49
Erdaufschliisse

(1) Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung,
die Hohe oder die Beschaffenheit des Grundwassers auswirken kénnen, sind der zustandigen Behérde einen
Monat vor Beginn der Arbeiten anzuzeigen. Werden bei diesen Arbeiten Stoffe in das Grundwasser einge-
bracht, ist abweichend von § 8 Absatz 1 in Verbindung mit 8§ 9 Absatz 1 Nummer 4 anstelle der Anzeige eine
Erlaubnis nur erforderlich, wenn sich das Einbringen nachteilig auf die Grundwasserbeschaffenheit auswirken
kann. Die zustandige Behorde kann fur bestimmte Gebiete die Tiefe nach Satz 1 nédher bestimmen.

(2) Wird unbeabsichtigt Grundwasser erschlossen, ist dies der zustandigen Behérde unverziglich anzuzeigen.

(3) In den Fallen der Abséatze 1 und 2 hat die zustandige Behdrde die Einstellung oder die Beseitigung der
ErschlieRung anzuordnen, wenn eine nachteilige Verénderung der Grundwasserbeschaffenheit zu besorgen
oder eingetreten ist und der Schaden nicht anderweitig vermieden oder ausgeglichen werden kann; die zu-
sténdige Behorde hat die insoweit erforderlichen MaRnahmen anzuordnen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn
unbefugt Grundwasser erschlossen wird.

(4) Durch Landesrecht kdnnen abweichende Regelungen getroffen werden.
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Kapitel 3
Besondere wasserwirtschaftliche Bestimmungen

) Abschnitt 1
Offentliche Wasserversorgung, Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz

8§50
Offentliche Wasserversorgung

(1) Die der Allgemeinheit dienende Wasserversorgung (6ffentliche Wasserversorgung) ist eine Aufgabe der
Daseinsvorsorge.

(2) Der Wasserbedarf der 6ffentlichen Wasserversorgung ist vorrangig aus ortsnahen Wasservorkommen zu
decken, soweit Uberwiegende Grinde des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen. Der Bedarf
darf insbesondere dann mit Wasser aus ortsfernen Wasservorkommen gedeckt werden, wenn eine Versor-
gung aus ortsnahen Wasservorkommen nicht in ausreichender Menge oder Giite oder nicht mit vertretbarem
Aufwand sichergestellt werden kann.

(3) Die Trager der 6ffentlichen Wasserversorgung wirken auf einen sorgsamen Umgang mit Wasser hin. Sie
halten insbesondere die Wasserverluste in ihren Einrichtungen gering und informieren die Endverbraucher
Uber MalRnahmen zur Einsparung von Wasser unter Beachtung der hygienischen Anforderungen.

(4) Wassergewinnungsanlagen dirfen nur nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet, un-
terhalten und betrieben werden.

(5) Durch Rechtsverordnung der Landesregierung oder durch Entscheidung der zustédndigen Behdrde kénnen
Trager der o6ffentlichen Wasserversorgung verpflichtet werden, auf ihre Kosten die Beschaffenheit des fir
Zwecke der offentlichen Wasserversorgung gewonnenen oder gewinnbaren Wassers zu untersuchen oder
durch eine von ihr bestimmte Stelle untersuchen zu lassen. Inshesondere kénnen Art, Umfang und Haufigkeit
der Untersuchungen sowie die Ubermittlung der Untersuchungsergebnisse naher geregelt werden. Die Lan-
desregierung kann die Erméachtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehdrden tber-
tragen.

§51
Festsetzung von Wasserschutzgebieten
(1) Soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfordert,

1. Gewasserim Interesse der derzeit bestehenden oder kiinftigen 6ffentlichen Wasserversorgung vor nach-
teiligen Einwirkungen zu schitzen,

das Grundwasser anzureichern oder

das schéadliche AbflieBen von Niederschlagswasser sowie das Abschwemmen und den Eintrag von Bo-
denbestandteilen, Diinge- oder Pflanzenschutzmitteln in Gewasser zu vermeiden,

kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung Wasserschutzgebiete festsetzen. In der Rechtsverord-
nung ist die beglnstigte Person zu benennen. Die Landesregierung kann die Ermé&chtigung nach Satz 1 durch
Rechtsverordnung auf andere Landesbehdrden ubertragen.

(2) Trinkwasserschutzgebiete sollen nach Maf3gabe der allgemein anerkannten Regeln der Technik in Zonen
mit unterschiedlichen Schutzbestimmungen unterteilt werden.

§ 52
Besondere Anforderungen in Wasserschutzgebieten

(1) In der Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 1 oder durch behordliche Entscheidung kénnen in Wasser-
schutzgebieten, soweit der Schutzzweck dies erfordert,

1. bestimmte Handlungen verboten oder fur nur eingeschrankt zulassig erklart werden,

2. die Eigentumer und Nutzungsberechtigten von Grundstiicken verpflichtet werden,

a) bestimmte auf das Grundstiick bezogene Handlungen vorzunehmen, insbesondere die Grundstiicke
nur in bestimmter Weise zu nutzen,

b) Aufzeichnungen Uber die Bewirtschaftung der Grundstiicke anzufertigen, aufzubewahren und der
zustandigen Behorde auf Verlangen vorzulegen,
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c) bestimmte MaRhahmen zu dulden, insbesondere die Beobachtung des Gewéssers und des Bodens,
die Uberwachung von Schutzbestimmungen, die Errichtung von Z&aunen sowie Kennzeichnungen,
Bepflanzungen und Aufforstungen,

3. Begunstigte verpflichtet werden, die nach Nummer 2 Buchstabe ¢ zu duldenden MalRnahmen vorzuneh-
men.

Die zustandige Behdorde kann von Verboten, Beschrankungen sowie Duldungs- und Handlungspflichten nach
Satz 1 eine Befreiung erteilen, wenn der Schutzzweck nicht gefahrdet wird oder Uberwiegende Griinde des
Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. Sie hat eine Befreiung zu erteilen, soweit dies zur Vermeidung unzu-
mutbarer Beschrankungen des Eigentums erforderlich ist und hierdurch der Schutzzweck nicht gefahrdet wird.

(2) In einem als Wasserschutzgebiet vorgesehenen Gebiet kdnnen vorlaufige Anordnungen nach Absatz 1
getroffen werden, wenn andernfalls der mit der Festsetzung des Wasserschutzgebiets verfolgte Zweck ge-
fahrdet ware. Die vorlaufige Anordnung tritt mit dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach 8§ 51 Absatz 1
aul3er Kraft, spatestens nach Ablauf von drei Jahren. Wenn besondere Umstande es erfordern, kann die Frist
um hdchstens ein weiteres Jahr verlangert werden. Die vorlaufige Anordnung ist vor Ablauf der Frist nach Satz
2 oder Satz 3 aul3er Kraft zu setzen, sobald und soweit die Voraussetzungen fir ihren Erlass weggefallen
sind.

(3) Behordliche Entscheidungen nach Absatz 1 kénnen auch auRerhalb eines Wasserschutzgebiets getroffen
werden, wenn andernfalls der mit der Festsetzung des Wasserschutzgebiets verfolgte Zweck geféahrdet ware.

(4) Soweit eine Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, auch in Verbindung mit Absatz 2
oder Absatz 3, das Eigentum unzumutbar beschrankt und diese Beschrankung nicht durch eine Befreiung
nach Absatz 1 Satz 3 oder andere MaRnahmen vermieden oder ausgeglichen werden kann, ist eine Entschéa-
digung zu leisten.

(5) Setzt eine Anordnung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, auch in Verbindung mit Absatz 2
oder Absatz 3, erhdhte Anforderungen fest, die die ordnungsgemale land- oder forstwirtschaftliche Nutzung
eines Grundstiicks einschranken, so ist fur die dadurch verursachten wirtschaftlichen Nachteile ein angemes-
sener Ausgleich zu leisten, soweit nicht eine Entschadigungspflicht nach Absatz 4 besteht.

§ 53
Heilquellenschutz

(1) Heilguellen sind naturlich zu Tage tretende oder kunstlich erschlossene Wasser- oder Gasvorkommen, die
auf Grund ihrer chemischen Zusammensetzung, ihrer physikalischen Eigenschaften oder der Erfahrung nach
geeignet sind, Heilzwecken zu dienen.

(2) Heilguellen, deren Erhaltung aus Grinden des Wohls der Allgemeinheit erforderlich ist, kbnnen auf Antrag
staatlich anerkannt werden (staatlich anerkannte Heilquellen). Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn die
Voraussetzungen nach Satz 1 nicht mehr vorliegen.

(3) Die zustandige Behorde kann besondere Betriebs- und Uberwachungspflichten vorschreiben, soweit dies
zur Erhaltung der staatlich anerkannten Heilquelle erforderlich ist. Die Uberwachung von Betrieben und Anla-
gen ist zu dulden; § 101 gilt insoweit entsprechend.

(4) Zum Schutz staatlich anerkannter Heilquellen kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung Heil-
guellenschutzgebiete festsetzen. In der Rechtsverordnung ist die begunstigte Person zu benennen. Die Lan-
desregierung kann die Ermachtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehérden tber-
tragen.

(5) 8 51 Absatz 2 und § 52 gelten entsprechend.

Abschnitt 2
Abwasserbeseitigung

§ 54
Begriffshestimmungen fiir die Abwasserbeseitigung

(1) Abwasser ist

1. das durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaf-
ten veranderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abflieende Wasser (Schmutzwas-
ser) sowie

2. dasvon Niederschlagen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flachen gesammelt abflieRende
Wasser (Niederschlagswasser).
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Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abféllen austre-
tenden und gesammelten Flussigkeiten.

(2) Abwasserbeseitigung umfasst das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und
Verrieseln von Abwasser sowie das Entwéassern von Klarschlamm in Zusammenhang mit der Abwasserbesei-
tigung. Zur Abwasserbeseitigung gehort auch die Beseitigung des in Kleinklaranlagen anfallenden Schlammes.

(3) BVT-Merkblatt ist ein Dokument, das auf Grund des Informationsaustausches nach Artikel 13 der Richtlinie
2010/75/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 Uber Industrieemissionen
(integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) (Neufassung) (ABI. L 334 vom
17.12.2010, S. 17) fur bestimmte Tatigkeiten erstellt wird und insbesondere die angewandten Techniken, die
derzeitigen Emissions- und Verbrauchswerte sowie die Techniken beschreibt, die fiir die Festlegung der bes-
ten verfugbaren Techniken sowie der BVT-Schlussfolgerungen bertcksichtigt wurden.

(4) BVT-Schlussfolgerungen sind ein nach Artikel 13 Absatz 5 der Richtlinie 2010/75/EU von der Européischen
Kommission erlassenes Dokument, das die Teile eines BVT-Merkblatts mit den Schlussfolgerungen in Bezug
auf Folgendes enthélt:

1. die besten verfigbaren Techniken, ihre Beschreibung und Informationen zur Bewertung ihrer Anwend-
barkeit,

die mit den besten verfligbaren Techniken assoziierten Emissionswerte,
die zu den Nummern 1 und 2 gehérigen UberwachungsmafRnahmen,
die zu den Nummern 1 und 2 gehérigen Verbrauchswerte sowie

a > N

die gegebenenfalls einschlagigen Standortsanierungsmaflnahmen.
(5) Emissionsbandbreiten sind die mit den besten verfligbaren Techniken assoziierten Emissionswerte.

(6) Die mit den besten verfligbaren Techniken assoziierten Emissionswerte sind der Bereich von Emissions-
werten, die unter normalen Betriebsbedingungen unter Verwendung einer besten verfugbaren Technik oder
einer Kombination von besten verfligbaren Techniken entsprechend der Beschreibung in den BVT-Schluss-
folgerungen erzielt werden, ausgedrickt als Mittelwert fir einen vorgegebenen Zeitraum unter spezifischen
Referenzbedingungen.

§55
Grundsatze der Abwasserbeseitigung

(1) Abwasser ist so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeintrachtigt wird. Dem Wohl der
Allgemeinheit kann auch die Beseitigung von hauslichem Abwasser durch dezentrale Anlagen entsprechen.

(2) Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder Uber eine Kanalisation ohne Ver-
mischung mit Schmutzwasser in ein Gewasser eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch
sonstige o6ffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

(3) Flussige Stoffe, die kein Abwasser sind, kénnen mit Abwasser beseitigt werden, wenn eine solche Entsor-
gung der Stoffe umweltvertraglicher ist als eine Entsorgung als Abfall und wasserwirtschaftliche Belange nicht
entgegenstehen.

§ 56
Pflicht zur Abwasserbeseitigung

Abwasser ist von den juristischen Personen des offentlichen Rechts zu beseitigen, die nach Landesrecht
hierzu verpflichtet sind (Abwasserbeseitigungspflichtige). Die Lander kénnen bestimmen, unter welchen Vo-
raussetzungen die Abwasserbeseitigung anderen als den in Satz 1 genannten Abwasserbeseitigungspflichti-
gen obliegt. Die zur Abwasserbeseitigung Verpflichteten kénnen sich zur Erfillung ihrer Pflichten Dritter be-
dienen.

§57
Einleiten von Abwasser in Gewasser
(1) Eine Erlaubnis fur das Einleiten von Abwasser in Gewdasser (Direkteinleitung) darf nur erteilt werden, wenn

1. die Menge und Schéadlichkeit des Abwassers so gering gehalten wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils
in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand der Technik mdglich ist,

2. die Einleitung mit den Anforderungen an die Gewassereigenschaften und sonstigen rechtlichen Anforde-
rungen vereinbar ist und
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3. Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen errichtet und betrieben werden, die erforderlich sind, um
die Einhaltung der Anforderungen nach den Nummern 1 und 2 sicherzustellen.

(2) Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 3 kdnnen an das Einleiten von Abwasser in Gewas-
ser Anforderungen festgelegt werden, die nach Absatz 1 Nummer 1 dem Stand der Technik entsprechen. Die
Anforderungen kénnen auch fir den Ort des Anfalls des Abwassers oder vor seiner Vermischung festgelegt
werden.

(3) Nach Veroffentlichung einer BVT-Schlussfolgerung ist bei der Festlegung von Anforderungen nach Absatz
2 Satz 1 unverziglich zu gewéhrleisten, dass fur Anlagen nach § 3 der Verordnung tUber genehmigungsbe-
durftige Anlagen und nach § 60 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 die Einleitungen unter normalen Betriebsbedin-
gungen die in den BVT-Schlussfolgerungen genannten Emissionsbandbreiten nicht Uberschreiten. Wenn in
besonderen Fallen wegen technischer Merkmale der betroffenen Anlagenart die Einhaltung der in Satz 1 ge-
nannten Emissionsbandbreiten unverhaltnismafig ware, konnen in der Rechtsverordnung fur die Anlagenart
geeignete Emissionswerte festgelegt werden, die im Ubrigen dem Stand der Technik entsprechen miissen.
Bei der Festlegung der abweichenden Anforderungen nach Satz 2 ist zu gewahrleisten, dass die in den An-
hangen V bis VIII der Richtlinie 2010/75/EU festgelegten Emissionsgrenzwerte nicht Gberschritten werden,
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf den Gewasserzustand hervorgerufen werden und zu einem
hohen Schutzniveau fir die Umwelt insgesamt beigetragen wird. Die Notwendigkeit abweichender Anforde-
rungen ist zu begrunden.

(4) Fur vorhandene Abwassereinleitungen aus Anlagen nach § 3 der Verordnung tiber genehmigungsbedyirf-
tige Anlagen oder bei Anlagen nach § 60 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 ist

1. innerhalb eines Jahres nach Veréffentlichung von BVT-Schlussfolgerungen zur Haupttétigkeit eine Uber-
prufung und gegebenenfalls Anpassung der Rechtsverordnung vorzunehmen und

2. innerhalb von vier Jahren nach Veréffentlichung von BVT-Schlussfolgerungen zur Haupttatigkeit sicher-
zustellen, dass die betreffenden Einleitungen oder Anlagen die Emissionsgrenzwerte der Rechtsverord-
nung einhalten; dabei gelten die Emissionsgrenzwerte als im Einleitungsbescheid festgesetzt, soweit der
Bescheid nicht weitergehende Anforderungen im Einzelfall festlegt.

Sollte die Anpassung der Abwassereinleitung an die nach Satz 1 Nummer 1 gednderten Anforderungen inner-
halb der in Satz 1 bestimmten Frist wegen technischer Merkmale der betroffenen Anlage unverhaltnismafig
sein, soll die zustandige Behdrde einen langeren Zeitraum festlegen.

(5) Entsprechen vorhandene Einleitungen, die nicht unter die Absétze 3 bis 4 fallen, nicht den Anforderungen
nach Absatz 2, auch in Verbindung mit Satz 2, oder entsprechenden Anforderungen der Abwasserverordnung
in ihrer am 28. Februar 2010 geltenden Fassung, so hat der Betreiber die erforderlichen Anpassungsmafnah-
men innerhalb angemessener Fristen durchzufiihren; Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 zweiter Halbsatz gilt ent-
sprechend. Fir Einleitungen nach Satz 1 sind in der Rechtsverordnung nach Absatz 2 Satz 1 abweichende
Anforderungen festzulegen, soweit die erforderlichen Anpassungsmafnahmen unverhaltnismafig waren.

§ 58
Einleiten von Abwasser in 6ffentliche Abwasseranlagen

(1) Das Einleiten von Abwasser in dffentliche Abwasseranlagen (Indirekteinleitung) bedarf der Genehmigung
durch die zustandige Behoérde, soweit an das Abwasser in der Abwasserverordnung in ihrer jeweils geltenden
Fassung Anforderungen fiir den Ort des Anfalls des Abwassers oder vor seiner Vermischung festgelegt sind.
Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 5, 8 und 10 kann bestimmt werden,

1. unter welchen Voraussetzungen die Indirekteinleitung anstelle einer Genehmigung nach Satz 1 nur einer
Anzeige bedarf,

2. dass die Einhaltung der Anforderungen nach Absatz 2 auch durch Sachverstandige uberwacht wird.

Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander, die den MalRgaben des Satzes 2 entsprechen oder die Uber
Satz 1 oder Satz 2 hinausgehende Genehmigungserfordernisse vorsehen, bleiben unberthrt. Ebenfalls unbe-
rihrt bleiben Rechtsvorschriften der Lander, nach denen die Genehmigung der zustandigen Behorde durch
eine Genehmigung des Betreibers einer 6ffentlichen Abwasseranlage ersetzt wird.

(2) Eine Genehmigung fur eine Indirekteinleitung darf nur erteilt werden, wenn

1. die nach der Abwasserverordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung fir die Einleitung maf3gebenden
Anforderungen einschlief3lich der allgemeinen Anforderungen eingehalten werden,

2. die Erfullung der Anforderungen an die Direkteinleitung nicht gefahrdet wird und

Abwasseranlagen oder sonstige Einrichtungen errichtet und betrieben werden, die erforderlich sind, um
die Einhaltung der Anforderungen nach den Nummern 1 und 2 sicherzustellen.
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(3) Entsprechen vorhandene Indirekteinleitungen nicht den Anforderungen nach Absatz 2, so sind die erfor-
derlichen MalRBnahmen innerhalb angemessener Fristen durchzufuhren.

(4) 8 13 Absatz 1 und 8§ 17 gelten entsprechend. Eine Genehmigung kann auch unter dem Vorbehalt des
Widerrufs erteilt werden.

§59
Einleiten von Abwasser in private Abwasseranlagen

(1) Dem Einleiten von Abwasser in 6ffentliche Abwasseranlagen stehen Abwassereinleitungen Dritter in pri-
vate Abwasseranlagen, die der Beseitigung von gewerblichem Abwasser dienen, gleich.

(2) Die zustandige Behorde kann Abwassereinleitungen nach Absatz 1 von der Genehmigungsbedurftigkeit
nach Absatz 1 in Verbindung mit § 58 Absatz 1 freistellen, wenn durch vertragliche Regelungen zwischen dem
Betreiber der privaten Abwasseranlage und dem Einleiter die Einhaltung der Anforderungen nach § 58 Absatz
2 sichergestellt ist.

8§60
Abwasseranlagen

(1) Abwasseranlagen sind so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass die Anforderungen an die
Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Im Ubrigen missen Abwasserbehandlungsanlagen im Sinne von
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 nach dem Stand der Technik, andere Abwasseranlagen nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik errichtet, betrieben und unterhalten werden.

(2) Entsprechen vorhandene Abwasseranlagen nicht den Anforderungen nach Absatz 1, so sind die erforder-
lichen MaRnahmen innerhalb angemessener Fristen durchzufihren.

(3) Die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche Anderung einer Abwasserbehandlungsanlage bediirfen
einer Genehmigung, wenn

1. fir die Anlage nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung eine Verpflichtung zur Durchfih-
rung einer Umweltvertraglichkeitspriifung besteht oder

2. in der Anlage Abwasser behandelt wird, das

a) aus Anlagen nach § 3 der Verordnung Uber genehmigungsbediirftige Anlagen stammt, deren Ge-
nehmigungserfordernis sich nicht nach 8 1 Absatz 2 der Verordnung tiber genehmigungsbediirftige
Anlagen auf die Abwasserbehandlungsanlage erstreckt, und

b) nicht unter die Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 Uber die Behandlung von kom-
munalem Abwasser (ABIl. L 135 vom 30.5.1991, S. 40), die zuletzt durch die Verordnung (EG)
Nr. 1137/2008 (ABI. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) geandert worden ist, fallt oder

3. in der Anlage Abwasser behandelt wird, das

a) aus einer Deponie im Sinne von § 3 Absatz 27 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes mit einer Aufnah-
mekapazitat von mindestens 10 Tonnen pro Tag oder mit einer Gesamtkapazitat von mindestens 25
000 Tonnen, ausgenommen Deponien fur Inertabfélle, stammt, sofern sich die Zulassung der Depo-
nie nicht auf die Anlage erstreckt, und

b) nicht unter die Richtlinie 91/271/EWG fallt.

Die Genehmigung ist zu versagen oder mit den notwendigen Nebenbestimmungen zu versehen, wenn die
Anlage den Anforderungen des Absatzes 1 nicht entspricht oder sonstige offentlich-rechtliche Vorschriften
dies erfordern. § 13 Absatz 1, § 16 Absatz 1 und 3 und § 17 gelten entsprechend. Fiur die Anlagen, die die
Voraussetzungen nach Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 erfiillen, gelten auch die Anforderungen nach § 5
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsprechend.

(4) Sofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, hat der Betreiber die Anderung der Lage, der Beschaffen-
heit oder des Betriebs einer Anlage, die die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer
3 erfiillt, der zustéandigen Behorde mindestens einen Monat bevor mit der Anderung begonnen werden soll,
schriftlich oder elektronisch anzuzeigen, wenn die Anderung Auswirkungen auf die Umwelt haben kann. Der
Anzeige sind die zur Beurteilung der Auswirkungen notwendigen Unterlagen nach § 3 Absatz 1 und 2 der
Industrieklaranlagen-Zulassungs- und Uberwachungsverordnung beizufiigen, soweit diese fiir die Priifung er-
forderlich sein kdnnen, ob das Vorhaben genehmigungsbedurftig ist. Die zustandige Behorde hat dem Betrei-
ber unverziiglich mitzuteilen, ob ihr die fur die Prifung nach Satz 2 erforderlichen Unterlagen vorliegen. Der
Betreiber der Anlage darf die Anderung vornehmen, sobald die zustandige Behorde ihm mitgeteilt hat, dass
die Anderung keiner Genehmigung bedarf oder wenn die zustandige Behorde sich innerhalb eines Monats
nach Zugang der Mitteilung nach Satz 3, dass die erforderlichen Unterlagen vorliegen, nicht geduf3ert hat.

31.07.2009 (BGBI. I S. 2585 / FNA 753-13) Seite 32
Stand 04.12.2018 (BGBI. | S. 2254, 2255)



70.1-02
WHG 2009

(5) Kommt der Betreiber einer Anlage, die die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer
3 erflillt, einer Nebenbestimmung oder einer abschlieRend bestimmten Pflicht aus einer Rechtsverordnung
nach § 23 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 57 Absatz 2, 3, 4 Satz 1 Nummer 1 oder Absatz 5 Satz 2,
nach § 23 Absatz 1 Nummer 5 oder der Abwasserverordnung in ihrer am 28. Februar 2010 geltenden Fassung
nicht nach und wird hierdurch eine unmittelbare Gefahr fur die menschliche Gesundheit oder die Umwelt her-
beigefihrt, so hat die zustandige Behorde den Betrieb der Anlage oder den Betrieb des betreffenden Teils der
Anlage bis zur Erfullung der Nebenbestimmung oder der abschlie3end bestimmten Pflicht zu untersagen.

(6) Wird eine Anlage, die die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 erflillt, ohne
die erforderliche Genehmigung betrieben oder wesentlich geéndert, so ordnet die zustédndige Behorde die
Stilllegung der Anlage an.

(7) Die Lander konnen regeln, dass die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche Anderung von Abwasser-
anlagen, die nicht unter Absatz 3 fallen, einer Anzeige oder Genehmigung bedirfen. Genehmigungserforder-
nisse nach anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften bleiben unberthrt.

§61
Selbstiberwachung bei Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen

(1) Wer Abwasser in ein Gewasser oder in eine Abwasseranlage einleitet, ist verpflichtet, das Abwasser nach
MaRgabe einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 oder der die Abwassereinleitung zulassenden behdérdlichen
Entscheidung durch fachkundiges Personal zu untersuchen oder durch eine geeignete Stelle untersuchen zu
lassen (Selbstiberwachung).

(2) Wer eine Abwasseranlage betreibt, ist verpflichtet, ihren Zustand, ihre Funktionsfahigkeit, ihnre Unterhaltung
und ihren Betrieb sowie Art und Menge des Abwassers und der Abwasserinhaltsstoffe selbst zu Gberwachen.
Er hat nach MaRRgabe einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 hierliber Aufzeichnungen anzufertigen, aufzu-
bewahren und auf Verlangen der zustéandigen Behorde vorzulegen.

(3) Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 8, 9 und 11 kénnen insbesondere Regelungen Uiber
die Ermittlung der Abwassermenge, die Haufigkeit und die Durchfiihrung von Probenahmen, Messungen und
Analysen einschlie3lich der Qualitatssicherung, Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten sowie die Vo-
raussetzungen getroffen werden, nach denen keine Pflicht zur Selbstiiberwachung besteht.

Abschnitt 3
Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

§ 62
Anforderungen an den Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

(1) Anlagen zum Lagern, Abflllen, Herstellen und Behandeln wassergefahrdender Stoffe sowie Anlagen zum
Verwenden wassergefahrdender Stoffe im Bereich der gewerblichen Wirtschaft und im Bereich 6ffentlicher
Einrichtungen missen so beschaffen sein und so errichtet, unterhalten, betrieben und stillgelegt werden, dass
eine nachteilige Veranderung der Eigenschaften von Gewassern nicht zu besorgen ist. Das Gleiche gilt fur
Rohrleitungsanlagen, die

1. den Bereich eines Werksgelandes nicht Giberschreiten,
2. Zubehor einer Anlage zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen sind oder
3. Anlagen verbinden, die in engem raumlichen und betrieblichen Zusammenhang miteinander stehen.

Fir Anlagen zum Umschlagen wassergefahrdender Stoffe sowie zum Lagern und Abfillen von Jauche, Giille
und Silagesickersaften sowie von vergleichbaren in der Landwirtschaft anfallenden Stoffen gilt Satz 1 entspre-
chend mit der MalRgabe, dass der bestmdgliche Schutz der Gewasser vor nachteiligen Veranderungen ihrer
Eigenschaften erreicht wird.

(2) Anlagen im Sinne des Absatzes 1 durfen nur entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik
beschaffen sein sowie errichtet, unterhalten, betrieben und stillgelegt werden.

(3) Wassergefahrdende Stoffe im Sinne dieses Abschnitts sind feste, flissige und gasférmige Stoffe, die ge-
eignet sind, dauernd oder in einem nicht nur unerheblichen Ausmalf} nachteilige Veranderungen der Wasser-
beschaffenheit herbeizufiihren.

(4) Durch Rechtsverordnung nach 8§ 23 Absatz 1 Nummer 5 bis 11 kénnen néhere Regelungen erlassen wer-
den Uber
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1. die Bestimmung der wassergefahrdenden Stoffe und ihre Einstufung entsprechend ihrer Geféhrlichkeit,
Uber eine hierbei erforderliche Mitwirkung des Umweltbundesamtes und anderer Stellen sowie tber Mit-
wirkungspflichten von Anlagenbetreibern im Zusammenhang mit der Einstufung von Stoffen,

2. die Einsetzung einer Kommission zur Beratung des Bundesministeriums fir Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit in Fragen der Stoffeinstufung einschlie3lich hiermit zusammenhangender organi-
satorischer Fragen,

3. Anforderungen an die Beschaffenheit und Lage von Anlagen nach Absatz 1,
technische Regeln, die den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen,

Pflichten bei der Planung, der Errichtung, dem Betrieb, dem Befullen, dem Entleeren, der Instandhaltung,
der Instandsetzung, der Uberwachung, der Uberpriifung, der Reinigung, der Stilllegung und der Anderung
von Anlagen nach Absatz 1 sowie Pflichten beim Austreten wassergefahrdender Stoffe aus derartigen
Anlagen; in der Rechtsverordnung kann die Durchfiihrung bestimmter Tatigkeiten Sachverstandigen oder
Fachbetrieben vorbehalten werden,

6. Befugnisse der zustandigen Behdrde, im Einzelfall Anforderungen an Anlagen nach Absatz 1 festzulegen
und den Betreibern solcher Anlagen bestimmte MaRhahmen aufzuerlegen,

7. Anforderungen an Sachverstandige und Sachverstandigenorganisationen sowie an Fachbetriebe und
Gute- und Uberwachungsgemeinschaften.

(5) Weitergehende landesrechtliche Vorschriften flr besonders schutzbedurftige Gebiete bleiben unberihrt.
(6) Die 88 62 und 63 gelten nicht fir Anlagen im Sinne des Absatzes 1 zum Umgang mit

1. Abwasser,

2. Stoffen, die hinsichtlich der Radioaktivitéat die Freigrenzen des Strahlenschutzrechts Uberschreiten.

(7) [Absatz 7 wird am 01.10.2021 aufgehoben.] Das Umweltbundesamt erhebt fir in einer Rechtsverordnung
nach Absatz 4 Nummer 1 aufgefiihrte individuell zurechenbare 6ffentliche Leistungen Gebihren und Ausla-
gen. Die Bundesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die
gebihrenpflichtigen Tatbestande, die Geblhrenséatze und die Auslagenerstattung fur individuell zurechenbare
offentliche Leistungen nach Satz 1 zu bestimmen. Die zu erstattenden Auslagen kdnnen abweichend vom
Bundesgebihrengesetz geregelt werden.

§ 62a
Nationales Aktionsprogramm zum Schutz von Gewé&ssern vor Nitrateintrdgen aus Anlagen

Das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit erarbeitet im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium fir Erndhrung und Landwirtschaft ein nationales Aktionsprogramm im Sinne des Ar-
tikels 5 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 4 Buchstabe b, Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a und Anhang Il
Buchstabe A Nummer 5 der Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Ge-
wasser vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (ABI. L 375 vom 31.12.1991, S. 1),
die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 (ABI. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) gedndert worden ist.
Dieses enthalt insbesondere Angaben zur Beschaffenheit, zur Lage, zur Errichtung und zum Betrieb von An-
lagen zum Lagern und Abflllen von Jauche, Gillle und Silagesickersaften sowie von vergleichbaren in der
Landwirtschaft anfallenden Stoffen. Zu dem Entwurf des Aktionsprogramms sowie zu Entwiirfen zur Anderung
des Aktionsprogramms wird eine Strategische Umweltprifung nach dem Gesetz liber die Umweltvertréaglich-
keitsprufung durchgefiihrt. Das Aktionsprogramm und seine Anderungen sind bei Erlass der Rechtsverord-
nung auf Grund des § 23 Absatz 1 Nummer 5 bis 11 in Verbindung mit 8§ 62 Absatz 4 zu berlicksichtigen.

§63
Eignungsfeststellung

(1) Anlagen zum Lagern, Abflllen oder Umschlagen wassergeféhrdender Stoffe dirfen nur errichtet, betrieben
und wesentlich geéndert werden, wenn ihre Eignung von der zustandigen Behorde festgestellt worden ist.
§ 13 Absatz 1 und § 17 gelten entsprechend.

(2) Absatz 1 gilt nicht

1. fir Anlagen zum Lagern und Abflllen von Jauche, Giille und Silagesickerséften sowie von vergleichbaren
in der Landwirtschaft anfallenden Stoffen,

2.  wenn wassergeféahrdende Stoffe
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a) kurzzeitig in Verbindung mit dem Transport bereitgestellt oder aufbewahrt werden und die Behalter
oder Verpackungen den Vorschriften und Anforderungen fur den Transport im 6ffentlichen Verkehr
genugen,

b) in Laboratorien in der fur den Handgebrauch erforderlichen Menge bereitgehalten werden.
Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 5, 6 und 10 kann geregelt werden,

1. unter welchen Voraussetzungen lber die Regelungen nach Satz 1 hinaus keine Eignungsfeststellung
erforderlich ist,

2. dass Uber die Regelungen nach Absatz 4 hinaus bestimmte Anlagenteile als geeignet gelten, einschliel3-
lich hierfiir zu erfiillender Voraussetzungen.

(3) Die Eignungsfeststellung entfallt, wenn

1. flr die Anlage eine Baugenehmigung erteilt worden ist und

2. die Baugenehmigung die Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen voraussetzt.
(4) Folgende Anlagenteile gelten als geeignet:

1. Bauprodukte im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europai-
schen Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen fir die
Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABI. L 88 vom
4.4.2011, S. 5), wenn

a) die Bauprodukte von einer harmonisierten Norm im Sinne von Artikel 2 Nummer 11 der Verordnung
(EU) Nr. 305/2011 erfasst sind oder einer Europaischen Technischen Bewertung im Sinne von Artikel
2 Nummer 13 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 entsprechen und die CE-Kennzeichnung ange-
bracht wurde und

b) die erklarten Leistungen alle wesentlichen Merkmale der harmonisierten Norm oder der Européi-
schen Technischen Bewertung umfassen, die dem Gewéasserschutz dienen,

2. serienmaRig hergestellte Bauprodukte, die nicht unter Nummer 1 fallen und fur die nach bauordnungs-
rechtlichen Vorschriften ein Verwendbarkeitsnachweis erteilt wurde, der die Einhaltung der wasserrecht-
lichen Anforderungen gewabhrleistet,

3. Anlagenteile, die aus Bauprodukten zusammengefiigt werden, sofern hierfiir nach bauordnungsrechtli-
chen Vorschriften eine Bauartgenehmigung oder eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung erteilt
wurde, die jeweils die Einhaltung der wasserrechtlichen Anforderungen gewahrleistet,

4. Druckgerate im Sinne von § 2 Satz 1 Nummer 3 der Druckgerateverordnung vom 13. Mai 2015 (BGBI. |
S. 692), die durch Artikel 2 der Verordnung vom 6. April 2016 (BGBI. | S. 597) geandert worden ist, und
Baugruppen im Sinne von 8 2 Satz 1 Nummer 1 dieser Verordnung, sofern die CE-Kennzeichnung ange-
bracht wurde und die Druckgerate und Baugruppen in Ubereinstimmung mit der Betriebsanleitung und
den Sicherheitsinformationen nach § 6 Absatz 3 dieser Verordnung in Betrieb genommen werden, und

5. Maschinen im Sinne von § 2 Nummer 1 bis 4 der Maschinenverordnung vom 12. Mai 1993 (BGBI. |
S. 704), die zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 8. November 2011 (BGBI. | S. 2178) geéndert
worden ist, sofern die CE-Kennzeichnung angebracht wurde und die Maschinen in Ubereinstimmung mit
der Betriebsanleitung und den Sicherheitsanforderungen nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 dieser Verordnung
in Betrieb genommen werden.

Entsprechen bei Bauprodukten nach Satz 1 Nummer 1 die erklarten Leistungen nicht den wasserrechtlichen
Anforderungen an die jeweilige Verwendung, muss die Anlage insgesamt so beschaffen sein, dass die was-
serrechtlichen Anforderungen erfillt werden. Bei Anlagenteilen nach Satz 1 Nummer 4 und 5 bleiben die was-
serrechtlichen Anforderungen an die Rickhaltung wassergefahrdender Stoffe unberthrt. Druckgerate und
Baugruppen nach Satz 1 Nummer 4, fiir die eine Betreiberprifstelle eine EU-Konformitatserklarung nach § 2
Satz 1 Nummer 10 der Druckgerateverordnung erteilt hat, bedirfen keiner CE-Kennzeichnung.

(5) Bei serienmafiig hergestellten Bauprodukten, die nicht unter Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 fallen, sowie bei
Anlagenteilen, die aus Bauprodukten zusammengefugt werden, stehen den Verwendbarkeitsnachweisen nach
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 sowie den Bauartgenehmigungen oder allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassun-
gen nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 Zulassungen aus einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union,
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der Tirkei gleich,
wenn mit den Zulassungen dauerhaft das gleiche Schutzniveau erreicht wird. Das Ergebnis von Prifungen
von Anlagenteilen nach Satz 1, die bereits in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union, einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der Tirkei vorgenom-
men worden sind, ist bei der Eignungsfeststellung zu beriicksichtigen.
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Abschnitt 4
Gewasserschutzbeauftragte

8 64
Bestellung von Gewésserschutzbeauftragten

(1) Gewasserbenutzer, die an einem Tag mehr als 750 Kubikmeter Abwasser einleiten dirfen, haben unver-
zlglich einen oder mehrere Betriebsbeauftragte fir Gewasserschutz (Gewasserschutzbeauftragte) zu bestel-
len.

(2) Die zustandige Behorde kann anordnen, dass

1. die Einleiter von Abwasser in Gewasser, fur die eine Pflicht zur Bestellung von Gewéasserschutzbeauf-
tragten nach Absatz 1 nicht besteht,

2. die Einleiter von Abwasser in Abwasseranlagen,
die Betreiber von Anlagen nach § 62 Absatz 1,

die Betreiber von Rohrleitungsanlagen nach Nummer 19.3 der Anlage 1 des Gesetzes Uber die Umwelt-
vertraglichkeitsprufung

einen oder mehrere Gewésserschutzbeauftragte zu bestellen haben.

(3) Ist nach 8§ 53 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ein Immissionsschutzbeauftragter oder nach § 59
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes ein Abfallbeauftragter zu bestellen, so kann dieser auch die Aufgaben und
Pflichten eines Gewasserschutzbeauftragten nach diesem Gesetz wahrnehmen.

§ 65
Aufgaben von Gewadasserschutzbeauftragten

(1) Gewasserschutzbeauftragte beraten den Gewasserbenutzer und die Betriebsangehérigen in Angelegen-
heiten, die fur den Gewasserschutz bedeutsam sein kdnnen. Sie sind berechtigt und verpflichtet,

1. die Einhaltung von Vorschriften, Nebenbestimmungen und Anordnungen im Interesse des Gewasser-
schutzes zu uberwachen, insbesondere durch regelméaRige Kontrolle der Abwasseranlagen im Hinblick
auf die Funktionsfahigkeit, den ordnungsgeméaRen Betrieb sowie die Wartung, durch Messungen des
Abwassers nach Menge und Eigenschaften, durch Aufzeichnungen der Kontroll- und Messergebnisse;
sie haben dem Gewasserbenutzer festgestellte Mangel mitzuteilen und Mal3nahmen zu ihrer Beseitigung
vorzuschlagen;

2. auf die Anwendung geeigneter Abwasserbehandlungsverfahren einschlie3lich der Verfahren zur ord-
nungsgemaRen Verwertung oder Beseitigung der bei der Abwasserbehandlung entstehenden Reststoffe
hinzuwirken;

3. auf die Entwicklung und Einfihrung von

a) innerbetrieblichen Verfahren zur Vermeidung oder Verminderung des Abwasseranfalls nach Art und
Menge,

b) umweltfreundlichen Produktionen hinzuwirken;
4. die Betriebsangehorigen Uber die in dem Betrieb verursachten Gewasserbelastungen sowie tber die Ein-

richtungen und MalBRnahmen zu ihrer Verhinderung unter Berlcksichtigung der wasserrechtlichen Vor-
schriften aufzuklaren.

(2) Gewasserschutzbeauftragte erstatten dem Gewasserbenutzer jahrlich einen schriftlichen oder elektroni-
schen Bericht Uber die nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 getroffenen und beabsichtigten Ma3hahmen.
Bei EMAS-Standorten ist ein jahrlicher Bericht nicht erforderlich, soweit sich gleichwertige Angaben aus dem
Bericht Uber die Umweltbetriebspriifung ergeben und die Gewdasserschutzbeauftragten den Bericht mitge-
zeichnet haben und mit dem Verzicht auf die Erstellung eines gesonderten jahrlichen Berichts einverstanden
sind.

(3) Die zustandige Behorde kann im Einzelfall die in den Absatzen 1 und 2 aufgefiihrten Aufgaben der Ge-
wasserschutzbeauftragten

1. ndher regeln,
2. erweitern, soweit es die Belange des Gewasserschutzes erfordern,
3. einschranken, wenn dadurch die ordnungsgemalfe Selbstiiberwachung nicht beeintrachtigt wird.

31.07.2009 (BGBI. I S. 2585 / FNA 753-13) Seite 36
Stand 04.12.2018 (BGBI. | S. 2254, 2255)



70.1-02
WHG 2009

8 66
Weitere anwendbare Vorschriften

Auf das Verhaltnis zwischen dem Gewasserbenutzer und den Gewasserschutzbeauftragten finden die 88 55
bis 58 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entsprechende Anwendung.

Abschnitt 5
Gewasserausbau, Deich-, Damm- und Kistenschutzbauten

8§67
Grundsatz, Begriffsbestimmung

(1) Gewasser sind so auszubauen, dass natirliche Riickhalteflachen erhalten bleiben, das natirliche Abfluss-
verhalten nicht wesentlich verandert wird, naturraumtypische Lebensgemeinschaften bewahrt und sonstige
nachteilige Veranderungen des Zustands des Gewassers vermieden oder, soweit dies nicht méglich ist, aus-
geglichen werden.

(2) Gewasserausbau ist die Herstellung, die Beseitigung und die wesentliche Umgestaltung eines Gewassers
oder seiner Ufer. Ein Gewasserausbau liegt nicht vor, wenn ein Gewasser nur fur einen begrenzten Zeitraum
entsteht und der Wasserhaushalt dadurch nicht erheblich beeintrachtigt wird. Deich- und Dammbauten, die
den Hochwasserabfluss beeinflussen, sowie Bauten des Kistenschutzes stehen dem Gewdasserausbau
gleich.

§ 68
Planfeststellung, Plangenehmigung

(1) Der Gewésserausbau bedarf der Planfeststellung durch die zustandige Behorde.

(2) Fur einen Gewasserausbau, fir den nach dem Gesetz tber die Umweltvertraglichkeitspriifung keine Ver-
pflichtung zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung besteht, kann anstelle eines Planfeststel-
lungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden. Die Lander kdnnen bestimmen, dass Bauten des
Klstenschutzes, fur die nach dem Gesetz lUber die Umweltvertraglichkeitspriifung keine Verpflichtung zur
Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung besteht, anstelle einer Zulassung nach Satz 1 einer ande-
ren oder keiner Zulassung oder einer Anzeige bedurfen.

(3) Der Plan darf nur festgestellt oder genehmigt werden, wenn

1. eine Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine erhebliche und dauerhafte, nicht
ausgleichbare Erh6hung der Hochwasserrisiken oder eine Zerstérung natirlicher Rickhalteflachen, vor
allem in Auwaldern, nicht zu erwarten ist und

2. andere Anforderungen nach diesem Gesetz oder sonstigen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften erfullt wer-
den.

8§69
Abschnittsweise Zulassung, vorzeitiger Beginn

(1) Gewasserausbauten einschlie3lich notwendiger Folgemalinahmen, die wegen ihres raumlichen oder zeit-
lichen Umfangs in selbstandigen Abschnitten oder Stufen durchgefihrt werden, kénnen in entsprechenden
Teilen zugelassen werden, wenn dadurch die erforderliche Einbeziehung der erheblichen Auswirkungen des
gesamten Vorhabens auf die Umwelt nicht ganz oder teilweise unmdglich wird.

(2) 8 17 gilt entsprechend fur die Zulassung des vorzeitigen Beginns in einem Planfeststellungsverfahren und
einem Plangenehmigungsverfahren nach § 68.

870
Anwendbare Vorschriften, Verfahren

(1) Fur die Planfeststellung und die Plangenehmigung gelten 8 13 Absatz 1 und § 14 Absatz 3 bis 6 entspre-
chend; im Ubrigen gelten die 88 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes.

(2) Das Planfeststellungsverfahren fir einen Gewéasserausbau, fir den nach dem Gesetz iiber die Umweltver-
traglichkeitsprifung eine Verpflichtung zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung besteht, muss
den Anforderungen des Gesetzes liber die Umweltvertraglichkeitspriifung entsprechen.
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(3) Erstreckt sich ein beabsichtigter Ausbau auf ein Gewdasser, das der Verwaltung mehrerer Lander unter-
steht, und ist ein Einvernehmen Uber den Ausbauplan nicht zu erreichen, so soll die Bundesregierung auf
Antrag eines beteiligten Landes zwischen den Landern vermitteln.

8§71
Enteignungsrechtliche Regelungen

(1) Dient der Gewasserausbau dem Wohl der Allgemeinheit, so kann bei der Feststellung des Plans bestimmt
werden, dass fir seine Durchfiihrung die Enteignung zul&ssig ist. Satz 1 gilt fir die Plangenehmigung entspre-
chend, wenn Rechte anderer nur unwesentlich beeintrachtigt werden. In den Fallen der Sétze 1 und 2 ist die
Feststellung der Zulassigkeit der Enteignung nicht selbstandig anfechtbar.

(2) Die Enteignung ist zum Wohl der Allgemeinheit zulassig, soweit sie zur Durchflihrung eines festgestellten
oder genehmigten Plans notwendig ist, der dem Kusten- oder Hochwasserschutz dient. Abweichend von Ab-
satz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, bedarf es keiner Bestimmung bei der Feststellung oder Geneh-
migung des Plans. Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unbertihrt.

(3) Der festgestellte oder genehmigte Plan ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und fir die Ent-
eignungsbehdérde bindend.

(4) Im Ubrigen gelten die Enteignungsgesetze der Lander.

§ 71a
Vorzeitige Besitzeinweisung

(1) Die zusténdige Behdrde hat den Tréager eines Vorhabens zum Kisten- oder Hochwasserschutz auf Antrag
nach der Feststellung des Plans oder nach der Erteilung der Plangenehmigung in den Besitz einzuweisen,
wenn

1. der Eigentimer oder Besitzer eines Grundstiicks, das fir das Vorhaben bendtigt wird, sich weigert, den
Besitz durch Vereinbarung unter Vorbehalt aller Entschadigungsanspriiche dem Trager des Vorhabens
zu Uberlassen,

2. der sofortige Beginn von Bauarbeiten aus Griinden eines wirksamen Kuisten- oder Hochwasserschutzes
geboten ist und

3. der Planfeststellungsbeschluss oder die Plangenehmigung vollziehbar ist.
(2) 8§ 20 Absatz 2 bis 7 des Bundeswasserstral3engesetzes gilt entsprechend.
(3) Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberihrt.

Abschnitt 6
Hochwasserschutz

8§72
Hochwasser

Hochwasser ist eine zeitlich beschrankte Uberschwemmung von normalerweise nicht mit Wasser bedecktem
Land, insbesondere durch oberirdische Gewasser oder durch in Kiistengebiete eindringendes Meerwasser.
Davon ausgenommen sind Uberschwemmungen aus Abwasseranlagen.

8§73
Bewertung von Hochwasserrisiken, Risikogebiete

(1) Die zustandigen Behérden bewerten das Hochwasserrisiko und bestimmen danach die Gebiete mit signi-
fikantem Hochwasserrisiko (Risikogebiete). Hochwasserrisiko ist die Kombination der Wahrscheinlichkeit des
Eintritts eines Hochwasserereignisses mit den moglichen nachteiligen Hochwasserfolgen fir die menschliche
Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe, wirtschaftliche Tatigkeiten und erhebliche Sachwerte.

(2) Die Risikobewertung muss den Anforderungen nach Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2007/60/EG des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 iber die Bewertung und das Management von
Hochwasserrisiken (ABI. L 288 vom 6.11.2007, S. 27) entsprechen.

(3) Die Bewertung der Hochwasserrisiken und die Bestimmung der Risikogebiete erfolgen fir jede Flussge-
bietseinheit. Die Lander kdnnen bestimmte Kiistengebiete, einzelne Einzugsgebiete oder Teileinzugsgebiete
zur Bewertung der Risiken und zur Bestimmung der Risikogebiete statt der Flussgebietseinheit einer anderen
Bewirtschaftungseinheit zuordnen.
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(4) Die zustandigen Behoérden tauschen fur die Risikobewertung bedeutsame Informationen mit den zustandi-
gen Behotrden anderer Lander und Mitgliedstaaten der Europaischen Union aus, in deren Hoheitsgebiet die
nach Absatz 3 malRgebenden Bewirtschaftungseinheiten auch liegen. Fur die Bestimmung der Risikogebiete
gilt § 7 Absatz 2 und 3 entsprechend.

(5) Die Hochwasserrisiken sind bis zum 22. Dezember 2011 zu bewerten. Die Bewertung ist nicht erforderlich,
wenn die zusténdigen Behérden vor dem 22. Dezember 2010

1. nach Durchfiihrung einer Bewertung des Hochwasserrisikos festgestellt haben, dass ein mdgliches sig-
nifikantes Risiko fir ein Gebiet besteht oder als wahrscheinlich gelten kann und eine entsprechende Zu-
ordnung des Gebietes erfolgt ist oder

2. Gefahrenkarten und Risikokarten gemaR § 74 sowie Risikomanagementpldne gemaf § 75 erstellt oder
ihre Erstellung beschlossen haben.

(6) Die Risikobewertung und die Bestimmung der Risikogebiete nach Absatz 1 sowie die Entscheidungen und
Maflinahmen nach Absatz 5 Satz 2 sind bis zum 22. Dezember 2018 und danach alle sechs Jahre zu tUberpri-
fen und erforderlichenfalls zu aktualisieren. Dabei ist den voraussichtlichen Auswirkungen des Klimawandels
auf das Hochwasserrisiko Rechnung zu tragen.

8§74
Gefahrenkarten und Risikokarten

(1) Die zustandigen Behorden erstellen fur die Risikogebiete in den nach § 73 Absatz 3 malRgebenden Bewirt-
schaftungseinheiten Gefahrenkarten und Risikokarten in dem Mal3stab, der hierflir am besten geeignet ist.

(2) Gefahrenkarten erfassen die Gebiete, die bei folgenden Hochwasserereignissen uberflutet werden:

1. Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit (voraussichtliches Wiederkehrintervall mindestens
200 Jahre) oder bei Extremereignissen,

2. Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit (voraussichtliches Wiederkehrintervall mindestens 100
Jahre),

3. soweit erforderlich, Hochwasser mit hoher Wahrscheinlichkeit. Die Erstellung von Gefahrenkarten fur
ausreichend geschiitzte Kiistengebiete und fiir Gebiete, in denen Uberschwemmungen aus Grundwasser
stammen, kann auf Gebiete nach Satz 1 Nummer 1 beschréankt werden.

(3) Gefahrenkarten missen jeweils fiir die Gebiete nach Absatz 2 Satz 1 Angaben enthalten
1. zum Ausmaf der Uberflutung,
2. zur Wassertiefe oder, soweit erforderlich, zum Wasserstand,

3. soweit erforderlich, zur FlieBgeschwindigkeit oder zum fiir die Risikobewertung bedeutsamen Wasserab-
fluss.

(4) Risikokarten erfassen mogliche nachteilige Folgen der in Absatz 2 Satz 1 genannten Hochwasserereig-
nisse. Sie missen die nach Artikel 6 Absatz 5 der Richtlinie 2007/60/EG erforderlichen Angaben enthalten.

(5) Die zustandigen Behoérden haben vor der Erstellung von Gefahrenkarten und Risikokarten fir Risikoge-
biete, die auch auf dem Gebiet anderer Lander oder anderer Mitgliedstaaten der Européischen Union liegen,
mit deren zustéandigen Behdrden Informationen auszutauschen. Fur den Informationsaustausch mit anderen
Staaten gilt § 7 Absatz 3 Nummer 2 entsprechend.

(6) Die Gefahrenkarten und Risikokarten sind bis zum 22. Dezember 2013 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn
bis zum 22. Dezember 2010 vergleichbare Karten vorliegen, deren Informationsgehalt den Anforderungen der
Absétze 2 bis 4 entspricht. Alle Karten sind bis zum 22. Dezember 2019 und danach alle sechs Jahre zu
uberprifen und erforderlichenfalls zu aktualisieren. Dabei umfasst die Uberpriifung der Karten nach Satz 2
zum 22. Dezember 2019 auch ihre Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Absétze 2 und 4.

8§75
Risikomanagementpléne

(1) Die zustandigen Behoérden stellen fur die Risikogebiete auf der Grundlage der Gefahrenkarten und Risiko-
karten Risikomanagementplane nach den Vorschriften der Absatze 2 bis 6 auf. § 7 Absatz 4 Satz 1 gilt ent-
sprechend.

(2) Risikomanagementpléne dienen dazu, die nachteiligen Folgen, die an oberirdischen Gewéassern mindes-
tens von einem Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit und beim Schutz von Kiistengebieten mindestens
von einem Extremereignis ausgehen, zu verringern, soweit dies mdéglich und verhaltnismafig ist. Die Plane
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legen fur die Risikogebiete angemessene Ziele fir das Risikomanagement fest, insbesondere zur Verringe-
rung mdoglicher nachteiliger Hochwasserfolgen fiir die in § 73 Absatz 1 Satz 2 genannten Schutzgiter und,
soweit erforderlich, fur nichtbauliche MalRnahmen der Hochwasservorsorge und fur die Verminderung der
Hochwasserwahrscheinlichkeit.

(3) In die Risikomanagementplane sind zur Erreichung der nach Absatz 2 festgelegten Ziele MaRnahmen
aufzunehmen. Risikomanagementplane mussen mindestens die im Anhang der Richtlinie 2007/60/EG ge-
nannten Angaben enthalten und die Anforderungen nach Artikel 7 Absatz 3 Satz 2 bis 4 dieser Richtlinie
erfullen.

(4) Risikomanagementplane dirfen keine MaRnahmen enthalten, die das Hochwasserrisiko fir andere Lander
und Staaten im selben Einzugsgebiet oder Teileinzugsgebiet erheblich erhdhen. Satz 1 gilt nicht, wenn die
MaRnahmen mit dem betroffenen Land oder Staat koordiniert worden sind und im Rahmen des § 80 eine
einvernehmliche Lésung gefunden worden ist.

(5) Liegen die nach § 73 Absatz 3 mal3gebenden Bewirtschaftungseinheiten vollstédndig auf deutschem Ho-
heitsgebiet, ist ein einziger Risikomanagementplan oder sind mehrere auf der Ebene der Flussgebietseinheit
koordinierte Risikomanagementplane zu erstellen. Fir die Koordinierung der Risikomanagementplane mit an-
deren Staaten gilt § 7 Absatz 3 entsprechend mit dem Ziel, einen einzigen Risikomanagementplan oder meh-
rere auf der Ebene der Flussgebietseinheit koordinierte Plane zu erstellen. Gelingt dies nicht, so ist auf eine
maoglichst weitgehende Koordinierung nach Satz 2 hinzuwirken.

(6) Die Risikomanagementplane sind bis zum 22. Dezember 2015 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn bis zum
22. Dezember 2010 vergleichbare Plane vorliegen, deren Informationsgehalt den Anforderungen der Absatze
2 bis 4 entspricht. Alle Plane sind bis zum 22. Dezember 2021 und danach alle sechs Jahre unter Berlcksich-
tigung der voraussichtlichen Auswirkungen des Klimawandels auf das Hochwasserrisiko zu Uberprifen und
erforderlichenfalls zu aktualisieren. Dabei umfasst die Uberprifung der vergleichbaren Plane im Sinne von
Satz 2 zum 22. Dezember 2021 auch ihre Ubereinstimmung mit den Anforderungen der Absétze 2 bis 4.

§76
Uberschwemmungsgebiete an oberirdischen Gewéassern

(1) Uberschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewéssern und Deichen oder Hochufern
und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser eines oberirdischen Gewassers Uberschwemmt oder durchflossen
oder die fur Hochwasserentlastung oder Ruckhaltung beansprucht werden. Dies gilt nicht fur Gebiete, die
Uberwiegend von den Gezeiten beeinflusst sind, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Landesregierung setzt durch Rechtsverordnung

1. innerhalb der Risikogebiete oder der nach § 73 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 zugeordneten Gebiete min-
destens die Gebiete, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren zu erwarten ist,
und

2. die zur Hochwasserentlastung und Riickhaltung beanspruchten Gebiete

als Uberschwemmungsgebiete fest. Gebiete nach Satz 1 Nummer 1 sind bis zum 22. Dezember 2013 festzu-
setzen. Die Festsetzungen sind an neue Erkenntnisse anzupassen. Die Landesregierung kann die Ermachti-
gung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehdrden tbertragen.

(3) Noch nicht nach Absatz 2 festgesetzte Uberschwemmungsgebiete sind zu ermitteln, in Kartenform darzu-
stellen und vorlaufig zu sichern.

(4) Die Offentlichkeit ist tiber die vorgesehene Festsetzung von Uberschwemmungsgebieten zu informieren;
ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Sie ist Uber die festgesetzten und vorlaufig gesicherten Ge-
biete einschlieBlich der in ihnen geltenden Schutzbestimmungen sowie Uber die MaBnhahmen zur Vermeidung
von nachteiligen Hochwasserfolgen zu informieren.

8§77
Rickhalteflachen, Bevorratung

(1) Uberschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 sind in ihrer Funktion als Rickhalteflachen zu erhalten.
Soweit Uberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit dem entgegenstehen, sind rechtzeitig die notwen-
digen AusgleichsmaRBhahmen zu treffen. AusgleichsmafRnahmen nach Satz 2 kénnen auch MalRhahmen mit
dem Ziel des Kistenschutzes oder des Schutzes vor Hochwasser sein, die

1. zum Zweck des Ausgleichs kinftiger Verluste an Riickhalteflachen getroffen werden oder

2. zugleich als Ausgleichs- oder ErsatzmalRnahme nach § 15 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes
dienen oder nach 8§ 16 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes anzuerkennen sind.
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(2) Frilhere Uberschwemmungsgebiete, die als Riickhalteflachen geeignet sind, sollen so weit wie maglich
wiederhergestellt werden, wenn tberwiegende Griinde des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenste-
hen.

8§78
Bauliche Schutzvorschriften fiir festgesetzte Uberschwemmungsgebiete

(1) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten ist die Ausweisung neuer Baugebiete im AuRRenbereich in
Bauleitpldnen oder in sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch untersagt. Satz 1 gilt nicht, wenn die
Ausweisung ausschlieRlich der Verbesserung des Hochwasserschutzes dient, sowie fur Bauleitplane fur Ha-
fen und Werften.

(2) Die zustandige Behérde kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 die Ausweisung neuer Baugebiete aus-
nahmsweise zulassen, wenn

1. keine anderen Méglichkeiten der Siedlungsentwicklung bestehen oder geschaffen werden kénnen,
das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet angrenzt,

eine Gefahrdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschaden nicht zu erwarten sind,
der Hochwasserabfluss und die Ho6he des Wasserstandes nicht nachteilig beeinflusst werden,

o > N

die Hochwasserriickhaltung nicht beeintrachtigt und der Verlust von verloren gehendem Rickhalteraum
umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird,

der bestehende Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt wird,
keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind,
die Belange der Hochwasservorsorge beachtet sind und

© ©® N o

die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei dem Bemessungshochwasser nach § 76 Absatz 2 Satz 1,
das der Festsetzung des Uberschwemmungsgebietes zugrunde liegt, keine baulichen Schaden zu erwar-
ten sind.

Bei der Prufung der Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 3 bis 8 sind auch die Auswirkungen auf die
Nachbarschaft zu berlicksichtigen.

(3) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten hat die Gemeinde bei der Aufstellung, Anderung oder Ergéan-
zung von Bauleitplanen fir die Gebiete, die nach § 30 Absatz 1 und 2 oder § 34 des Baugesetzbuches zu
beurteilen sind, in der Abwagung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches inshesondere zu beriicksichtigen:

1. die Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Oberlieger und Unterlieger,
2. die Vermeidung einer Beeintrachtigung des bestehenden Hochwasserschutzes und
3. die hochwasserangepasste Errichtung von Bauvorhaben.

Dies qilt fur Satzungen nach § 34 Absatz 4 und § 35 Absatz 6 des Baugesetzbuches entsprechend. Die zu-
standige Behorde hat der Gemeinde die hierfiir erforderlichen Informationen nach § 4 Absatz 2 Satz 4 des
Baugesetzbuches zur Verfligung zu stellen.

(4) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten ist die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach
den 88 30, 33, 34 und 35 des Baugesetzbuches untersagt. Satz 1 gilt nicht fir MaBnahmen des Gewasser-
ausbaus, des Baus von Deichen und Dammen, der Gewasser- und Deichunterhaltung und des Hochwasser-
schutzes sowie des Messwesens.

(5) Die zustandige Behoérde kann abweichend von Absatz 4 Satz 1 die Errichtung oder Erweiterung einer
baulichen Anlage im Einzelfall genehmigen, wenn

1. das Vorhaben

a) die Hochwasserriickhaltung nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt und der Verlust von verloren
gehendem Rickhalteraum umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird,

b) den Wasserstand und den Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verandert,

c) den bestehenden Hochwasserschutz nicht beeintrachtigt und

d) hochwasserangepasst ausgefihrt wird oder
2. die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden kénnen.
Bei der Prifung der Voraussetzungen des Satzes 1 sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu
berucksichtigen.
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(6) Bei der Festsetzung nach § 76 Absatz 2 kann die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen auch
allgemein zugelassen werden, wenn sie

1. in gemalR Absatz 2 neu ausgewiesenen Gebieten nach § 30 des Baugesetzbuches den Vorgaben des
Bebauungsplans entsprechen oder

2. ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass die Einhaltung der Voraussetzungen des Absatzes 5 Satz 1
Nummer 1 gewahrleistet ist.

In den Fallen des Satzes 1 bedarf das Vorhaben einer Anzeige.

(7) Bauliche Anlagen der Verkehrsinfrastruktur, die nicht unter Absatz 4 fallen, dirfen nur hochwasserange-
passt errichtet oder erweitert werden.

(8) Fur nach § 76 Absatz 3 ermittelte, in Kartenform dargestellte und vorlaufig gesicherte Gebiete gelten die
Abséatze 1 bis 7 entsprechend.

§ 78a
Sonstige Schutzvorschriften fiir festgesetzte Uberschwemmungsgebiete
(1) In festgesetzten Uberschwemmungsgebieten ist Folgendes untersagt:
1. die Errichtung von Mauern, Wallen oder &hnlichen Anlagen, die den Wasserabfluss behindern kénnen,

2. das Aufbringen und Ablagern von wassergefahrdenden Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die Stoffe
diurfen im Rahmen einer ordnungsgeménen Land- und Forstwirtschaft eingesetzt werden,

3. die Lagerung von wassergeféahrdenden Stoffen aulZerhalb von Anlagen,

das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern von Gegenstanden, die den Wasserabfluss behindern
kdnnen oder die fortgeschwemmt werden kénnen,

5. das Erh6hen oder Vertiefen der Erdoberflache,

das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, soweit diese den Zielen des vorsorgenden Hochwas-
serschutzes gemal § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 und § 75 Absatz 2 entgegenstehen,

7. die Umwandlung von Grinland in Ackerland,
8. die Umwandlung von Auwald in eine andere Nutzungsart.

Satz 1 gilt nicht fir MaBnahmen des Gewasserausbaus, des Baus von Deichen und Dammen, der Gewasser-
und Deichunterhaltung, des Hochwasserschutzes, einschlielich Mal3nahmen zur Verbesserung oder Wieder-
herstellung des Wasserzuflusses oder des Wasserabflusses auf Ruckhalteflachen, fur Malinahmen des Mess-
wesens sowie fir Handlungen, die fir den Betrieb von zugelassenen Anlagen oder im Rahmen zugelassener
Gewasserbenutzungen erforderlich sind.

(2) Die zustandige Behdrde kann im Einzelfall Mal3nahmen nach Absatz 1 Satz 1 zulassen, wenn

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen,

2. der Hochwasserabfluss und die Hochwasserriickhaltung nicht wesentlich beeintrachtigt werden und
3. eine Gefahrdung von Leben oder Gesundheit oder erhebliche Sachschaden nicht zu beflirchten sind

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Nebenbestimmungen ausgeglichen werden kénnen. Die Zu-
lassung kann, auch nachtraglich, mit Nebenbestimmungen versehen oder widerrufen werden. Bei der Prifung
der Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 2 und 3 sind auch die Auswirkungen auf die Nachbarschaft zu
berlicksichtigen.

(3) Im Falle einer unmittelbar bevorstehenden Hochwassergefahr sind Gegenstande nach Absatz 1 Nummer 4
durch ihren Besitzer unverziglich aus dem Gefahrenbereich zu entfernen.

(4) In der Rechtsverordnung nach 8§ 76 Absatz 2 kdnnen MafRhahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 8
auch allgemein zugelassen werden.

(5) In der Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 sind weitere Malnahmen zu bestimmen oder Vorschriften zu
erlassen, soweit dies erforderlich ist

1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der tkologischen Strukturen der Gewéasser und ihrer Uberflutungsfla-
chen,

2. zur Vermeidung oder Verringerung von Erosion oder von erheblich nachteiligen Auswirkungen auf Ge-
wasser, die insbesondere von landwirtschaftlich genutzten Flachen ausgehen,

3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere Riickgewinnung, von Ruckhalteflachen,
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4. zur Regelung des Hochwasserabflusses,
5. zum hochwasserangepassten Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen,
6. zur Vermeidung von Stérungen der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung.

Festlegungen nach Satz 1 kdnnen in Féllen der Eilbedirftigkeit auch durch behdérdliche Entscheidungen ge-
troffen werden. Satz 2 gilt nicht fir Anlagen der Verkehrsinfrastruktur. Werden bei der Riickgewinnung von
Ruckhalteflachen Anordnungen getroffen, die erhéhte Anforderungen an die ordnungsgemafe land- oder
forstwirtschaftliche Nutzung eines Grundstiicks festsetzen, so gilt § 52 Absatz 5 entsprechend.

(6) Fur nach § 76 Absatz 3 ermittelte, in Kartenform dargestellte und vorlaufig gesicherte Gebiete gelten die
Abséatze 1 bis 5 entsprechend.

(7) Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberthrt.

§78b
Risikogebiete auBerhalb von Uberschwemmungsbieten

(1) Risikogebiete auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten sind Gebiete, fiir die nach § 74 Absatz 2 Gefah-
renkarten zu erstellen sind und die nicht nach § 76 Absatz 2 oder Absatz 3 als Uberschwemmungsgebiete
festgesetzt sind oder vorlaufig gesichert sind; dies gilt nicht fir Gebiete, die Gberwiegend von den Gezeiten
beeinflusst sind, soweit durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist. Fiir Risikogebiete auRerhalb von Uber-
schwemmungsgebieten gilt Folgendes:

1. beider Ausweisung neuer Baugebiete im AuRenbereich sowie bei der Aufstellung, Anderung oder Ergan-
zung von Bauleitplanen fir nach 8 30 Absatz 1 und 2 oder nach § 34 des Baugesetzbuches zu beurtei-
lende Gebiete sind insbesondere der Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher
Sachschaden in der Abwéagung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches zu berticksichtigen; dies gilt fir
Satzungen nach § 34 Absatz 4 und § 35 Absatz 6 des Baugesetzbuches entsprechend;

2. auBBerhalb der von Nummer 1 erfassten Gebiete sollen bauliche Anlagen nur in einer dem jeweiligen
Hochwasserrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet
oder wesentlich erweitert werden, soweit eine solche Bauweise nach Art und Funktion der Anlage tech-
nisch maoglich ist; bei den Anforderungen an die Bauweise sollen auch die Lage des betroffenen Grund-
stiicks und die H6he des moglichen Schadens angemessen berticksichtigt werden.

(2) Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberthrt.

§ 78c
Heizolverbraucheranlagen in Uberschwemmungsgebieten
und in weiteren Risikogebieten

(1) Die Errichtung neuer Heizolverbraucheranlagen in festgesetzten und vorlaufig gesicherten Uberschwem-
mungsgebieten ist verboten. Die zustandige Behorde kann auf Antrag Ausnahmen von dem Verbot nach Satz
1 zulassen, wenn keine anderen weniger wassergefahrdenden Energietrager zu wirtschaftlich vertretbaren
Kosten zur Verfligung stehen und die Heizélverbraucheranlage hochwassersicher errichtet wird.

(2) Die Errichtung neuer Heizélverbraucheranlagen in Gebieten nach § 78b Absatz 1 Satz 1 ist verboten, wenn
andere weniger wassergefahrdende Energietrager zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfligung stehen
oder die Anlage nicht hochwassersicher errichtet werden kann. Eine Heizélverbraucheranlage nach Satz 1
kann wie geplant errichtet werden, wenn das Vorhaben der zustandigen Behorde spatestens sechs Wochen
vor der Errichtung mit den vollstandigen Unterlagen angezeigt wird und die Behoérde innerhalb einer Frist von
vier Wochen nach Eingang der Anzeige weder die Errichtung untersagt noch Anforderungen an die hochwas-
sersichere Errichtung festgesetzt hat.

(3) Heizolverbraucheranlagen, die am 5. Januar 2018 in festgesetzten oder in vorlaufig gesicherten Uber-
schwemmungsgebieten vorhanden sind, sind vom Betreiber bis zum 5. Januar 2023 nach den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik hochwassersicher nachzuriisten. Heizélverbraucheranlagen, die am 5. Januar
2018 in Gebieten nach § 78b Absatz 1 Satz 1 vorhanden sind, sind bis zum 5. Januar 2033 nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik hochwassersicher nachzuriisten, soweit dies wirtschaftlich vertretbar ist. So-
fern Heizolverbraucheranlagen wesentlich geandert werden, sind diese abweichend von den Satzen 1 und 2
zum Anderungszeitpunkt hochwassersicher nachzuriisten.
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§ 78d
Hochwasserentstehungsgebiete

(1) Hochwasserentstehungsgebiete sind Gebiete, in denen bei Starkniederschlagen oder bei Schneeschmelze
in kurzer Zeit starke oberirdische Abfliisse entstehen kénnen, die zu einer Hochwassergefahr an oberirdischen
Gewassern und damit zu einer erheblichen Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung fithren kénnen.

(2) Die Lander kénnen Kriterien fir das Vorliegen eines Hochwasserentstehungsgebietes festlegen. Hierbei
sind im Rahmen der hydrologischen und topographischen Gegebenheiten insbesondere das Verhéaltnis Nie-
derschlag zu Abfluss, die Bodeneigenschaften, die Hangneigung, die Siedlungsstruktur und die Landnutzung
zu bertcksichtigen. Auf Grund dieser Kriterien kann die Landesregierung Hochwasserentstehungsgebiete
durch Rechtsverordnung festsetzen.

(3) In festgesetzten Hochwasserentstehungsgebieten ist zur Vermeidung oder Verringerung von Gefahren
durch Hochwasser, das naturliche Wasserversickerungs- und Wasserriickhaltevermdgen des Bodens zu er-
halten oder zu verbessern, insbesondere durch die Entsiegelung von Béden oder durch die nachhaltige Auf-
forstung geeigneter Gebiete. Satz 1 gilt nicht fir Anlagen der 6ffentlichen Verkehrsinfrastruktur.

(4) In festgesetzten Hochwasserentstehungsgebieten bediirfen folgende Vorhaben der Genehmigung durch
die zustandige Behorde:

1. die Errichtung oder wesentliche Anderung baulicher Anlagen im AuRenbereich, einschlieRlich Nebenan-
lagen und sonstiger Flachen ab einer zu versiegelnden Gesamtflache von 1 500 Quadratmetern,

2. der Bau neuer Stral3en,
3. die Beseitigung von Wald oder die Umwandlung von Wald in eine andere Nutzungsart oder
4. die Umwandlung von Grinland in Ackerland.

Die Genehmigung nach Satz 1 gilt als erteilt, wenn die zustéandige Behdrde den Antrag nicht innerhalb von
sechs Monaten nach Eingang der vollstandigen Antragsunterlagen ablehnt. Die zustandige Behotrde kann die
Frist aus wichtigem Grund um bis zu zwei Monate verléangern. Ist fir das Vorhaben nach anderen Vorschriften
ein Zulassungsverfahren vorgeschrieben, so hat die hierfiir zustandige Behorde abweichend von Satz 1 im
Rahmen dieses Zulassungsverfahrens tiber die Genehmigungsvoraussetzungen nach Absatz 5 im Benehmen
mit der zustéandigen Wasserbehorde zu entscheiden.

(5) Die Genehmigung oder sonstige Zulassung nach Absatz 4 Satz 1 oder Satz 4 darf nur erteilt werden, wenn

1. das Wasserversickerungs- oder Wasserriickhaltevermdgen des Bodens durch das Vorhaben nicht be-
eintrachtigt wird oder

2. die Beeintrachtigung durch MaRnahmen wie das Anlegen von Wald oder die Schaffung von Riickhalte-
raumen im Hochwasserentstehungsgebiet angemessen ausgeglichen wird.

Fur den Ausgleich nach Satz 1 Nummer 2 gilt 8 77 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 entsprechend. Die Vorausset-
zungen nach Satz 1 gelten fir die Zulassung von 6ffentlichen Verkehrsinfrastrukturvorhaben, fir die ein Ver-
fahren nach § 17 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes durchgefihrt wird, als erfullt.

(6) In festgesetzten Hochwasserentstehungsgebieten sind bei der Ausweisung neuer Baugebiete im Aul3en-
bereich in der Abwagung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches insbesondere zu beriicksichtigen:

1. die Vermeidung einer Beeintrachtigung des Wasserversickerungs- oder Wasserrtickhaltevermégens des
Bodens und

2. der Ausgleich einer Beeintrachtigung durch MalRnahmen wie das Anlegen von Wald oder die Schaffung
von Ruckhalteraumen im Hochwasserentstehungsgebiet.

(7) Weitergehende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberthrt.

8§79
Information und aktive Beteiligung

(1) Die zusténdigen Behorden vertffentlichen die Bewertung nach § 73 Absatz 1, die Gefahrenkarten und
Risikokarten nach § 74 Absatz 1 und die Risikomanagementpléane nach § 75 Absatz 1. Sie fordern eine aktive
Beteiligung der interessierten Stellen bei der Aufstellung, Uberpriifung und Aktualisierung der Risikomanage-
mentplane nach § 75 und koordinieren diese mit den Maflinahmen nach § 83 Absatz 4 und § 85.

(2) Wie die zustandigen staatlichen Stellen und die Offentlichkeit in den betroffenen Gebieten im Ubrigen tiber
Hochwassergefahren, geeignete VorsorgemalRhahmen und Verhaltensregeln informiert und vor zu erwarten-
dem Hochwasser rechtzeitig gewarnt werden, richtet sich nach den landesrechtlichen Vorschriften.
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8§80
Koordinierung

(1) Gefahrenkarten und Risikokarten sind so zu erstellen, dass die darin dargestellten Informationen vereinbar
sind mit den nach der Richtlinie 2000/60/EG vorgelegten relevanten Angaben, insbesondere nach Artikel 5
Absatz 1 in Verbindung mit Anhang Il dieser Richtlinie. Die Informationen sollen mit den in Artikel 5 Absatz 2
der Richtlinie 2000/60/EG vorgesehenen Uberpriifungen abgestimmt werden; sie kénnen in diese einbezogen
werden.

(2) Die zustandigen Behérden koordinieren die Erstellung und die nach § 75 Absatz 6 Satz 3 erforderliche
Aktualisierung der Risikomanagementplane mit den Bewirtschaftungsplanen nach § 83. Die Risikomanage-
mentplane kdnnen in die Bewirtschaftungsplane einbezogen werden.

§81
Vermittlung durch die Bundesregierung

Kdnnen sich die Lander bei der Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abschnitts Gber eine MaRhahme des
Hochwasserschutzes nicht einigen, vermittelt die Bundesregierung auf Antrag eines Landes zwischen den
beteiligten Landern.

Abschnitt 7
Wasserwirtschaftliche Planung und Dokumentation

§82
MalRnahmenprogramm

(1) Fur jede Flussgebietseinheit ist nach MalRgabe der Abséatze 2 bis 6 ein MaR3hahmenprogramm aufzustellen,
um die Bewirtschaftungsziele nach Mal3gabe der 88 27 bis 31, 44 und 47 zu erreichen. Die Ziele der Raum-
ordnung sind zu beachten; die Grundsatze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind zu beriicksich-
tigen.

(2) In das MaRnahmenprogramm sind grundlegende und, soweit erforderlich, erganzende MalRnahmen auf-
zunehmen; dabei ist eine in Bezug auf die Wassernutzung kosteneffiziente Kombination der MalZnahmen vor-
zusehen.

(3) Grundlegende MaRRnahmen sind alle in Artikel 11 Absatz 3 der Richtlinie 2000/60/EG bezeichneten Mal3-
nahmen, die der Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach MafRgabe der 88 27 bis 31, 44 und 47 dienen oder
zur Erreichung dieser Ziele beitragen.

(4) Ergadnzende MalRnahmen, insbesondere im Sinne von Artikel 11 Absatz 4 in Verbindung mit Anhang VI
Teil B der Richtlinie 2000/60/EG, werden zusétzlich zu den grundlegenden MalRnahmen in das MalRhahmen-
programm aufgenommen, soweit dies erforderlich ist, um die Bewirtschaftungsziele nach Mal3gabe der 88 27
bis 31, 44 und 47 zu erreichen. Erganzende MalRnahmen kénnen auch getroffen werden, um einen weiterge-
henden Schutz der Gewasser zu erreichen.

(5) Ergibt sich aus der Uberwachung oder aus sonstigen Erkenntnissen, dass die Bewirtschaftungsziele nach
MalRgabe der 8§ 27 bis 31, 44 und 47 nicht erreicht werden kdnnen, so sind die Ursachen hierfur zu untersu-
chen, die Zulassungen fiir Gewasserbenutzungen und die Uberwachungsprogramme zu tiberpriifen und ge-
gebenenfalls anzupassen sowie nachtraglich erforderliche Zusatzmaflinahmen in das Malinhahmenprogramm
aufzunehmen.

(6) Grundlegende MalRBhahmen nach Absatz 3 dirfen nicht zu einer zuséatzlichen Verschmutzung der oberirdi-
schen Gewasser, der Kustengewasser oder des Meeres fihren, es sei denn, ihre Durchfiihrung wirde sich
insgesamt guinstiger auf die Umwelt auswirken. Die zustandige Behorde kann im Rahmen der 88 47 und 48
auch die in Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe j der Richtlinie 2000/60/EG genannten Einleitungen in das Grund-
wasser zulassen.

§ 83
Bewirtschaftungsplan

(1) Fur jede Flussgebietseinheit ist nach MalRgabe der Absétze 2 bis 4 ein Bewirtschaftungsplan aufzustellen.

(2) Der Bewirtschaftungsplan muss die in Artikel 13 Absatz 4 in Verbindung mit Anhang VII der Richtli-
nie 2000/60/EG genannten Informationen enthalten. Dartber hinaus sind in den Bewirtschaftungsplan aufzu-
nehmen:
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1. die Einstufung oberirdischer Gewasser als kiinstlich oder erheblich verdndert nach § 28 und die Griinde
hierfur,

2. die nach § 29 Absatz 2 bis 4, den 88 44 und 47 Absatz 2 Satz 2 gewéahrten Fristverlangerungen und die
Grinde hierfir, eine Zusammenfassung der MalRnahmen, die zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele
innerhalb der verlangerten Frist erforderlich sind und der Zeitplan hierfir sowie die Griinde fiir jede er-
hebliche Verzégerung bei der Umsetzung der Malnahmen,

3. abweichende Bewirtschaftungsziele und Ausnahmen nach den 88 30, 31 Absatz 2, den 88 44 und 47
Absatz 3 und die Griinde hierfir,

4. die Bedingungen und Kriterien fur die Geltendmachung von Umsténden fir voribergehende Verschlech-
terungen nach § 31 Absatz 1, den 88 44 und 47 Absatz 3 Satz 1, die Auswirkungen der Umsténde, auf
denen die Verschlechterungen beruhen, sowie die Mal3Bhahmen zur Wiederherstellung des vorherigen
Zustands,

5. eine Darstellung

a) der geplanten Schritte zur Durchfiihrung von § 6a, die zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele nach
den 88 27 bis 31, 44 und 47 beitragen sollen,

b) der Beitrdge der verschiedenen Wassernutzungen zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleis-
tungen sowie

c) der Grunde dafir, dass bestimmte Wassernutzungen nach § 6a Absatz 2 nicht zur Deckung der
Kosten der Wasserdienstleistungen beizutragen haben, sowie die Griinde fir Ausnahmen nach § 6a
Absatz 4.

(3) Der Bewirtschaftungsplan kann durch detailliertere Programme und Bewirtschaftungsplane fur Teileinzugs-
gebiete, fur bestimmte Sektoren und Aspekte der Gewasserbewirtschaftung sowie fir bestimmte Gewasser-
typen erganzt werden. Ein Verzeichnis sowie eine Zusammenfassung dieser Programme und Plane sind in
den Bewirtschaftungsplan aufzunehmen.

(4) Die zustandige Behdrde veroffentlicht

1. spéatestens drei Jahre vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, einen
Zeitplan und ein Arbeitsprogramm fir seine Aufstellung sowie Angaben zu den vorgesehenen Maf3nah-
men zur Information und Anhérung der Offentlichkeit,

2. spatestens zwei Jahre vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, einen
Uberblick Uber die fur das Einzugsgebiet festgestellten wichtigen Fragen der Gewasserbewirtschaftung,

3. spatestens ein Jahr vor Beginn des Zeitraums, auf den sich der Bewirtschaftungsplan bezieht, einen
Entwurf des Bewirtschaftungsplans.

Innerhalb von sechs Monaten nach der Veréffentlichung kann jede Person bei der zustandigen Behoérde zu
den in Satz 1 bezeichneten Unterlagen schriftlich oder elektronisch Stellung nehmen; hierauf ist in der Verof-
fentlichung hinzuweisen. Auf Antrag ist Zugang zu den bei der Aufstellung des Bewirtschaftungsplans heran-
gezogenen Hintergrunddokumenten und -informationen zu gewéahren. Die Satze 1 bis 3 gelten auch fir aktu-
alisierende Bewirtschaftungsplane.

8§84
Fristen fiir MaBnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane

(1) MaBnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane, die nach MaRgabe des Landesrechts vor dem
1. Méarz 2010 aufzustellen waren, sind erstmals bis zum 22. Dezember 2015 sowie anschlieend alle sechs
Jahre zu Uberprifen und, soweit erforderlich, zu aktualisieren.

(2) Die im MaflRnahmenprogramm aufgefihrten Ma3nahmen sind bis zum 22. Dezember 2012 durchzufuhren.
Neue oder im Rahmen eines aktualisierten Programms geanderte MaRnahmen sind innerhalb von drei Jahren
durchzufiihren, nachdem sie in das Programm aufgenommen worden sind.

§85
Aktive Beteiligung interessierter Stellen

Die zustandigen Behorden fordern die aktive Beteiligung aller interessierten Stellen an der Aufstellung, Uber-
prufung und Aktualisierung der MalRnahmenprogramme und Bewirtschaftungsplane.
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8§86
Veranderungssperre zur Sicherung von Planungen

(1) Zur Sicherung von Planungen fiir

1. dem Wohl der Allgemeinheit dienende Vorhaben der Wassergewinnung oder Wasserspeicherung, der
Abwasserbeseitigung, der Wasseranreicherung, der Wasserkraftnutzung, der Bewasserung, des Hoch-
wasserschutzes oder des Gewésserausbaus,

2. Vorhaben nach dem MalRnhahmenprogramm nach § 82

kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung Planungsgebiete festlegen, auf deren Flachen wesentlich
wertsteigernde oder die Durchfiihrung des geplanten Vorhabens erheblich erschwerende Veranderungen
nicht vorgenommen werden dirfen (Veranderungssperre). Sie kann die Erméchtigung nach Satz 1 durch
Rechtsverordnung auf andere Landesbehdrden ubertragen.

(2) Veranderungen, die in rechtlich zulassiger Weise vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten
und die Fortfiihrung einer bisher ausgelibten Nutzung werden von der Veranderungssperre nicht berthrt.

(3) Die Veranderungssperre tritt drei Jahre nach ihrem Inkrafttreten auf3er Kraft, sofern die Rechtsverordnung
nach Absatz 1 Satz 1 keinen friiheren Zeitpunkt bestimmt. Die Frist von drei Jahren kann, wenn besondere
Umstande es erfordern, durch Rechtsverordnung um hochstens ein Jahr verlangert werden. Die Verande-
rungssperre ist vor Ablauf der Frist nach Satz 1 oder Satz 2 aul3er Kraft zu setzen, sobald und soweit die
Voraussetzungen fur ihren Erlass weggefallen sind.

(4) Von der Veranderungssperre kénnen Ausnahmen zugelassen werden, wenn dem keine Uberwiegenden
offentlichen Belange entgegenstehen.

8§87
Wasserbuch
(1) Uber die Gewasser sind Wasserbiicher zu fiihren.
(2) In das Wasserbuch sind insbesondere einzutragen:

1. nach diesem Gesetz erteilte Erlaubnisse, die nicht nur voribergehenden Zwecken dienen, und Bewilli-
gungen sowie alte Rechte und alte Befugnisse, Planfeststellungsbeschliisse und Plangenehmigungen
nach § 68,

2. Wasserschutzgebiete,
3. Risikogebiete und festgesetzte Uberschwemmungsgebiete.

Von der Eintragung von Zulassungen nach Satz 1 Nummer 1 kann in Fallen von untergeordneter wasserwirt-
schaftlicher Bedeutung abgesehen werden.

(3) Unrichtige Eintragungen sind zu berichtigen. Unzuldssige Eintragungen und Eintragungen zu nicht mehr
bestehenden Rechtsverhéltnissen sind zu l6schen.

(4) Eintragungen im Wasserbuch haben keine rechtsbegriindende oder rechtséndernde Wirkung.

§ 88
Informationsbeschaffung und -tbermittlung

(1) Die zustandige Behorde darf im Rahmen der ihr durch Gesetz oder Rechtsverordnung ubertragenen Auf-
gaben Informationen einschlie3lich personenbezogener Daten erheben und verwenden, soweit dies zur
Durchfiihrung von Rechtsakten der Europaischen Gemeinschaften oder der Européischen Union, zwischen-
staatlichen Vereinbarungen oder innerstaatlichen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Wasserhaushalts
oder im Rahmen grenziiberschreitender Zusammenarbeit, insbesondere zur Koordinierung nach 8§ 7 Absatz 2
bis 4, erforderlich ist. Zu den Aufgaben nach Satz 1 gehéren insbesondere

1. die Durchfiihrung von Verwaltungsverfahren,

2. die Gewasseraufsicht einschlielich gewasserkundlicher Messungen und Beobachtungen,
3. die Gefahrenabwehr,
4

die Festsetzung und Bestimmung von Schutzgebieten, insbesondere Wasserschutz-, Heilguellenschutz-
, Risiko- und Uberschwemmungsgebieten sowie Gewasserrandstreifen,

5. die Ermittlung der Art und des Ausmafles von Gewasserbelastungen auf Grund menschlicher Tétigkeiten
einschliellich der Belastungen aus diffusen Quellen,

6. die wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung,
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7. die Aufstellung von MalBhahmenprogrammen, Bewirtschaftungsplanen und Risikomanagementplénen.

(2) Wer wasserwirtschaftliche MalRnahmen durchfihrt, hat der zustdndigen Behdrde auf deren Anordnung bei
ihm vorhandene Informationen zu tbermitteln und Auskinfte zu erteilen.

(3) Die zustandige Behorde darf nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 erhobene Informationen und erteilte
Auskiinfte an zur Abwasserbeseitigung, zur Wasserversorgung oder zur Gewasserunterhaltung Verpflichtete
sowie an Trager von Gewasserausbau- und von Hochwasserschutzmaf3nahmen weitergeben, soweit dies zur
Erflllung der Verpflichtungen oder zur Durchfuhrung der MaRnahmen erforderlich ist. Die Weitergabe von
Informationen und Auskinften an Dienststellen anderer Lander, des Bundes und der Europaischen Union
sowie an zwischenstaatliche Stellen ist unter den in Absatz 1 Satz 1 genannten Voraussetzungen zulassig.
Dienststellen des Bundes und der Lander geben Informationen und Auskiinfte unter den Voraussetzungen
des Absatzes 1 Satz 1 auf Ersuchen an andere Dienststellen des Bundes und der Lander weiter.

(4) Fur die Weitergabe von Informationen und Auskiinften nach Absatz 3 Satz 2 und 3 werden keine Gebihren
erhoben und keine Auslagen erstattet.

(5) Die Bestimmungen zum Schutz personenbezogener Daten bleiben im Ubrigen unberiihrt.

Abschnitt 8
Haftung fur Gewasserverdnderungen

8§89
Haftung fur Anderungen der Wasserbeschaffenheit

(1) Wer in ein Gewasser Stoffe einbringt oder einleitet oder wer in anderer Weise auf ein Gewasser einwirkt
und dadurch die Wasserbeschaffenheit nachteilig verandert, ist zum Ersatz des daraus einem anderen ent-
stehenden Schadens verpflichtet. Haben mehrere auf das Gewasser eingewirkt, so haften sie als Gesamt-
schuldner.

(2) Gelangen aus einer Anlage, die bestimmt ist, Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu
beférdern oder wegzuleiten, derartige Stoffe in ein Gewésser, ohne in dieses eingebracht oder eingeleitet zu
sein, und wird dadurch die Wasserbeschaffenheit nachteilig veréndert, so ist der Betreiber der Anlage zum
Ersatz des daraus einem anderen entstehenden Schadens verpflichtet. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die
Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden durch hohere Gewalt verursacht wird.

§90
Sanierung von Gewasserschéaden

(1) Eine Schéadigung eines Gewassers im Sinne des Umweltschadensgesetzes ist jeder Schaden mit erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen auf

1. den 6kologischen oder chemischen Zustand eines oberirdischen Gewassers oder Kiistengewassers,

2. das okologische Potenzial oder den chemischen Zustand eines kiinstlichen oder erheblich veranderten
oberirdischen Gewassers oder Kiistengewassers,

3. den chemischen oder mengenmafigen Zustand des Grundwassers oder
4. den Zustand eines Meeresgewassers;

ausgenommen sind nachteilige Auswirkungen, fir die § 31 Absatz 2, auch in Verbindung mit § 44 oder § 47
Absatz 3 Satz 1, gilt.

(2) Hat eine verantwortliche Person nach dem Umweltschadensgesetz eine Schadigung eines Gewassers
verursacht, so trifft sie die erforderlichen Sanierungsmaf3nahmen gemaR Anhang Il Nummer 1 der Richtli-
nie 2004/35/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 Uber Umwelthaftung zur
Vermeidung und Sanierung von Umweltschaden (ABI. L 143 vom 30.4.2004, S. 56), die durch die Richtli-
nie 2006/21/EG (ABI. L 102 vom 11.4.2006, S. 15) gedndert worden ist.

(3) Zustandige Behorde fir den Vollzug dieser Vorschrift und der Vorschriften des Umweltschadensgesetzes
ist, sofern nichts anderes bestimmt ist, im Hinblick auf die Schadigung der Meeresgewésser aul3erhalb der
Kistengewasser und die unmittelbare Gefahr solcher Schaden im Bereich der deutschen ausschlie3lichen
Wirtschaftszone und des Festlandsockels,

1. soweit ein Zusammenhang mit Tatigkeiten nach dem Bundesberggesetz besteht, die nach § 136 des
Bundesberggesetzes in Verbindung mit § 142 des Bundesberggesetzes bestimmte Behorde, sowie
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2. im Ubrigen das Bundesamt fur Naturschutz; es bedient sich, soweit sachdienlich, der Hilfe des Bundes-
amtes fur Seeschifffahrt und Hydrographie sowie des Umweltbundesamtes; es kann sich der Hilfe weite-
rer Stellen bedienen, soweit diese zustimmen.

(4) Weitergehende Vorschriften tber Schadigungen oder sonstige Beeintréchtigungen von Gewéssern und
deren Sanierung bleiben unberihrt.

Abschnitt 9
Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen

8§91
Gewasserkundliche MalBhahmen

Die zustandige Behdrde kann Eigentimer und Nutzungsberechtigte von Grundstiicken verpflichten, die Er-
richtung und den Betrieb von Messanlagen sowie die Durchflihrung von Probebohrungen und Pumpversuchen
zu dulden, soweit dies der Ermittlung gewasserkundlicher Grundlagen dient, die fir die Gewasserbewirtschaf-
tung erforderlich sind. Entsteht durch eine Mal3Bhahme nach Satz 1 ein Schaden am Grundstiick, hat der Ei-
gentimer gegen den Trager der gewasserkundlichen MalRnahme Anspruch auf Schadenersatz. Satz 2 gilt
entsprechend fur den Nutzungsberechtigten, wenn wegen des Schadens am Grundstiick die Grundstiicksnut-
zung beeintréchtigt wird.

§92
Veranderung oberirdischer Gewésser

Die zustandige Behdrde kann Eigentiimer und Nutzungsberechtigte oberirdischer Gewasser sowie der Grund-
stiicke, deren Inanspruchnahme fiir die Durchfiihrung des Vorhabens erforderlich ist, verpflichten, Gewasser-
veranderungen, insbesondere Vertiefungen und Verbreiterungen, zu dulden, die der Verbesserung des Was-
serabflusses dienen und zur Entwésserung von Grundsticken, zur Abwasserbeseitigung oder zur besseren
Ausnutzung einer Triebwerksanlage erforderlich sind. Satz 1 gilt nur, wenn das Vorhaben anders nicht ebenso
zweckmafig oder nur mit erheblichem Mehraufwand durchgefiihrt werden kann und der von dem Vorhaben
zu erwartende Nutzen erheblich gréer als der Nachteil des Betroffenen ist.

§93
Durchleitung von Wasser und Abwasser

Die zustandige Behotrde kann Eigentumer und Nutzungsberechtigte von Grundstticken und oberirdischen Ge-
wassern verpflichten, das Durchleiten von Wasser und Abwasser sowie die Errichtung und Unterhaltung der
dazu dienenden Anlagen zu dulden, soweit dies zur Entwasserung oder Bewasserung von Grundstiicken, zur
Wasserversorgung, zur Abwasserbeseitigung, zum Betrieb einer Stauanlage oder zum Schutz vor oder zum
Ausgleich von Beeintrachtigungen des Natur- oder Wasserhaushalts durch Wassermangel erforderlich ist. §
92 Satz 2 gilt entsprechend.

§94
Mitbenutzung von Anlagen

(1) Die zustandige Behorde kann Betreiber einer Grundstiicksentwasserungs-, Wasserversorgungs- oder Ab-
wasseranlage verpflichten, deren Mitbenutzung einer anderen Person zu gestatten, wenn

1. diese Person MaRnahmen der Entwasserung, Wasserversorgung oder Abwasserbeseitigung anders
nicht zweckmé&nRig oder nur mit erheblichem Mehraufwand ausfihren kann,

die MalRnahmen zur Gewasserbewirtschaftung oder zur Erflllung gesetzlicher Pflichten erforderlich sind,
der Betrieb der Anlage nicht wesentlich beeintréachtigt wird und

die zur Mitbenutzung berechtigte Person einen angemessenen Teil der Kosten fiir die Errichtung, den
Betrieb und die Unterhaltung der Anlage tbernimmt.

Kommt eine Einigung uber die Kostenteilung nach Satz 1 Nummer 4 nicht zustande, setzt die zustandige
Behorde ein angemessenes Entgelt fest.

(2) Ist eine Mitbenutzung nur bei einer Anderung der Anlage zweckmaRig, kann der Betreiber verpflichtet
werden, die entsprechende Anderung nach eigener Wahl entweder selbst vorzunehmen oder zu dulden. Die
Kosten der Anderung tragt die zur Mitbenutzung berechtigte Person.
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(3) Die Absétze 1 und 2 gelten auch fiur die Mitbenutzung von Grundstiicksbewéasserungsanlagen durch Ei-
gentimer von Grundstiicken, die nach 8§ 93 zur Errichtung oder zum Betrieb der Anlage in Anspruch genom-
men werden.

§ 95
Entschadigung fur Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen

Soweit Duldungs- oder Gestattungsverpflichtungen nach den 88 92 bis 94 das Eigentum unzumutbar be-
schréanken, ist eine Entschadigung zu leisten.

Kapitel 4
Entschadigung, Ausgleich, Vorkaufsrecht

8§96
Art und Umfang von Entschadigungspflichten

(1) Eine nach diesem Gesetz zu leistende Entschadigung hat den eintretenden Vermdgensschaden angemes-
sen auszugleichen. Soweit zum Zeitpunkt der behdrdlichen Anordnung, die die Entschadigungspflicht auslost,
Nutzungen gezogen werden, ist von dem Mal3 ihrer Beeintrachtigung auszugehen. Hat die anspruchsberech-
tigte Person MafRnahmen getroffen, um die Nutzungen zu steigern, und ist nachgewiesen, dass die Mal3nah-
men die Nutzungen nachhaltig gesteigert hatten, so ist dies zu bertucksichtigen. Auerdem ist eine infolge der
behordlichen Anordnung eingetretene Minderung des Verkehrswerts von Grundstiicken zu beriicksichtigen,
soweit sie nicht nach Satz 2 oder Satz 3 bereits berlicksichtigt ist.

(2) Soweit als Entschadigung durch Gesetz nicht wasserwirtschaftliche oder andere Malinahmen zugelassen
werden, ist die Entschadigung in Geld festzusetzen.

(3) Kann auf Grund einer entschadigungspflichtigen MalRnahme die Wasserkraft eines Triebwerks nicht mehr
im bisherigen Umfang verwertet werden, so kann die zusténdige Behoérde bestimmen, dass die Entschadigung
ganz oder teilweise durch Lieferung elektrischen Stroms zu leisten ist, wenn die entschadigungspflichtige Per-
son ein Energieversorgungsunternehmen ist und soweit ihr dies wirtschaftlich zumutbar ist. Die fur die Liefe-
rung des elektrischen Stroms erforderlichen technischen Vorkehrungen hat die entschadigungspflichtige Per-
son auf ihre Kosten zu schaffen.

(4) Wird die Nutzung eines Grundstiicks infolge der die Entschadigungspflicht auslésenden behérdlichen An-
ordnung unmdoglich oder erheblich erschwert, so kann der Grundstiickseigentiimer verlangen, dass die ent-
schadigungspflichtige Person das Grundstiick zum Verkehrswert erwirbt. Lasst sich der nicht betroffene Teil
eines Grundstiicks nach seiner bisherigen Bestimmung nicht mehr zweckmaf3ig nutzen, so kann der Grund-
stuckseigentimer den Erwerb auch dieses Teils verlangen. Ist der Grundstuckseigentiimer zur Sicherung sei-
ner Existenz auf Ersatzland angewiesen und kann Ersatzland zu angemessenen Bedingungen beschafft wer-
den, so ist ihm auf Antrag anstelle einer Entschadigung in Geld das Eigentum an einem Ersatzgrundstiick zu
verschaffen.

(5) Ist nach § 97 die begunstigte Person entschadigungspflichtig, kann die anspruchsberechtigte Person Si-
cherheitsleistung verlangen.

§97
Entschadigungspflichtige Person

Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, hat die Entschadigung zu leisten, wer unmittelbar durch
den Vorgang begunstigt wird, der die Entschadigungspflicht auslést. Sind mehrere unmittelbar begunstigt, so
haften sie als Gesamtschuldner. Ist niemand unmittelbar begtinstigt, so hat das Land die Entschadigung zu
leisten. Lasst sich zu einem spéteren Zeitpunkt eine begunstigte Person bestimmen, hat sie die aufgewandten
Entschadigungsbetrage dem Land zu erstatten.

§ 98
Entschadigungsverfahren

(1) Uber Anspriiche auf Entschadigung ist gleichzeitig mit der dem Anspruch zugrunde liegenden Anordnung
zu entscheiden. Die Entscheidung kann auf die Pflicht zur Entschadigung dem Grunde nach beschrankt wer-
den.

(2) Vor der Festsetzung des Umfangs einer Entschadigung nach Absatz 1 hat die zustandige Behérde auf
eine gutliche Einigung der Beteiligten hinzuwirken, wenn einer der Beteiligten dies beantragt. Kommt eine
Einigung nicht zustande, so setzt die Behorde die Entschadigung fest.
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8§99
Ausgleich

Ein Ausgleich nach § 52 Absatz 5 und § 78a Absatz 5 Satz 4 ist in Geld zu leisten. Im Ubrigen gelten fiir einen
Ausgleich nach Satz 1 § 96 Absatz 1 und 5 und § 97 entsprechend.

§ 99a
Vorkaufsrecht

(1) Den Landern steht ein Vorkaufsrecht an Grundstiicken zu, die fir MaBnahmen des Hochwasser- oder
Kistenschutzes benotigt werden. Liegen die Merkmale des Satzes 1 nur bei einem Teil des Grundstiicks vor,
so erstreckt sich das Vorkaufsrecht nur auf diesen Grundstiicksteil. Der Eigentiimer kann verlangen, dass sich
der Vorkauf auf das gesamte Grundstiick erstreckt, wenn ihm der weitere Verbleib des anderen Grundstiick-
steils in seinem Eigentum wirtschaftlich nicht zuzumuten ist.

(2) Das Vorkaufsrecht steht den Landern nicht zu beim Kauf von Rechten nach dem Wohnungseigentumsge-
setz.

(3) Das Vorkaufsrecht darf nur ausgetbt werden, wenn dies aus Griinden des Hochwasserschutzes oder des
Kistenschutzes erforderlich ist.

(4) Das Vorkaufsrecht bedarf nicht der Eintragung in das Grundbuch. Es geht rechtsgeschéftlich und landes-
rechtlich begriindeten Vorkaufsrechten mit Ausnahme solcher auf dem Gebiet des land- und forstwirtschaftli-
chen Grundstiicksverkehrs und des Siedlungswesens im Rang vor. Bei einem Eigentumserwerb auf Grund
der Auslibung des Vorkaufsrechts erléschen durch Rechtsgeschéft begriindete Vorkaufsrechte. Das Vorkaufs-
recht erstreckt sich nicht auf einen Verkauf an einen Ehegatten, einen eingetragenen Lebenspartner oder
einen Verwandten ersten Grades. Die 88 463 bis 469, 471, 1098 Absatz 2 und die 88 1099 bis 1102 des
Burgerlichen Gesetzbuchs sind anzuwenden.

(5) Die Lander koénnen das Vorkaufsrecht auf Antrag auch zugunsten von Kérperschaften und Stiftungen des
offentlichen Rechts ausuben.

(6) Abweichende Rechtsvorschriften der Lander bleiben unberihrt.

Kapitel 5
Gewasseraufsicht

§ 100
Aufgaben der Gewasseraufsicht

(1) Aufgabe der Gewasseraufsicht ist es, die Gewasser sowie die Erfiillung der 6ffentlich-rechtlichen Verpflich-
tungen zu Uberwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriften dieses Gesetzes, nach auf dieses Gesetz
gestiutzten Rechtsverordnungen oder nach landesrechtlichen Vorschriften bestehen. Die zustandige Behorde
ordnet nach pflichtgeméaRem Ermessen die MalBnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um Beeintrach-
tigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu beseitigen oder die Erfullung von Verpflichtungen nach
Satz 1 sicherzustellen.

(2) Auf Grund dieses Gesetzes und nach landesrechtlichen Vorschriften erteilte Zulassungen sind regelmafig
sowie aus besonderem Anlass zu Uberprifen und, soweit erforderlich, anzupassen.

§101
Befugnisse der Gewasseraufsicht
(1) Bedienstete und Beauftragte der zustéandigen Behdrde sind im Rahmen der Gewasseraufsicht befugt,
1. Gewasser zu befahren,
2. technische Ermittlungen und Prufungen vorzunehmen,

3. zu verlangen, dass Auskiinfte erteilt, Unterlagen vorgelegt und Arbeitskréafte, Werkzeuge und sonstige
technische Hilfsmittel zur Verfligung gestellt werden,

Betriebsgrundstiicke und -rdume wéhrend der Betriebszeit zu betreten,

5.  Wohnrdume sowie Betriebsgrundstiicke und -raume auf3erhalb der Betriebszeit zu betreten, sofern die
Prufung zur Verhiitung dringender Gefahren fiir die offentliche Sicherheit und Ordnung erforderlich ist,
und
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6. jederzeit Grundstiicke und Anlagen zu betreten, die nicht zum unmittelbar angrenzenden befriedeten Be-
sitztum von Raumen nach den Nummern 4 und 5 gehdren.

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird durch Satz 1 Nummer
5 eingeschrénkt. Sind Gewasserschutzbeauftragte bestellt, sind sie auf Verlangen der Bediensteten und Be-
auftragten der zustandigen Behorde zu MaRnahmen der Gewasseraufsicht nach Satz 1 hinzuzuziehen.

(2) Werden Anlagen nach § 62 Absatz 1 errichtet, unterhalten, betrieben oder stillgelegt, haben auch die Ei-
gentimer und Besitzer der Grundstiicke, auf denen diese Tatigkeiten ausgelbt werden, das Betreten der
Grundstiicke zu gestatten, auf Verlangen Auskunfte zu erteilen und technische Ermittlungen und Prufungen
zu ermdglichen.

(3) Fur die zur Auskunft verpflichtete Person gilt § 55 der Strafprozessordnung entsprechend.

(4) Fur die zur Uberwachung nach den Absétzen 1 und 2 zustandigen Behdrden und ihre Bediensteten gelten
die 88 93, 97, 105 Absatz 1, § 111 Absatz 5 in Verbindung mit § 105 Absatz 1 sowie § 116 Absatz 1 der
Abgabenordnung nicht. Dies gilt nicht, soweit die Finanzbehdrden die Kenntnisse fir die Durchfiihrung eines
Verfahrens wegen einer Steuerstraftat sowie eines damit zusammenhangenden Besteuerungsverfahrens be-
ndtigen, an deren Verfolgung ein zwingendes 6ffentliches Interesse besteht, oder soweit es sich um vorsétzlich
falsche Angaben der zur Auskunft verpflichteten Person oder der fiir sie tatigen Personen handelt.

§102
Gewasseraufsicht bei Anlagen und Einrichtungen der Verteidigung

Die Bundesregierung wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu bestim-
men, dass die Gewdasseraufsicht im Sinne dieses Kapitels bei Anlagen und Einrichtungen, die der Verteidigung
dienen, zum Geschéftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung gehdrenden Stellen tUbertragen wird.

_ Kapitel 6
Bul3geld- und Uberleitungsbestimmungen

§ 103
BuRgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
1. ohne Erlaubnis und ohne Bewilligung nach § 8 Absatz 1 ein Gewéasser benutzt,
2. einer vollziehbaren Auflage nach § 13 Absatz 1, auch in Verbindung mit
a) 8§58 Absatz 4 Satz 1, auch in Verbindung mit § 59 Absatz 1, oder
b) 8§63 Absatz 1 Satz 2,
zuwiderhandelt,
3. einer Rechtsverordnung nach
a) 8§23 Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 8 oder Nummer 9 oder
b) 8§23 Absatz 1 Nummer 10 oder Nummer 11

oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit
die Rechtsverordnung fur einen bestimmten Tatbestand auf diese Bul3geldvorschrift verweist,

4. entgegen § 32 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2, 8 45 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 3 oder § 48 Absatz 2
Satz 1 oder Satz 2 Stoffe lagert, ablagert oder beférdert oder in ein oberirdisches Gewasser oder in ein
Klstengewasser einbringt,

5. entgegen 8§ 37 Absatz 1 den natirlichen Ablauf wild abflieRenden Wassers behindert, verstarkt oder sonst
verandert,

6. einer Vorschrift des § 38 Absatz 4 Satz 2 Uber eine dort genannte verbotene Handlung im Gewasser-
randstreifen zuwiderhandelt,

7. entgegen § 50 Absatz 4, § 60 Absatz 1 Satz 2 oder § 62 Absatz 2 eine dort genannte Anlage errichtet,
betreibt, unterhalt oder stilllegt,

7a. einer Rechtsverordnung nach 8§ 51 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit
a) 852 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe a oder Buchstabe ¢ oder Nummer 3 oder
b) 8§52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b
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zuwiderhandelt, soweit sie fur einen bestimmten Tatbestand auf diese Bul3geldvorschrift verweist,
8. einer vollziehbaren Anordnung nach

a) 8§52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe a oder Buchstabe ¢ oder Nummer 3,

b) 8§52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b,

jeweils auch in Verbindung mit § 52 Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 oder § 53 Absatz 5, zuwiderhandelt,
soweit sie fur einen bestimmten Tatbestand auf diese Bul3geldvorschrift verweist,

8a. einer Rechtsverordnung nach 8§ 53 Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit 8 53 Absatz 5 in Verbindung mit
a) 8§52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 Buchstabe a oder Buchstabe ¢ oder Nummer 3 oder
b) 8§52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b
zuwiderhandelt,

9. ohne Genehmigung nach § 58 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 59 Absatz 1, Abwasser in eine
Abwasseranlage einleitet,

10. ohne Genehmigung nach § 60 Absatz 3 Satz 1 eine Abwasserbehandlungsanlage errichtet, betreibt oder
wesentlich andert,

11. entgegen § 61 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 eine Aufzeich-
nung nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig anfertigt, nicht oder nicht mindestens funf Jahre aufbewahrt
oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,

12. entgegen § 63 Absatz 1 Satz 1 eine dort genannte Anlage errichtet, betreibt oder wesentlich andert,

13. entgegen § 64 Absatz 1 nicht mindestens einen Gewasserschutzbeauftragten bestellt,

14. einer vollziehbaren Anordnung nach § 64 Absatz 2 zuwiderhandelt,

15. ohne festgestellten und ohne genehmigten Plan nach 8 68 Absatz 1 oder Absatz 2 ein Gewdasser ausbaut,

16. entgegen § 78 Absatz 4 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 8, eine dort genannte Anlage errichtet
oder erweitert,

16a. einer Vorschrift des § 78a Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 6, Uber eine untersagte Hand-
lung in einem dort genannten Gebiet zuwiderhandelt,

17. entgegen § 78a Absatz 3 einen Gegenstand nicht oder nicht rechtzeitig entfernt,
18. entgegen § 78c Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 eine Heizélverbraucheranlage errichtet,

19. entgegen § 78c Absatz 3 eine Heizdlverbraucheranlage nicht, nicht richtig, nicht in der vorgeschriebenen
Weise oder nicht rechtzeitig nachristet,

20. einer vollziehbaren Anordnung nach 8 101 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zuwiderhandelt oder

21. entgegen 8 101 Absatz 2 das Betreten eines Grundstlicks nicht gestattet oder eine Auskunft nicht, nicht
richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erteilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 Buchstabe a, Nummer 4 bis 7,
7a Buchstabe a, Nummer 8 Buchstabe a, Nummer 8a Buchstabe a, Nummer 9, 10 und 12 bis 19 mit einer
GeldbuRe bis zu fiinfzigtausend Euro und in den Ubrigen Fallen mit einer Geldbul3e bis zu zehntausend Euro
geahndet werden.

§104
Uberleitung bestehender Erlaubnisse und Bewilligungen

(1) Erlaubnisse, die vor dem 1. Mé&rz 2010 nach § 7 des Wasserhaushaltsgesetzes erteilt worden sind, gelten
als Erlaubnisse nach diesem Gesetz fort. Soweit landesrechtliche Vorschriften fir bestimmte Erlaubnisse nach
Satz 1 die Rechtsstellung ihrer Inhaber gegentiber Dritten regeln, gelten die Erlaubnisse nach den Vorschriften
dieses Gesetzes lber gehobene Erlaubnisse fort.

(2) Bewilligungen, die vor dem 1. Marz 2010 nach § 8 des Wasserhaushaltsgesetzes erteilt worden sind, gelten
als Bewilligungen nach diesem Gesetz fort.
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§ 104a
Ausnahmen von der Erlaubnispflicht bei bestehenden Anlagen
zur untertagigen Ablagerung von Lagerstattenwasser

(1) Die Nutzung einer Anlage zur untertagigen Ablagerung von Lagerstattenwasser, das bei Ma3hahmen nach
§ 9 Absatz 2 Nummer 3 oder bei anderen Malinahmen zur Aufsuchung oder Gewinnung von Erdgas oder
Erdol anfallt, bedarf unbeschadet des Absatzes 2 keiner Erlaubnis nach § 8 Absatz 1, wenn die Anlage vor
dem 11. Februar 2017 in Ubereinstimmung mit einem bestandskraftig zugelassenen Betriebsplan nach § 52
des Bundesberggesetzes errichtet worden ist oder zu diesem Zeitpunkt ein bestandskraftig zugelassener Be-
triebsplan fur die Anlage vorliegt. In diesen Féllen sind die sich aus § 13b Absatz 2 und 3 ergebenden Ver-
pflichtungen in den jeweiligen Zulassungen von kiinftig gemaf § 52 Absatz 1 Satz 1 des Bundesberggesetzes
aufzustellenden Hauptbetriebsplanen spatestens bis zum 11. Februar 2019 zu regeln. § 13b Absatz 4 gilt fur
den Unternehmer im Sinne von 8§ 4 Absatz 5 des Bundesberggesetzes in diesen Féllen entsprechend.

(2) Die Nutzung einer Anlage nach Absatz 1 Satz 1, die nach § 22c Absatz 1 Satz 3 der Allgemeinen Bundes-
bergverordnung nicht mehr zuléssig ist, bedarf keiner Erlaubnis nach § 8 Absatz 1, wenn der Anlagenbetreiber
spatestens bis zum 11. Februar 2019 grundsétzlich zulassungsféhige Antrage fur Zulassungen fur eine an-
derweitige Entsorgung des Lagerstattenwassers (Entsorgungskonzept) vorlegt und hierfir eine behérdliche
Bestatigung nach Satz 4 vorliegt. Aus dem Entsorgungskonzept muss sich ergeben, wie das Lagerstatten-
wasser kinftig entsorgt werden soll, sodass insbesondere folgende Anforderungen erflllt sind:

1. die Anforderungen nach § 22c¢ Absatz 1 Satz 3 der Allgemeinen Bundesbergverordnung und
2. die Anforderungen nach § 13a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b.

Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn die Anlage nach Absatz 1 Satz 1 in einem Gebiet nach § 13a
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a oder Buchstabe b liegt. Sofern die zustandige Behérde die grund-
satzliche Zulassungsfahigkeit der Antrage bestatigt, ist die Nutzung der Anlage in den Fallen der Satze 1 und
3 spatestens am 11. Februar 2022 einzustellen. Andernfalls ist die Nutzung der Anlage in den Féllen der Satze
1 und 3 spatestens am 11. Februar 2020 einzustellen. Die Sétze 3 bis 5 gelten nicht, soweit die Ablagerung
des Lagerstattenwassers fur die Schutzzone Il eines festgesetzten Wasserschutzgebietes oder eines festge-
setzten Heilquellenschutzgebietes ausnahmsweise zugelassen wird

1. in einer Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 1, auch in Verbindung mit § 53 Absatz 5 oder

2. durch behdrdliche Entscheidung; § 52 Absatz 1 Satz 2 und 3, auch in Verbindung mit § 53 Absatz 5, gilt
entsprechend.

§ 105
Uberleitung bestehender sonstiger Zulassungen

(1) Eine Zulassung fur das Einleiten von Abwasser in 6ffentliche Abwasseranlagen, die vor dem 1. Marz 2010
erteilt worden ist, gilt als Genehmigung nach § 58 fort. Eine Zulassung fir das Einleiten von Abwasser in
private Abwasseranlagen, die vor dem 1. Méarz 2010 erteilt worden ist, gilt als Genehmigung nach § 59 fort.
Eine Genehmigung nach § 58 oder § 59 ist nicht erforderlich fir Einleitungen von Abwasser in ¢ffentliche oder
private Abwasseranlagen, die vor dem 1. Marz 2010 begonnen haben, wenn die Einleitung nach dem am 28.
Februar 2010 geltenden Landesrecht ohne Genehmigung zuléassig war.

(2) Eine Zulassung, die vor dem 1. Marz 2010 nach § 18c des Wasserhaushaltsgesetzes in der am 28. Februar
2010 geltenden Fassung in Verbindung mit den landesrechtlichen Vorschriften erteilt worden ist, gilt als Ge-
nehmigung nach § 60 Absatz 3 fort.

(3) Eine Eignungsfeststellung, die vor dem 1. M&rz 2010 nach § 19h Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes
in der am 28. Februar 2010 geltenden Fassung erteilt worden ist, gilt als Eignungsfeststellung nach § 63
Absatz 1 fort. Ist eine Bauartzulassung vor dem 1. Marz 2010 nach § 19h Absatz 2 des Wasserhaushaltsge-
setzes in der am 28. Februar 2010 geltenden Fassung erteilt worden, ist eine Eignungsfeststellung nach § 63
Absatz 1 nicht erforderlich.

(4) Ein Plan, der vor dem 1. Mé&rz 2010 nach § 31 Absatz 2 oder Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes in
der am 28. Februar 2010 geltenden Fassung oder nach landesrechtlichen Vorschriften festgestellt oder ge-
nehmigt worden ist, gilt jeweils als Planfeststellungsbeschluss oder als Plangenehmigung nach § 68 fort.

§ 106
Uberleitung bestehender Schutzgebietsfestsetzungen

(1) Vor dem 1. Marz 2010 festgesetzte Wasserschutzgebiete gelten als festgesetzte Wasserschutzgebiete im
Sinne von § 51 Absatz 1.
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(2) Vor dem 1. Mérz 2010 festgesetzte Heilquellenschutzgebiete gelten als festgesetzte Heilquellenschutzge-
biete im Sinne von § 53 Absatz 4.

(3) Vor dem 1. Méarz 2010 festgesetzte, als festgesetzt geltende oder vorlaufig gesicherte Uberschwemmungs-
gebiete gelten als festgesetzte oder vorlaufig gesicherte Uberschwemmungsgebiete im Sinne von § 76 Absatz
2 oder Absatz 3.

§ 107
Ubergangsbestimmung fiir industrielle Abwasserbehandlungsanlagen
und Abwassereinleitungen aus Industrieanlagen

(1) Eine Zulassung, die vor dem 2. Mai 2013 nach landesrechtlichen Vorschriften fir Abwasserbehandlungs-
anlagen im Sinne des § 60 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 erteilt worden ist, gilt als Genehmigung nach § 60
Absatz 3 Satz 1 fort. Bis zum 7. Juli 2015 missen alle in Satz 1 genannten Anlagen den Anforderungen nach
§ 60 Absatz 1 bis 3 entsprechen.

(1a) Ist eine Anlage im Sinne von § 60 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 vor dem 28. Januar 2018 nach landesrecht-
lichen Vorschriften nicht im Rahmen einer Deponiezulassung, sondern anderweitig zugelassen worden, gilt
diese Zulassung als Genehmigung nach § 60 Absatz 3 Satz 1 fort. Bis zum 28. Januar 2020 miissen alle in
Satz 1 genannten Anlagen den Anforderungen nach § 60 Absatz 1 bis 3 entsprechen.

(2) Soweit durch Artikel 2 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie Uber Industrieemissionen vom 8. Ap-
ril 2013 (BGBI. | S. 734) neue Anforderungen festgelegt worden sind, sind diese Anforderungen von Einleitun-
gen aus Anlagen nach 8§ 3 der Verordnung tiber genehmigungsbediirftige Anlagen, die sich zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens des genannten Gesetzes in Betrieb befanden, ab dem 7. Januar 2014 zu erfillen, wenn vor
diesem Zeitpunkt

1. eine Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes fir die Anlage erteilt wurde oder
2. von ihrem Betreiber ein vollstandiger Genehmigungsantrag gestellt wurde.

Einleitungen aus bestehenden Anlagen nach Satz 1, die nicht von Anhang | der Richtlinie 2008/1/EG des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2008 Uber die integrierte Vermeidung und Vermin-
derung der Umweltverschmutzung (ABI. L 24 vom 29.1.2008, S. 8), die durch die Richtlinie 2009/31/EG (ABI.
L 140 vom 5.6.2009, S. 114) geéndert worden ist, erfasst wurden, haben abweichend von Satz 1 die dort
genannten Anforderungen ab dem 7. Juli 2015 zu erftllen.
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Anlage 1
(zu 8 3 Nummer 11)

Kriterien zur Bestimmung des Standes der Technik

Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind unter Beriicksichtigung der VerhaltnismaRigkeit zwischen
Aufwand und Nutzen moglicher Mal3nahmen sowie des Grundsatzes der Vorsorge und der Vorbeugung, je-
weils bezogen auf Anlagen einer bestimmten Art, insbesondere folgende Kriterien zu bertcksichtigen:

1.
2.
3.

© © N o g s

11.
12.
13.

Einsatz abfallarmer Technologie,
Einsatz weniger geféahrlicher Stoffe,

Forderung der Ruckgewinnung und Wiederverwertung der bei den einzelnen Verfahren erzeugten und
verwendeten Stoffe und gegebenenfalls der Abfélle,

vergleichbare Verfahren, Vorrichtungen und Betriebsmethoden, die mit Erfolg im Betrieb erprobt wurden,
Fortschritte in der Technologie und in den wissenschaftlichen Erkenntnissen,

Art, Auswirkungen und Menge der jeweiligen Emissionen,

Zeitpunkte der Inbetriebnahme der neuen oder der bestehenden Anlagen,

die fur die Einfihrung einer besseren verfiigbaren Technik erforderliche Zeit,

Verbrauch an Rohstoffen und Art der bei den einzelnen Verfahren verwendeten Rohstoffe (einschlie3lich
Wasser) sowie Energieeffizienz,

Notwendigkeit, die Gesamtwirkung der Emissionen und die Gefahren fir den Menschen und die Umwelt
so weit wie moglich zu vermeiden oder zu verringern,

Notwendigkeit, Unfallen vorzubeugen und deren Folgen fir den Menschen und die Umwelt zu verringern,
Informationen, die von internationalen Organisationen veréffentlicht werden,
Informationen, die in BVT-Merkblattern enthalten sind.
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Anlage 2
(zu 8 7 Absatz 1 Satz 3)

Fiussgebietseinhaitan in der Bundesrepubllk Deutschiand
(Richtlinie 2000/60/EG - Wasserrahmenrichtlinie)

Die Memng md Kaméchmm der aulerhalb der Grenzen der Bundesrepublik Deutschiand liegenden Telle
nheiten dienen lediglich der Veranschaulichung und lassen Festiegungen anderer

Kartengrundlage:
Landerarbeitsgemeinschaft Wasser {(LAWA},
Quelle: Umnweltbundesamt, Juni 2004 Bundesamt fir Kartographie und Geodésie (BKG)
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Gesetzeshistorie:

31.07.2009

11.08.2010
06.10.2011
22.12.2011
24.02.2012

05.12.2012

21.01.2013

08.04.2013
07.08.2013

07.08.2013

15.11.2014

31.08.2015

11.04.2016

24.05.2016

18.07.2016

21.07.2016

26.07.2016

04.08.2016

29.03.2017

30.06.2017

18.07.2017

04.12.2018

Materialien:
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BGBI. | Nr. 51 S. 2585 Ursprungsfassung
Inkrafttreten 7.8.2009, im Ubrigen 01.03.2010

BGBI. 1 S 1163, 1168 Inkrafttreten 18.08.2010
BGBI. | Nr. 51 S. 1986 Inkrafttreten 14.10.2011
BGBI. | Nr. 71 S. 3044, 3051 Inkrafttreten 01.04.2012

BGBI. I Nr. 10 S. 212, 249 Inkrafttreten 01.06.2012
Gesetz zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallrechts

BGBI. Nr. 57 S. 2449, 2452 Inkrafttreten 01.07.2013
Gesetz zur Anpassung des Bauproduktengesetzes ...

BGBI. I Nr. 3 S. 95, 98 Inkrafttreten 29.01./01.08.2013
Gesetz zur Anderung des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes

BGBI. | Nr. 17 S. 734, 741 Inkrafttreten 02.05.2013

BGBI. I Nr. 48 S. 3154, 3180 Inkrafttreten 15.08.2013
Artikel 2 Abs. 100 Gesetz zur Strukturreform des Gebiihrenrechts des Bundes

BGBI. | Nr. 48 S. 3154, 3206 aufgehoben
Artikel 4 Abs. 76 Gesetz zur Strukturreform des Gebihrenrechts des Bundes

BGBI. | Nr. 52 S. 1724 Inkrafttreten 20.05.2015
Artikel 2 Gesetz zur Anderung des Umweltstatistikgesetzes und des Wasser-
haushaltsgesetzes

BGBI. I Nr. 35 S. 1474, 1520 Inkrafttreten 08.09.2015
Artikel 320 Zehnte Zustandigkeitsanpassungsverordnung

BGBL. | Nr. 17 S. 745 Inkrafttreten 18.10.2016 Artikel 1 Gesetz zur Anderung
des Wasserhaushaltsgesetzes zur Einfilhrung von Grundsatzen fir die Kosten
von Wasserdienstleistungen und Wassernutzungen

BGBI. I Nr. 24 S. 1217, 1219 Inkrafttreten 01.06.2016
Artikel 11 WSV-Zustéandigkeitsanpassungsgesetz

BGBI. I Nr. 35 S. 1666, 1673 Inkrafttreten 01.10.2021
Artikel 4 Abs. 73 Gesetz zur Aktualisierung der Strukturreform des Gebuhren-
rechts des Bundes

BGBI. | Nr. 36 S. 1764 Inkrafttreten 27.07.2016
Artikel 3 Gesetz zur Anderung berg-, umweltschadens- und wasserrechtlicher
Vorschriften

BGBI. I Nr. 37 S. 1839, 1842 Inkrafttreten 29.01.2017
Artikel 4 Gesetz zur Anderung des Umweltstatistikgesetzes, des Hochbausta-
tistikgesetzes sowie bestimmter immissionsschutz- und wasserrechtlicher....

BGBI. I Nr. 40 S. 1972 Inkrafttreten 11.02.2017
Gesetz zur Anderung wasser- und naturschutzrechtlicher Vorschriften zur Un-
tersagung und zur Risikominimierung bei den Verfahren der Fracking....

BGBI. I Nr. 16 S. 626, 645 Inkrafttreten 05.04.2017
Artikel 122 Gesetz zum Abbau verzichtbarer Anordnungen der Schriftform im
Verwaltungsrecht des Bundes

BGBI. I Nr. 44 S. 2193 Inkrafttreten 05.01.2018

Artikel 1 Gesetz zur weiteren Verbesserung des Hochwasserschutzes und zur
Vereinfachung von Verfahren des Hochwasserschutzes (Hochwasserschutz-
gesetz Il)

BGBI. I Nr. 52 S. 2771 Inkrafttreten 28.01.2018
Artikel 1 Gesetz zur Einfuhrung einer wasserrechtlichen Genehmigung ...

BGBI. | Nr. 43 S. 2254, 2255 Inkrafttreten 11.06.2018
Artikel 2 Gesetz zur Beschréankung des marinen Geo-Engineerings
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04.06.2009

17.06.2009
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BundestagsDrs. 16/12275 Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des
Wasserrechts

BundestagsDrs. 16/12786 Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des
Wasserrechts

BundestagsDrs. 16/13306 Stellungnahme des Bundesrates und Gegenaulie-
rung der Bundesregierung

BundestagsDrs. 16/13426 Beschlussempfehlung des Ausschusses

BundestagsDrs. 18/4713 Entwurf eines Gesetzes zur Anderung wasser- und
naturschutzrechtlicher Vorschriften

BundestagsDrs. 18/6986 Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des WHG zur
Einfihrung von Grundsatzen fur die Kosten von Wasserdienstleistungen

BundesratsDrs. 353/16 Gesetz zur Anderung wasser- und naturschutzrechtli-
cher Vorschriften zur Untersagung und zur Risikominimierung bei den Verfah-
ren der Fracking-Technologie

BundesratsDrs. 655/16 Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Verbesserung
des Hochwasserschutzes - Hochwasserschutzgesetz Il

31.07.2009 (BGBI. I S. 2585 / FNA 753-13) Seite 59
Stand 04.12.2018 (BGBI. | S. 2254, 2255)


http://igsvtu.lanuv.nrw.de/VTUP=7/dokus/70102/1612275.pdf
http://igsvtu.lanuv.nrw.de/VTUP=7/dokus/70102/1612786.pdf
http://igsvtu.lanuv.nrw.de/VTUP=7/dokus/70102/1613306.pdf
http://igsvtu.lanuv.nrw.de/VTUP=7/dokus/70102/1613426.pdf
http://igsvtu.lanuv.nrw.de/VTUP=7/dokus/70102/1804713.pdf
http://igsvtu.lanuv.nrw.de/VTUP=7/dokus/70102/1806986.pdf
http://igsvtu.lanuv.nrw.de/VTUP=7/dokus/70102/35316.pdf
http://igsvtu.lanuv.nrw.de/VTUP=7/dokus/70102/0655-16.pdf

	Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts - Wasserhaushaltsgesetz - WHG 0F  1F
	Kapitel 1 Allgemeine Bestimmungen
	§ 1 Zweck
	§ 2 Anwendungsbereich
	§ 3 Begriffsbestimmungen
	§ 4 Gewässereigentum, Schranken des Grundeigentums
	§ 5 Allgemeine Sorgfaltspflichten

	Kapitel 2 Bewirtschaftung von Gewässern
	Abschnitt 1 Gemeinsame Bestimmungen
	§ 6 Allgemeine Grundsätze der Gewässerbewirtschaftung
	§ 6a Grundsätze für die Kosten von Wasserdienstleistungen und Wassernutzungen
	§ 7 Bewirtschaftung nach Flussgebietseinheiten
	§ 8 Erlaubnis, Bewilligung
	§ 9 Benutzungen
	§ 10 Inhalt der Erlaubnis und der Bewilligung
	§ 11 Erlaubnis-, Bewilligungsverfahren
	§ 12 Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis und der Bewilligung, Bewirtschaftungsermessen
	§ 13 Inhalts- und Nebenbestimmungen der Erlaubnis und der Bewilligung
	§ 13a Versagung und Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis für bestimmte Gewässerbenutzungen; unabhängige Expertenkommission
	§ 13b Antragsunterlagen und Überwachung bei bestimmten Gewässerbenutzungen; Stoffregister
	§ 14 Besondere Vorschriften für die Erteilung der Bewilligung
	§ 15 Gehobene Erlaubnis
	§ 16 Ausschluss privatrechtlicher Abwehransprüche
	§ 17 Zulassung vorzeitigen Beginns
	§ 18 Widerruf der Erlaubnis und der Bewilligung
	§ 19 Planfeststellungen und bergrechtliche Betriebspläne
	§ 20 Alte Rechte und alte Befugnisse
	§ 21 Anmeldung alter Rechte und alter Befugnisse
	§ 22 Ausgleich zwischen konkurrierenden Gewässerbenutzungen
	§ 23 Rechtsverordnungen zur Gewässerbewirtschaftung
	§ 24 Erleichterungen für EMAS-Standorte

	Abschnitt 2 Bewirtschaftung oberirdischer Gewässer
	§ 25 Gemeingebrauch
	§ 26 Eigentümer- und Anliegergebrauch
	§ 27 Bewirtschaftungsziele für oberirdische Gewässer
	§ 28 Einstufung künstlicher und erheblich veränderter Gewässer
	§ 29 Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele
	§ 30 Abweichende Bewirtschaftungsziele
	§ 31 Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen
	§ 32 Reinhaltung oberirdischer Gewässer
	§ 33 Mindestwasserführung
	§ 34 Durchgängigkeit oberirdischer Gewässer
	§ 35 Wasserkraftnutzung
	§ 36 Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern
	§ 37 Wasserabfluss
	§ 38 Gewässerrandstreifen
	§ 39 Gewässerunterhaltung
	§ 40 Träger der Unterhaltungslast
	§ 41 Besondere Pflichten bei der Gewässerunterhaltung
	§ 42 Behördliche Entscheidungen zur Gewässerunterhaltung

	Abschnitt 3 Bewirtschaftung von Küstengewässern
	§ 43 Erlaubnisfreie Benutzungen von Küstengewässern
	§ 44 Bewirtschaftungsziele für Küstengewässer
	§ 45 Reinhaltung von Küstengewässern

	Abschnitt 3a Bewirtschaftung von Meeresgewässern
	§ 45a Bewirtschaftungsziele für Meeresgewässer
	§ 45b Zustand der Meeresgewässer
	§ 45c Anfangsbewertung
	§ 45d Beschreibung des guten Zustands der Meeresgewässer
	§ 45e Festlegung von Zielen
	§ 45f Überwachungsprogramme
	§ 45g Fristverlängerungen; Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen
	§ 45h Maßnahmenprogramme
	§ 45i Beteiligung der Öffentlichkeit
	§ 45j Überprüfung und Aktualisierung
	§ 45k Koordinierung
	§ 45l Zuständigkeit im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels

	Abschnitt 4 Bewirtschaftung des Grundwassers
	§ 46 Erlaubnisfreie Benutzungen des Grundwassers
	§ 47 Bewirtschaftungsziele für das Grundwasser
	§ 48 Reinhaltung des Grundwassers
	§ 49 Erdaufschlüsse

	Kapitel 3 Besondere wasserwirtschaftliche Bestimmungen
	Abschnitt 1 Öffentliche Wasserversorgung, Wasserschutzgebiete, Heilquellenschutz
	§ 50 Öffentliche Wasserversorgung
	§ 51 Festsetzung von Wasserschutzgebieten
	§ 52 Besondere Anforderungen in Wasserschutzgebieten
	§ 53 Heilquellenschutz

	Abschnitt 2 Abwasserbeseitigung
	§ 54 Begriffsbestimmungen für die Abwasserbeseitigung
	§ 55 Grundsätze der Abwasserbeseitigung
	§ 56 Pflicht zur Abwasserbeseitigung
	§ 57 Einleiten von Abwasser in Gewässer
	§ 58 Einleiten von Abwasser in öffentliche Abwasseranlagen
	§ 59 Einleiten von Abwasser in private Abwasseranlagen
	§ 60 Abwasseranlagen
	§ 61 Selbstüberwachung bei Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen

	Abschnitt 3 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
	§ 62 Anforderungen an den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
	§ 62a Nationales Aktionsprogramm zum Schutz von Gewässern vor Nitrateinträgen aus Anlagen
	§ 63 Eignungsfeststellung

	Abschnitt 4 Gewässerschutzbeauftragte
	§ 64 Bestellung von Gewässerschutzbeauftragten
	§ 65 Aufgaben von Gewässerschutzbeauftragten
	§ 66 Weitere anwendbare Vorschriften

	Abschnitt 5 Gewässerausbau, Deich-, Damm- und Küstenschutzbauten
	§ 67 Grundsatz, Begriffsbestimmung
	§ 68 Planfeststellung, Plangenehmigung
	§ 69 Abschnittsweise Zulassung, vorzeitiger Beginn
	§ 70 Anwendbare Vorschriften, Verfahren
	§ 71 Enteignungsrechtliche Regelungen
	§ 71a Vorzeitige Besitzeinweisung

	Abschnitt 6 Hochwasserschutz
	§ 72 Hochwasser
	§ 73 Bewertung von Hochwasserrisiken, Risikogebiete
	§ 74 Gefahrenkarten und Risikokarten
	§ 75 Risikomanagementpläne
	§ 76 Überschwemmungsgebiete an oberirdischen Gewässern
	§ 77 Rückhalteflächen, Bevorratung
	§ 78 Bauliche Schutzvorschriften für festgesetzte Überschwemmungsgebiete
	§ 78a Sonstige Schutzvorschriften für festgesetzte Überschwemmungsgebiete
	§ 78b Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsbieten
	§ 78c Heizölverbraucheranlagen in Überschwemmungsgebieten und in weiteren Risikogebieten
	§ 78d Hochwasserentstehungsgebiete
	§ 79 Information und aktive Beteiligung
	§ 80 Koordinierung
	§ 81 Vermittlung durch die Bundesregierung

	Abschnitt 7 Wasserwirtschaftliche Planung und Dokumentation
	§ 82 Maßnahmenprogramm
	§ 83 Bewirtschaftungsplan
	§ 84 Fristen für Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne
	§ 85 Aktive Beteiligung interessierter Stellen
	§ 86 Veränderungssperre zur Sicherung von Planungen
	§ 87 Wasserbuch
	§ 88 Informationsbeschaffung und -übermittlung

	Abschnitt 8 Haftung für Gewässerveränderungen
	§ 89 Haftung für Änderungen der Wasserbeschaffenheit
	§ 90 Sanierung von Gewässerschäden

	Abschnitt 9 Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen
	§ 91 Gewässerkundliche Maßnahmen
	§ 92 Veränderung oberirdischer Gewässer
	§ 93 Durchleitung von Wasser und Abwasser
	§ 94 Mitbenutzung von Anlagen
	§ 95 Entschädigung für Duldungs- und Gestattungsverpflichtungen

	Kapitel 4 Entschädigung, Ausgleich, Vorkaufsrecht
	§ 96 Art und Umfang von Entschädigungspflichten
	§ 97 Entschädigungspflichtige Person
	§ 98 Entschädigungsverfahren
	§ 99 Ausgleich
	§ 99a Vorkaufsrecht

	Kapitel 5 Gewässeraufsicht
	§ 100 Aufgaben der Gewässeraufsicht
	§ 101 Befugnisse der Gewässeraufsicht
	§ 102 Gewässeraufsicht bei Anlagen und Einrichtungen der Verteidigung

	Kapitel 6 Bußgeld- und Überleitungsbestimmungen
	§ 103 Bußgeldvorschriften
	§ 104 Überleitung bestehender Erlaubnisse und Bewilligungen
	§ 104a Ausnahmen von der Erlaubnispflicht bei bestehenden Anlagen zur untertägigen Ablagerung von Lagerstättenwasser
	§ 105 Überleitung bestehender sonstiger Zulassungen
	§ 106 Überleitung bestehender Schutzgebietsfestsetzungen
	§ 107 Übergangsbestimmung für industrielle Abwasserbehandlungsanlagen und Abwassereinleitungen aus Industrieanlagen

	Anlage 1 (zu § 3 Nummer 11)
	Anlage 2 (zu § 7 Absatz 1 Satz 3)


